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KARL BLECHA 
BUNDESMINISTER FüR INNERES 

B E R IC H T 

Zur Entschließung des Nationalrates vom 

20. Feber 1985, Zl. E 37-NRjXVI.GP., beehre ich mich 

folgendes mitzuteilen: 

Die in der gegenständlichen Entschließung des 

Nationalrates vorgenommene Umschreibung der Tätigkeit 

der Exekutive als "Vorsorge für die Sicherheit der 

Menschen" geht über den rechtlichen und tatsächlichen 

Aufgabenbereich der Exekutive hinaus. 

Wesentliches Merkmal der " Polizei" ist die 

Gefahrenabwehr. Diese umfaßt die Abwehr besonderer, 

bestimmten Verwaltungsmaterien zuzuordnender Gefahren 

(Verwaltungspolizei) sowie die Abwehr allgemeiner Ge­

fahren, nämlich solcher, die nicht in bezug auf be­

stimmte Verwaltungsmaterien, sondern losgelöst von 

diesen entstehen können (Sicherheitspolizei). 

Es ist evident, daß die der Verwalt�ngspolizei, 

wie beispielsweise Bau-, Gewerbe-, Veranstaltungs- und 

Feuerpol�zei zugehörigen Tätigkeiten durchaus auch 

Elemente" sicherheitspolizeilicher Aufgaben beinhalten. 

Die Sicherheitspolizei umfaßt hingegen - nach 

der von der Lehre geprägten Begriffsumschreibung -

ausschließlich alle jene Maßnahmen, die der Abwehr und der 

Unterdrückung der allgemeinen Gefahren für Leben, Gesund­

heit, Sicherheit, öffentliche Ruhe und Ordnung im Inneren 

dienen. 
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Als Richtnorm zur Qualifikation einer Auf­

gabe als "artfremd" oder nicht wäre die Sicherheits­

polizei heranzuziehen. 

Oie Sicherheitspolizei wird von den Sicher­

heitsbehörden wahrgenommen, die sich zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben der Bundesgendarmerie, der Bundessicher­

heitswache und des Kriminalbeamtenkorps, also der Exe­

kutive, bedienen. 

Meiner Ansicht nach ist im Hinblick auf den in 

der vorliegenden Entschließung gebrauchten Begriff 

"Exekutive" jedoch ausschließlich die Tätigkeit dieser 

Wach körper und nicht die der Behörden Gegenstand dieser 

Entschließung. 

Die Sicherheitsbehörden und damit auch ihre 

Wachkörper haben aber neben der "allgemeinen Sicher­

heitspolizei" (vgl. Art. 10 Abs. 1 Z. 7 B-VG), zu der 

auch die Tätigkeit im Dienste der Straf justiz zählt, 

aus dem Be�eiche der Verwaltungspolizei nachstehende 

Rechtsmaterien zu vollziehen. 

Waffen-, Munitions-und Sprengmittelwesen, 

Schießwesen, Vereins- und Versammlungsangelegenhei­

ten, Pressewesen, Meldewesen, Fremdenpolizei, Paß­

wesen, Regelung und Überwachung des Eintrittes in 

das Bundesgebiet und des Austrittes aus ihm (vgl.u. a. 

§ 15 des Behörden-Überleitungsgesetzes und die Ver­

ordnung des Bundesministers für Inneres vom 26. 2. 1946, 

BGBl. Nr. '74/1946 ). 

Die Vollziehung dieser Materien ist in die 

Tätigkeit der Sicherheitsbehörden und ihrer Wach­

körper bereits dermaßen integriert, daß sie nicht 

mehr weggedacht werden kann, wobei aber auch die 

Tatsache nicht unbeachtet bleiben darf, daß diese 

Materien für die erfolgreiche Erfüllung der Aufga­

ben der Sicherheitsbehörden, insbesondere jener im 
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Dienste der Straf justiz, sogar eine nicht unwesentliche 

Voraussetzung darstellen. 

Darüberhinaus hat der Bundesgesetzgeber die Voll­

ziehung einer Reihe von anderen Bundesgesetzen bzw. be­

stimmter Normen derselben dem Bundesminister für Inneres 

übertragen. 

Ich setze voraus, daß die o.a. den Sicherheits­

behörden bzw. ihren Wachkörpern historisch "zugewachse­

nen" Aufgaben, sowie die Tätigkeit im Dienste der Straf­

justiz und die dem Bundesminister für Inneres übertragene 

Vollziehung bundesgesetzlicher Normen nicht als "artfremde" 

Tätigkeit im Sinne der gegenständlichen Entschließung des 

Nationalrates anzusehen sind. Bezüglich der letztgenann­

ten Normen ist davon auszugehen, daß der Gesetzgeber in 

der jeweils behandelten Materie Wesensmerkmale der Sicher­

heitspolizei oder zumindest Verknüpfungen zu dieser er­

kannte. 

Es gibt allerdings auch eine Reihe von Bundes­

gesetzen, in denen eine Mitwirkung von Organen der Bun­

despolizei und .Bundesgendarmerie vorgesehen ist, die 

keine unmittelbaren Berührungspunkte mit der Sicher­

heitspolizei aufweisen oder in denen sicherheitspoli­

zeiliche. Belange nur am Rande berührt werden. Als Bei­

spiel hiefür seien etwa das Denkmalschutzgesetz, Erd­

ölbevorratungs- und -meldegesetz, Gasöl-Steuerbegünsti­

gungsgesetz, Bundesgesetz vom 4.2.1925 betreffend Rat­

tenvertilgung und in vielen Bestimmungen auch die Ge­

werbeordnung anzuführen, bei deren Vollziehung die 

Organe der Bundespolizei und/oder der Bundesgendar­

merie mitzuwirken haben. 
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Ein weiterer im Zuge der technischen Entwick­

lung immer umfangreicher werdender Aufgabenbereich, näm­

lich die Verkehrspolizei, wäre gesondert zu betrachten. 

Diese eindeutig besondere Gefahren bekämpfende Tätig­

keit ist im Grunde genommen schlechthin die Belastung 

der Exekutive. 

Es ist aber nach einer jahrzehntelangen 

Entwicklung eine Trennung der Verkehrspolizei von der 

Sicherheitsexekutive und Zuweisung derselben an andere 

erst zu errichtende Institutionen nicht mehr vorstellbar. 

Hinsichtlich des ruhenden Verkehrs hingegen 

sollten meines Erachtens Alternativen - etwa durch Über­

nahme der sogenannten "Politessen" in den Gemeinde­

dienst - gefunden werden. 

Zur Frage der Amtshilfe darf ich feststel­

len, daß die damit verbundenen Tätigkeiten aus grund­

sätzlichen Erwägungen nicht als "artfremd" zu qualifi­

zieren sind, da sie von allen Organen im Rahmen ihrer 

Wirkungsbereiche zu leisten sind. 

Somit wären noch die in Landesgesetzen ent­

haltenen Bestimmungen zu prüf�n, welche die Orqane des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes zur Mitwirkung an der 

Vollziehung berufen. 

Viele der vom Landesgesetzgeber den Sicher­

heitsbehörden bzw. ihren Organen zur Vollziehung über­

tragene Normen beziehen sich tatsächlich nicht auf 

Sicherheitsprobleme im Sinne der Bekämpfung allgemeiner 

Gefahren, berühren diese aber - vergleichbar den Rege­

lungen in Bundesgesetzen - in Randbereichen. Ich achte 

daher bei Begutachtungen von Landesgesetzen im Verfahren 

des Art. 97 Abs. 2 8-VG stets darauf, daß den Organen 

des öffentlichen Sicherheitsdienstes nur Aufgaben über­

tragen werden, die entweder spezifisch sicherheitspoli­

zeilicher Natur oder dem Aufgabenbereich der allgemeinen 

Sicherheitspolizei vergleichbar sind bzw. diesem zu-
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mindest nahekommen. Selbst verständlich ließen sich in 

diesem Zusammenhang Ausnahmen finden, bei denen sei­

tens meines Ressorts bzw. der Bundesregierung gegen die 

fraglichen Bestimmungen eines Landesgesetzes kein Ein­

spruch erhoben wurde, um einem höherwertigen Gesamt­

interesse der Bürger eines Landes oder des ganzen Bun­

desstaates zu dienen. 

Diesbezüglich verweise ich beispielsweise auf 

die Fischereigesetze, Jagdgesetze, Motorschlittenge­

setze, Geländefahrzeuggesetze, Bergführergesetze, 

Kulturpfl�zenschutzgesetze, Naturschutzgesetze, Kino­

gesetze, Straßengesetze, Tanzschulgesetze, Waldschutzge­

setze etc. verschiedener Länder, welche die Organe des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes in unterschiedlicher 

Weise zur Mitwirkung bei der Vollziehung heranziehen. 

Eine exakte Abgrenzung der einzelnen Aufgabenbe­

reiche und der mit der Vollziehung verbundenen Kosten 

wäre allerdings nur möglich, wenn ein dem Grundsatz der 

Verwaltungsökonomie widersprechender aber un vermeidba­

rer un verhältnismäß ig hoher Aufwand an Arbeitszeit und 

Kosten eingesetzt würde. 

Im übrigen wäre zu bedenken, daß sicherheits­

polizeiliche und verwaltungspolizeiliche Aufgaben ein­

ander überschneiden können, weshalb nicht in jedem Fal­

le eine scharfe Trennung vorgenommen werden kann. 

Hinsichtlich der Einzelheiten darf ich auf die 

ln der angeschlossenen Beilage enthaltene Auflistung 

jener Landesgesetze verweisen, zu deren Vollziehung die 

Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes berufen sind. 

III-125 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)6 von 133

www.parlament.gv.at



Die gegenständliche Aufstellung wurde - so­

weit es die laufenden Gesetzgebungsakte der Landtage 

zulassen - mit Stand Juli 1985 und so vollständig wie 

es der Umfang der landesrechtlichen Normen zuläßt 

unter Zuhilfenahme der von H R  Dr. SZI RB A verfaßten und 

vom Bundesminister f ür Inneres herausgegebenen Bro­

schüre vorgenommen. 

Allfällige noch im Entwurfs -Stadium befind­

lichen Landesgesetze fanden keine Berücksichtigung. 

Wien, am 2 1. Feber 1986 

Beilage 
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Zahl: 51.00C/77-I:/13/86 

AUF S TEL L U N G 

der Landesgesetze, an deren Vollziehung die Organe 

des öffentlichen Sicherheitsdienstes ffiitzuwirken 

haben. 
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Vorangestellt werden jene Landesgesetze, welche die Mitwirkung 

der Bundesgendarmerie bei der Vollziehung von Landesgesetzen 

vorsehen: 

-) Kärntner Landesgesetz 
vom 28.2. 1 978 über die 
Mitwirkung der Bundes­
gendarmerie und der 
Bundespolizeibehörden bei 
der Vollziehung von Landes­
gesetzen, LGB1. 53, 
idF LGB1. 23/ 1 979 

Bundesgendarmerie 

§ 1 

( 1 )  Die Organe der Bundesgendarmerie 

haben bei der Voll ziehung landes­

rechtlicher Vorschriften als Hilfs­

organe der zur Ahndung von Verwal tungs­

übertretungen zuständigen Behörden nach 

Maßgabe des Abs. 2 mitzuwirken, sofern 

sie diesen Behörden nach den Organisa­

tionsvorschriften des Bundes unter­

stell t sind. 

(.2) Die Mitwirkung der Organe der Bun­

desvgendarmerie erfolgt durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende 

Verwaltungsübertretungen; 

• 

1...' 

b) Maßnahmen, die für die Einleitung 

und die Durchführung von Verwal tungs­

strafverfahren erforderlich sind 

sowie 

c) Anwendung körperlichen Zwanges, so-

weit er gesetzlich vorgesehen ist. 

(3) Die Mitwirkung der Organe der 

Bundesgendarmerie erstreckt sich auf 

die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieses Gesetzes bestehenden landes­

rechtlichen Vorschriften sowie auf 

jene später erlassenen landesrechtlichen 

Vorschriften, in denen eine Mitwirkung • 

der Bundesgendarmerie vorgesehen wird. 

Bundespolizeibehörden 

§ 2 

( 1 )  Im örtlichen Wirkungsbereich einer 
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Bundespolizeibehörde hat diese bei der Voll­

ziehung landesrechtlicher Vorschriften, in denen 

eine Mitwirkung der Bundespolizeibehörden vorge­

sehen ist, und die nach dem 20. Mai 1 978 er­

lassen wurden, nach Maßgabe des Abs. 2 mitzu­

wirken. 

(2) Die Mitwirkung der Bundespolizeibehörden 

erfolgt durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende V erwaltungs 

übertretungen; 

b) Maßnahmen, die für die Einleitung von Ver­

waltungsstrafverfahren erforderlich s ind 

sowie 

c) Vornahme aller vorläufigen unaufschiebbaren 

Maßnahmen, die im Zusammenhang mit drohenden 

oder festgestellten Verwaltungsübertretungen 

zur Abwehr von Gefahren für die Sicherheit 

von Menschen oder für das Eigentum ohne 

vorausgegangenes Verfahren dienen. 

Andere Organe 

§ 3 

Insoweit der zur Ahndung von Verwaltungsüber­

tretungen zuständigen Behörde andere geeignete 

Organe zur Verfügung stehen, hat sie, soweit es 

tunlich ist, für Maßnahmen nach § 1 Abs. 2 

diese heranzuziehen. 

(Anmerkung: Das obzit. Gesetz sieht im Gegensatz zu den folgenden 

angeführten � die Mitwirkung der Bundespolizeibehörden vor) . 
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Die Mitwirkungsbestimmungen in den nachstehenden Gesetzen stimmen 

im wesentlichen überein. Es werden daher neben der Zi tierung der 

fraglichen Gesetze die übereinstimmenden Mitwirkungsbestimmungen 

wiedergegeben. 

-) Oberösterreichisches 
Landesgesetz vom 8.7.1 977 
über die Mitwirkung der 
Bundesgendarmerie bei der 
Voll ziehung von Landesge­
setzen, LGBl. 46. 

-) Salzburger Landesgesetz 
vom 1 0.2. 1 967 über die Mit­
wirkung der Bundesgendar­
merie bei der Voll ziehung 
von Landesgesetzen, 
LGBl. 1 9/ 1 967. 

-) Steiermärkisches Landes­
gesetz vom 25.1 0. 1 96 8  über 
die Mitwirkung der Bundes­
gendarmerie bei der Voll­
ziehung von Landesgesetzen, 
LGBl. �1 969. · . 

-) Tiroler Landesgesetz vom 
22. 1 1 . 1 966  über die Mit­
wirkung der Bundesgendar­
merie bei der Vollziehung 
von Landesgesetzen, 
LGBl. 2/ 1 967. 

i,,_ -) Vorarlberger Landesgesetz 
über die Mitwirkung der 
Btindesgendarmerie bei der 
Voll ziehung von Landesge­
setzen, LGBl. 29/1,966. 

§ 1 

Die nach den Bundesvorschriften zu­

ständigen Organe der Bundesgendarmerie 

haben bei der Vollziehung der im Zeit­

punkt des Inkrafttreten dieses Gesetzes 

bestehende Landesgesetze als Hilfsor­

gane der zuständigen Landesbehörden 

einzuschreiten durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende 

VerwaltungsUbertretungen, 

b) Maßnahmen, die für die Einleitung 

oder Durchführung von Verwaltungs­

strafverfahren erforderlich sind und 

c) Anwendung körperlichen Zwanges, so­

weit er gesetzlich vorgesehen ist. 

§ 2 

( 1 ) Insoweit der Behörde, die mit der 

Voll ziehung von Landesgesetzen betraut 

ist, andere geeignete Organe des Landes 

oder der Gemeinden zur Verfügung stehen, 

hat sich die Behörde zunächst dieser 

Organe zu bedienen. 

( 2) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 

vor, so hat die Behörde die Bundesgen- ,.. 
darmerie hievon zu verständigen, falls 

gemäß § 1 ihr Einschreiten ohne be- � 

sonderen Auftrag zu erwarten ist. Mit 

dem Zeitpunkt der Verständigung 'ent­

fallen Rechte und Pflichten der Bundes­

gendarmerie gemäß § 
'
1 .  
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Nachstehend werden die in Folge der durch das Bundesge setz vom 
27.4.1977, BGBl. Nr. 432, erfolgten Änderungen de s Einführungsge setze s 
zu den Verwaltungsverfahrensge setzen (EGVG 19 50) erlassenen Landes­
ge setze angeführt: 

-) Kärntner Lande sgesetz 
über die Anstandsver­
letzung und Lärmer­
regung, LGBl. 7 4/1977. 

Wahrung de s öffentli chen Anstandes 
§ 1 

( 1 ) Wer den öffentli chen Anstand verletzt, 
be geht e ine Verwaltungsübertretung. 

(2) Als Verletzung de s öffentli chen An­
stande s gilt je de s Verhalten in der Öffent­
li chkeit, das e inen groben Verstoß gegen 
jene Pfli chten der guten Sitten darstellt, 
die jedermann in der Öffentli chke it zu be­
achten hat, sofern e s  unmittelbar von 
mehreren Personen wahrgenommen werden kann. 

Lärmerre gung 

§ 2 

(1) Wer ungebührli cherweise störenden Lärm 
e rregt, be geht e ine Verwaltungsübertretung. 

(2) Unter störendem Lärm sind die we gen 
ihrer Lautstärke für das mens chli che Empfin­
dungsvermögen unangenehm in Ers cheinung 
tretenden Geräus che zu verstehen. 

(3) Lärm wird dann unge bührli cherweise erre gt, 
wenn das Tun oder Unterlas sen, das zur Er­
regung des Lärms führt, jene Rücksi chten ver­
missen läßt , di e im Zusammenleben mit anderen 
Mens chen verlangt werden müssen. 
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-) Steiermärkisches Landes­
gesetz be.treffend die 
Anstandsverletzung, 
Lärmerregung und Ehren­
kränkung, LGBl. 1 58/1 975 

" 

§ 1 

Wer den öffentlichen Anstand verletzt 

oder ungebührlicherweise störenden Lärm. 

erregt, begeht eine Verwaltungsüber­

tretung. 

§ 3 

, 

( 1  ) Verwaltungsübertretungen nach § 1 sind -

von der Bezirksverwaltungsbehörde, im 

örtlichen Wirkungsbereich einer Bundes­

polizeibehörde von dieser, mit Geldstrafe 

bis zu S 3.000,-- oder mit Arrest bis zu 

2 Wochen zu bestrafen • 

. . . 

§ 4 

Die Organe der Bundes�ndarme�· haben bei 

der Vollziehung der §§ 1 und 3 Abs. 1 in 

dem durch das Gesetz, LGBl. 8/1 96 9, be­

·stimmten Rahmen mitzuwirken. . 

_�erkung: Bei dsm obzit. Gesetz,. LGBl. 8/ 1 969, harldelt es·sich um 

das. St.eiermärkische Landesgesetz vom 2 5 . 1 0. 1 968 über die Mitwirkung 

der Bundesgendarmerie bei der Vollziehung von Landesgesetzen. . . 
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-) Tiroler Bauordnung, 
LGB1. 43/1978 

§ 54 

(1) Die Bundesgendarmerie hat bei der Voll­

ziehung des § 53 Abs. 1 lit. a, lit. e (ein­

geschränlrt auf das Tatbild im Zusammenhang 

mit § 38 Abs. 2), lit. f (eingeschrä� auf 

die Tatbilder im Zusammenhang mit § 38 Abs. 6 
und § 40 Abs. 1 und 2), lit. h und lit. i 

als Hilfsorgan der zuständigen Bezirksver­

waltungsbehörde durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Ver­

waltungsübertretungen und 

b) maßnahmen, die für die Einleitung oder 

Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren 

erforderlich sind, 

mi tzuwirken. 

(2) Die Bundespolizeidirektion Innsbruck hat 

a) von ihren Organen dienstlich wahrgenommene 

Übertretungen der im Abs. 1 angeführten 

Bestimmungen dieses Gesetzes dem Magistrat 

der Stadt Innsbruck anzuzeigen und 

b) bei drohenden oder festgestellten Über­

tretungen der im Abs. 1 angeführten Be­

stimmungen dieses Gesetzes überdies alle 

vorläufigen und unaufschiebbaren maßnahmen 

zur Abwehr von Gefahr für die körperliche 

Sicherhei t von Menschen oder für das Eigen­

tum zu treffen, die ohne vorausgegangenes 

Verfahren getroffen werden. 

AnmerlDLng: Bei den angeführten Bestimmungen, an deren Voll ziehung 

die Organe der Bundesgendarmerie bzw. der Bundespolizeidirektion 

Innsbruck mitzuwirken haben, handelt es sich um folgende: 

a) Ausführung eines bewilligungspflichtigen Bauvorhabens ohne Be­

willigung; 

b) Gewährleistung der Sicherhei t von menschen und Sachen und Hintan­

haltung von unzumutbaren Belästigungen der Nachbarn, insbesondere 

durch Lärm und Staub bei der Bauausführung; 
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c) Aufräumungsarbei ten nach Vollendung de s Bauvorhabens , die 
im Intere sse de r Si cherheit  de s Verkehrs und de s S chut ze s 
de s Orts-,  S traßen- und Lands chaftsbilde s erforderli ch 
sind ; 

d) Mängelbehebung und Baue instellung ; 
e )  Benüt zung einer b auli chen Anlage vor Erte ilung der Benüt zungs­

bewilli gung oder Verwendung zu einem anderen al s dem be­
willigten Verwendungs zwe ck; 

f) Abstellen oder Benüt zen eine s  Wohnwagensauße rhalb von 
Campingplät zen. 

-) Vorarlberger Bauge set z , 
LGB1 . 39/ 1 972 

§ 54  

Die Bunde sgendarmeri e  hat bei  der Voll­
ziehung de s § 40 Abs . 4 und des § 5 5  
Abs . 1 lit .  a ,  li t .  d (einge s chränkt auf 
§ 37 Abs .  1 ) ,  li t .  e ,  li t .  f ,  li t .  g 
( einge s chränkt auf die §§  43 Abs .  2, 47 
Abs . 1 ,  48 Abs .  1 und 49 Abs . 1 )  und lit .  i 
im Umfang der Be stimmungen des Geset ze s  
über die Mi twirkung der Bunde sgendarmerie 
be i der Voll ziehung von L andesge s e t zen,  
LGB1 . 29/ 1 966, mi t zuwirken. 

Anme rkung: Nach § 40 Abs . 4 hat di e Behörde die zur Abwehr ode r  

Beseitigung der Gefahren notwendi gen Maßnahmen zu tre ffen,  wenn 
e s  die S i cherhei t  oder Gesundhei t  von Mens chen e rfordert ; § 5 5  
Abs . 1 enthält· S trafbe stimmungen (Verwaltungsübertretunge�);  eine' 
Verwaltungsübertre tung begeht nach lit .  a ,  wer ein bewilli gungs­

pfli chti ge s B auvorhaben ohne Baubewilli gung ausführt , nach lit . d ,  
wer ein B auvorhaben durch Unbe fugte ausführen l äßt , nach lit . e ,  
wer eine Überprüfung von Rauch- und Abgasfängen ni cht durchführen 
l äßt oder Überwachungsorganen den Zutritt ode r Auskünfte ver­
weigert , nach lit . �ver behördli ch e inge stellte Bauarbeiten 
fortsetzt oder fortführen läßt , nach li t .  &wer behördli che Ver­
fügungen zur Aufräumung, Instandset zung oder Räumung ni cht befol gt ,  

nach li t .  i ,  wer Bauwerke ode r  Teile  davon ohne Benüt zungsbewilli gung 
benüt zt. 

, 
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lr 

- Salzburger Bergführer­
gesetz, LGB1. 76/1981 

§ 7 

(3) Bei Bergunfällen anderer als der 

von irun geführten oder begleiteten 

Personen ist der Bergführer zurnotwendigen 

und zrunutbaren Hilfeleistung einschließ­

li ch der Mi twirkung an der Bergung des 

Verunglückten verpflichtet , wenn mit dem 

Eintreffen oder ausreichender Hilfe eines 

Rettungsdienstes ( z.B. Bergrettung , Alpin­

gendarmerie) in angemessener Zeit nicht 

gerechnet werden kann. Erforderlichenfalls 

ist der Unfall unverzüglich bei der 

nächsten Sicherheitsdienststelle oder 

der Bergrettung zu melden. In jedem Fall , 

insbesondere auch bei längerer Unter-

bre chung oder gänzlicta:n Abbruch der Berg­

fahrt, hat der Bergführer aber vorerst für 

die Sicherheit seiner Gäste zu sorgen. Die 

strafrechtlichen Bestimmungen betreffend 

die Unterlassung der Hilfeleistung ( §  95 
des Strafgesetzbuches, BGB1. 60/ 1 974) 
werden durch die vorstehende Regelung 

über die Hilfeleistungspflicht nicht 

berührt. 
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- ) Vorarloerger Berg­
führergesetz, 
LGBl. 25/1982  

§ 41 

Die Bundesgendarmerie hat bei der Voll­

ziehung c1es § 4 2  kus. 1 li t. a und f 

im Umfang der Eesti�nungen des Gesetzes 

über die IVri tVlirlrung der Bundesgend.armerie 

bei d.er Vollziehung von Landesgesetzen mit­

zuwirken. 

P�nerkung: Gemäß § 42 Abs. 1 begeht eine Übertretung, wer 

a) sich als Führer oder Begleiter bei Bergtouren betätigt, ohne 

nach diesem Gesetz hiezu berechtigt zu sein, 

f) eine Bergsteigerschule betreibt, ohne nach diesem Gesetz hiezu 

berechtigt zu sein. 
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-) Salzourger Camping­
platzgesetz, 
LGBl. 66/ 'lg66 

5 13 

( -1) Der InhaCJer der Bere chtigung zwn Be-
trie be eine s Carnpingplat zes (Verantwortli cher) 
ist berechtigt, Gästen, die durch Trunkenheit, 

durch Ihr sonstiges Verhalten oder ihren Zu­
stand, die Ruhe illlC- C1rdnung auf dem Camping­

platz - insbesondere die Nachtruhe - stören 

oder bei anderen Gästen berechtigtes Ärgernis 

erregen, den weiteren Aufenthalt auf dem 
Cruupingplat z zu verwehren. Ferner ist er 

berechtigt, Personen, von denen bekannt oder 
mit großer Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, 
daß ihr Aufenthalt auf dem Crunpingplatz störend 

oder ärgerniserregend wirken wird, von vorn­
herein den Zutritt zwn Campingplatz zu ver­
oieten. Zur Beseitigung eines hiebei entgegen­

gestellten Widerstandes kann um die Unter­

stützung der zuständigen Organe der öffent­

lichen Sicherheit angesucht werden. 
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-) Vorarlberger Camping­
plat zgeset z ,  
LGBl. 34/1981 

§ 16 

Die Bundesgendarmerie hat 'oei der Voll­

ziehung des § 1 2 Aas. 1 zweiter Satz und 

Abs. 2 im Umfang der Bestimmungen des 

Geset zes über die Illi twirkung der Bundes­

gendarmerie bei der Vollziehung von 

Landesgesetzen mitzuwirken. 

Anmerkung: Di9 o. a. BestimnruL�gen betreffen die von der Behörde ver­

fügte Sperre eines Campingplatzes. 

• • 

. .. , . .•. j 
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-) Salzourlrer Feuer­
polizeiordn�_g 1973, 
LGB1. 118, in der 
Fassm1g LGBl. Yl/79 

=. 24 

Die Organe der B�_desgendarmerie haben bei 

der Voll ziehung der S,�, 4, 10  Abs. 5 erster 

S atz, 1 3 A iJ s. 3 , 1:3 , 1 9 Ab s. 1 und 2 3 Ab s • 

li t. 0 und c smvie - soweit sie si ch auf 

diese Bestimmung beziehen - des § 23 Abs. 1 

lit. a im Umfang des Gesetzes vom 10. Februar 

1 967, LGB1. 19, über die Mitwirkung der 

Bundesgendarmerie bei der Vollziehung von 

Landesgesetzen mi tzu"lvirken • 

. Arunerh"Lmg: § 4 betrifft das Verbrennen von Sachen im Freien, § 1 0  

AbS. 5 erster Satz das Verbot der Behinderung der Durchführung 

feuerpolizeilicher Aufträge und Maßnahmen, § 18 allgemeine Pflichten 

bei Bränden, § 1 9  Abs. 1 besondere Pflichten bei Bränden und § 23 
Abs. 1 li t. '0 und c Strafbestirnrrrungen gegen die mutwillige Alarmie­

rung einer Feuerwehr oder die mißbräuchliche Verwendung von Lösch­

einrichtungen. 

.. 
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-) Tiroler F euerpoli zei­
ordnung, LGBl . 47/ 1 9 7 8, 
idF LGBl . 1 9/ 1 979 

Brandmelde stellen 
§ 27 

( 1 )  Der Gemeinderat hat die Dienststellen 
oder Personen zu bestimmen, denen Brände 
zu melden sind (Brandmeldestellen) . Di e 
Brandmelde stellen sind ortsübli ch zu ver­
l autbaren. Die Bestimmung e ine s Gendar­
merie postens als Brandmeldestelle kann nur 
mit Zustimmung des Lande sgendarmerie­
kommandos für Tirol , die Best immung 

I I <-( 

e ine s Poli zeiwachzimme rs als Brandmelde­
stelle nur mit Zustimmung der Bundespoli ze i­
direktion Innsbruck erfolgen.  Jede Brand­
melde stelle ist  mit einer roten T afel mi t 
weißer Aufs chrift "Brandmelde stelle'" s o  zu 
kennzei chnen,  daß sie auch in der N acht 

si chtbar ist . Von eine r  Brandmeldestelle 
aus muß die zuständi ge F euerw�hr j ederzei t  
sofort verständi gt werden können.  

(2) Inhaber von F ernspre chstellen sind ver­
pfli chte t ,  an sie  gel angende Brandmeldungen 
s owie Aufforderungen zur Hilfele i stung 
im Brandfalle sofort an die nächst gele gene 
Brandmeldestelle wei terzugeben. 

Brandmeldung 
§ 2 9  

( 1 )  Wer einen Brand wahrnimmt , hat s ofort 
Brandalarm zu geben und die Brandmeldung 
an die nächst e  Brandmelde stelle zu er­
stat ten. 

( 2) Der Brandmelde stelle oblie gt die Ver­
ständigung der F euerwehr. 

( 3) Di e Verständi gung der Energiever­
sorgungsunternehmen zur Abs chaltung der 
S t arkstromlei tungen vor B e ginn der L ö s ch­
arb eiten obl i e gt dem Einsat zleiter  der 
Feuerwehr. 

.. 

; 
.... 
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(4) Der Bürgermeister hat jeden größeren 

Brand der Bezirkshauptmanns�haft, in der 
Landeshauptstadt Innsbruck der Bundes­

polizeidirektion Innsbruck zu melden. 

, ', ... 

Mitwirkung der Bundesgendarmerie 
§ 40 

Die Bundesgendarmerie hat bei der Voll­

ziehung der §§ 3 Abs. 2, 5 Abs . 2 li t. d 
und 29 Abs. 1 in Verbindung mit § 39 
Abs. 1 li t. a sowie des § 32 Abs. 1 in Verbin­
dung mit § 39 Abs. 1 lit. c als Hilfsorgan 
der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde 
durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Ver­
waltungsübertretungen und 

b) Maßnahmen, die für die Einleitung und 
Durchführung von Verwaltungsstrafver­
fahren erforderlich sind, 

m.i tzuwirken. ' 

Anmerkung: § 3 Abs. 2 betrifft die behördliche Aufsicht (den Auf­
sichtsorg�en ist der Zutritt zu den in Betracht kommenden baulichen 
Anlagen zu gewähren), § 5 Abs. 2'lit. d das Verbot des Wegwerfens 

vori glimmenden Rückständen, heißer Asche usw. an Stellen, an denen 
dadurch eine' Brandgefahr entsteht, § 32 Abs. 1 besondere Pflichten 
der Liegenschaftseigentümer und § 39 Strafbestimmungen. 
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-) Burgenländis che s 
Fis  chereige set z, 
LGB1 . 1/ 1 949 ,!, i.dF .  
LGB1 . 20/ 1 9 5 ö 

-) Karntner F i s cherei­
ge set z ,  LGB1 . 43/ 1 9 5 1 , 
idF LGB1.  18/1954 und 
7/1 960 

§ 6 3  a 

( 1 )  Vier die Fis  cherei ausübt ,  hat e ine 
auf se inen Namen lautende , mi t Li chtb ild 
versehene F i s chereikarte oder e ine Fi s cherei­
gastkarte mi t si ch zu führen und auf Ver­
langen den Organen der ö ffentli chen S i cherhe i t  
sowie den Fi s chereis chut zorganen vorzuwei sen. 

§ 68 

( 1 )  • • •  

(2) Die Bürgermeister ,  die Organe der ö ffent­
li chen S i cherheit , der Revierauss chuß ( §  27) 
und die F i s chereis chut zorgane sind verpfli chte t , 
die Beobachtung der Bestimmungen die ses  Ge­
set ze s  zu überwachen und wahrgenommene Miß­
s t ände und Übertre tungen zur Kenntnis der 
B e zirksverwaltungsbehörde zu bringen.  

§ 6 2  

( 1 )  Wer den F i s chfang ausübt ,  hat eine auf 
s einen Namen l autende F i s cherkarte mit s i ch 
zu führen.  Falls der Inhaber der F i s cherkarte 
ni cht Fis che re ibere chti gter  ( Ei ge�evi e rbe­
-eit zer ,  Pächter) ist , hat er  außer der 
F i s cherkarte auch e inen Erlaubnis s che in mit 
s i ch zu führen. Di e Fis cherkarte und der 

Erlaubnis s chein sind auf Verl angen den Auf- . 
,si chts organen vorzuweisen.  

§ 66  

( 1 )  Die Geme inden,  die Gendarmerie , die b e - " 
e i deten Organe der Fluß- und F orstpoli zei s owie 
be sonders behördl i ch b e stellte  Organe sind 
verpfli chtet , die B e obachtung de r Bestimmungen 
die se s  Ge set ze s  zu überwachen und wahrgenommene 
Übertre tungen der B e zi rksverwal tungsbehörde zur 

Kenntnis zu bringen. 
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-) NÖ. Fischereigesetz, 
LGB1. 6 5 50- 1  vom 
1 8. 1 . 1 97 4  

Die Fischerkarte 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 25 
( 1 )  Wer den Fischfang ausübt, hat 

a) eine auf seinen Namen lautende, mit Licht­

bild versehene Fischerkarte ( Abs. 4) oder 

b) eine Fischergastkarte (§ 2� in Verbindung 

mi t.-einem amtlichen Li chtbildausweis 

mit sich zu führen und diese den Organen des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes sowie den 

behördlich bestätigten und beeideten Fischerei­

aufsehern auf deren Verlangen vorzuweisen. 

Überwachung 

§ 44  

(1) Die Bundespolizeibehörden haben die von 

ihren Organen dienstlich wahrgenommenen Über­

tretungen des § 46 Abs. 1 Z. 1 bis 4 der 

zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde und 

jene des § 46 Abs. 1 Z. 1 5, 1 7  und 1 9  ( letztere 

Ziffer eingeschränkt auf die Verbote und Ge­

bote dieses Gesetzes nach den §§ 41 und 42 und 

die Vorschriften jener Verordnungen, die auf 

Grund des § 40 erlassen wurden) der zuständigen 

Behörde zur Anzeige zu bringen. 

( 2) Die Bundesgendarmerie hat als Hilfsorgan 

der Bezirksverwaltungsbehörde bei der Voll­

ziehung des § 46 Abs. 1 Z. 1 bis 4 und als 

Hilfsorgan der Behörde bei der Voll ziehung 

des § 46 Ans. 1 z. 1 5, 1 7  und 19 ( letzt�re 

Ziffer eingeschränkt auf die Verbote und Ge­

bote dieses Gesetzes nach den §§ 41 und 42 

und die Vorschriften jener Verordnungen, die 

auf Grund des § 40 erlassen wurden) dieses 

Gesetzes durch 

a) Vorbeugungsmaßnahrnen gegen drohende Ver­

waltungsübertretungen und 

b) Maßnahmen , die für die Einleitung und 

Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren 
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-) OÖ. Fis chere i ge setz ,  
LGB1 . 60/ 1 983  

-) SBlzburger Fis cherei­
gese t z ,  LGB1 . 1 5/ 1 970 ,  
idF LGB1 . 79/1 980 

erforderli ch sind ,  

mit zuwirken. 

Mitwirkung sonsti ger Organe 
§ 48 

( 1 ) Di e Organe der Bundesgendarmerie haben 
bei  der Voll ziehung des § 49 Abs . 1 Z. 1 0 ,  1 1 ,  
2 1 , 2 2  sowie 2 3  im Umfang de s Geset ze s  über  .� 
die �litwirkung de r Bundesgendarmerie b e i  
der Voll ziehung von L ande sge se t zen,  LGB1 . Nr. 
46/ 1 977 , mit zuwirken. 

( 2 ) Di e Bunde s poli ze ibehörden haben die von i hren 
Organen dienstli ch wahrgenommenen Übe rtretungen 
j ener B e s t immungen des § 49 dieses  Gese t zes , 
hinsi chtli ch derer gemäß Ab� .  1 eine �lit-
wirkung der Organe der Bundesgendarmerie vor­
ge sehen ist , der zust ändigen Behörde anzuze i gen. 

§ 8 

. . .  

( 6 ) Die Fis cher s ind verpfl i chtet , b e im Fischen 
die Fis cherkarte und den Nachwei s  übe r  die Er­
l aubnis • • •  mit s i ch zu führen und auf Verlangen 
dem Bewirts chafter de s F i s chwassers s owie den 
Organen der öffentli chen Aufsi cht vorzuwei sen. 

( 1 )  

( 2)  

§ 1 0  

. . . 

Während der S chonzei t  dürfen die ges chonten 
Fis charten nicht ge fangen werden. F i s chzüchtern 
und Personen,  die die Fis chzucht mit L ai ch be­
liefern, kann von der Be zirksverwaltungsbehörde 
nach Anhörung de s Landes fi s chere irat e s  der Fang 
be stimmter Fis charten während der L ai chze i t  zur 
Laichgewinnung bewilli gt we rden.  Die F i s cher 
haben die se Bewilli gung mit s i ch zu führen und 
den Organen der ö ffentli chen Aufsi cht übe r. 
Verlangen vorzuwe isen .  
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.. 

§ 1 2  

( 1 ) . . .  

(2) Die Verwendung von Elektrogeräten oder 

elektrischen Einrichtungen zum Fischfang be­

darf einer Bewilligung der Landesregierung • 

. . . 

(7) Der Bewilligungsinhaber ist verpflichtet, 

beim Fischen unter Verwendung des Elektrogerätes 

oder der elektrischen Einrichtungen den Be­

willigungsbescheid mit sich zu führen und auf Ver­

langen den Organen der öffentlichen Aufsicht vor­

zuweisen • 
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-) Tiroler Fis cherei­
gese t z ,  LGBl . 1 5/ 1 95 2  

§ 5 2  

( 1 )  Wer die F i s chere i a.usübt , muß e ine von 
de r Be zirksverwaltungsbehörde , in deren Be- ' 
zirk das betre ffende F i s chwasser ganz o de r'l 
zum größten Teil liegt, ausge stell t e  F i s chere i­
karte, be i si ch führen,  wel che die Befugnis 
zum F i s chfang in Gewäs s'em bes che ini gt; er  
hat diese  auf Yerlangen den Fis chereiaUf­
sehern und Organen der öffentli chen S i cher­
he i t  vorzuwe isen • • • •  

§ 67  

( 1 ) Di e Geme indebehörden, die  Gendarmeri e , 
di e b e e i deten Organe der Frst- und Fluß­
pol i ze i  und di e Organe des Revi e rauss chuss e s  
und der F i s chere ibere chti gten sind verpfl i chte t ,  
die Be obachtung de r Bestimmungen die se s  Ge­
se t zes  zu überwachen und wahrgenommene Über­
tre tungen zur Kenntnis der Bezirksverwaltungs­
b ehörde zu bringen. 

( 2) 
( 3 )  Die sen zurÜb erwachung b e rufenen Organen 
stehen, vorbehaltli ch der mi t ihrer amtli chen 
S tellung verbundenen,  e twa weitergehenden Be­
fugni s se , die im § 55  b e ze i chneten Re chte zu, 
und erstre ckt s i ch insbe sondere das Re cht der 

Untersuchung der F i s chbehälter der Händle r  
auf den F i s chvorrat überhaupt , den. die Fis ch­
händler in o der b e i  ihren Verkaufsstätten 
( Gewerb ebetri eb)  in Kaltem , Ges chirren u . dgl . 
hal ten. 

Anmerkung: Nach § 55 steht dem Fis cherei-Wachpersonal insbesonde re das 

Re cht zu: 

a) di e F i schwässer ihres Dienstsprengels ,  die Wehren, S chleusen, Dämme 

usw., ins oferne die se Anlagen die F i s cherei berühren,  zu beaufsi chti gen; 
b)  Fis chers chiffe, F i s chbehälter ,  Fis chlameIn s owie auch die F i s chere i­

geräte zu untersuchen; 
c) zur Be s chlagnahme von Fi s chen und Fis chere i ge räts chaften zu s chreiten .  

.. 
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-) Vorarlberger Fischerei­
gesetz, LGB1. 27/189 1 ,  
idF LGBl. 18/ 1 93 4 und 
6/19 46 

§ 66 

Wer den Fischfang außerhalb eingefriedeter 

Örtlichkeiten ausübt, muß mit einer Be­

scheinigung seiner Befugnis zum Fischfange 

in dem betreffenden Fischwasser versehen sein 

und diese Bescheinigung den Aufsichtsorganen 

auf Verlangen vorweisen. 

Die Bescheinigung besteht für den Besitzer 

oder Pächter des Fischv/assers sowie für 

deren Hilfspersonal in einer IIFischerkarte"; 

dieselbe wird stets auf den Namen ausgestellt, 

und zwar: 

1. Für den Besitzer oder Pächter des Fisch­

wassers von der politischen Bezirksbe­

hörde, für den Besitzer auf unbestimmte 

Dauer gegen Rückstellung im Falle der 

Veräußerung oder Verpachtung des Fisch­

wassers, für den Pächter nach Maßgabe 

der Pacht dauer gegen Rückstellung beim 

Aufhören des Pachtes; 

2 .  für das Hilfspersonal von dem Besitzer 

oder Pächter selbst für das jeweilige 

Kalenderjahr. 

Dritte Personen, welche zum Fischfange in 

einem oder mehreren fremden Fischwässern 

entgeltlich oder unentgeltlich zugelassen 

werden, müssen sich mit dem auf Namen 

lautenden "Fischerbüchl" versehen, worin die 

Besitzer oder Pächter der Fischwässer die 

Zulassung zum Fischfange und deren Dauer 

bes cheinigen. 

§ 6 8  

Auf die mit der Beaufsichtigung und dem 

Schutze der Fischerei betrauten und hiefür 

bestätigten und beei!.deten Organe finden die 

für das Feldschutzpersonal überhaupt 

geltenden Bestimmungen und in Betreff ihrer 

amtlichen Stellung die Bestimmungen des 

Reichsgesetzes vom 1 6.6. 1 87 2 ,  RGB1. 84, 
Anwendung. 
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Es steht ihnen insbesondere das Recht und 

die Pflicht zu: 

a) Die Fischwässer ihres Dienstsprengels, die 

Wehren , Schleusen , Dämme ,  Radstuben usw. , 

insoferne diese Anlagen die Fischerei be­

rühren , zu beaufsichtigen; 

b) die Fischerschiffe , Fischbehälter sowie auch c 

die Fischere'igerä� zu untersuchen; 

c) zur Beschlagnahme von Fischen und Fischerei- -

gerätschaften sowie zu Verhaftungen nach 

maßgabe des Geset zes vom 1 6 .  Juni 1 87 2 ,  
RGB1. 8 4 ,  zu schreiten. 

§ 79 

Die Gemeindevorstände , die Gendarmerie und 

die beeideten Organe der Flußpoli zei sind 

verpflichtet, die Beobachtung der Bestimmungen 

dieses Geset zes zu überwachen und wahrgenommene 

Übertretungen zur Kenntnis der politischen 

Be zirksbehörde zu bringen • 

. . . 

Diesen zurÜberwachung berufenen Organen 

stehen vorbehaltlich der mit ihrer amtlichen 

Stellung verbundenen, etwa weitergehenden 

Befugnisse, die im § 6 8  be zeichneten Rechte 

zu, und erstreckt sich insbesondere das Recht 

der Untersuchung der Fischbehälter der Händler 

auf den Fischvorrat überhaupt, den die Fisch­

händler in oder bei ihren Verkaufsstätten 

in Kaltem, Geschirren u.dgl. (§ 64) halten. • .  
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.. 

- ) Wiener Fischerei­
p:9setz, 
LGBl. Nr. 1/1948, 
idF des Gesetzes 
vom 1 .  6 • 1 984 , 
LGBl. Nr. 2 1/J984 

( 1 ) 

(2) 

§ 23 

· . .  

Die Fischerkarte ist vnübertragbar. Sie 

gilt nur für die Per�� auf deren Namen sie 

lautet und für die Zeit, für die sie ausge­

stellt wurde. Sie ist bei Ausübung der 

Fischerei mitzuführen und den Organen der 

öffentli chen Sicherheit, den Fischereiauf­

sehern sowie den rü tgliedern des Wiener 

Fischereiausschusses über Verlangen auszu­

händigen. 

( 1 ) 

(2) 

( 3) 

§ 62 

• • •  

• • •  

Die Bundespolizeidirektion Wien hat die 

von ihren Organen dienstlic h  wahrgenommen 

Übertretungen der §§ 27 Abs. 1 zweiter Satz 

Q�d Abs. 2 ,  28 Abs. 2, 49 Abs. 1 und 2 und 

52 lit. b und c der zuständigen Behörde anzu­

zeigen. Die Organe der öffentlic hen Sic her­

heit haben überdies den Fisc hereiaufsehern 

und Mitgliedern des �Yiener Fisc hereiaus ..... 

sc husses bei AmtShandlungen gemäß § 58 Abs. 2 

lit. a, b, e, f und g erforderlic henfalls 

Hilfe zu leisten. 

Anmerkung: Die obzit. Bestimmung des § 58 beinhaltet die Berec htigung 

und Verpflic htung der Fischereiaufseher Wasserfahrzeuge, Fisc hereigeräte 

und Fischbehälter sowie eingefriedete Grundstücke zu betreten, Personen, 

die bei einem Eingriff in ein fremdes Fisc hereirecht betreten wurden, 

anzuhalten und zum Sac hverhalt zu befragen sowie deren Fahrzeuge und 

Gepäc kstücke u.dgl. zu durc hsuc hen; sowie diese Personen zum Zwecke der 

Vorführung vor das nächste errei chbare Organ der öffentlichen Sic her­

heit festzunehmen, wenn sie auf frisc her Tat betreten wurden, die von 

der Begehung der strafbaren Handlung herrührenden sowie die zur Ver­

übung derselben bestimmten Sachen zu besc hlagnahmen; sowie die beim 

Fisc htransport oder Fischfang wahrgenommenen Tierquälereien abzustellen. 
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-) S al zburger Gas­
ge set z  1978, 
LGB1 . 4/ 1 979 

�) Verordnung de r 
Steiermärld..s chen 
Landesregi e rung über  
Maßnahmen zur Be­
kämpfung der Gams­
räude , LGB1 . 77/ 1 953 

Verhalten bei  Gasausströmen 
§ 7 

'vVer Gas ausströmen wahrnimmt , ist  verpfli cht e t  -
falls er das Ausströmen ni cht sofort ver­
hindern kann - unverzügli ch ge fährdet e  Personen 
zu warnen und ein Organ de r öffentli chen S i che r­
heit  oder das Gasli e fe rungsunternehmen zu ver­
ständigen. 

§ 5 

( 1 )  Zur wirksamen Durchführung des Abs chuss e s  
räudekranker und räudeverdächti ge r  G ams und 
anderer zur Erhaltung und Hege de s gefährde ten 
Wildstande s an Gams dienli cher Maßnahmen sind 
in j e dem Verwaltungsbe zirk ,  in wel chem Gams ­
wild als S tandwild vorkommt , von der Be zirks­
verwaltungsbehörde über Vors chlag der B e zirks­
Gamsräudekommission ( Abs .  7) tunli chst aus dem 
S t ande der Berufs j äger e in oder mehrere Garns­
räudekommissäre zu b e stellen, • • •  

. . . 
( 6) Die  Gamsräudekommissäre e rhalten von der 
B e zirksverwaltungsbehörde anl äßli ch ihr e r  B e­
stellung und B e e i digvng amtli che Ausweise , 
wel che sie be i Ausübung ihre s Diens t e s  s tets  
b e i  si ch zu tragen und den öffentli chen S i cher­
heitsorganen s owie den von ihren Amtshandlungen 
betroffenen Pe rsonen auf Verl angen vorzuweisen 
haben.  

I I 

t 
! 
! 

! . 

- - - _ .  - .. -- _ .. -- ..; 
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-) Steiermarki sches 
Gel ände fahr zeuge ge se t z , 
LGB1. 1 39/ 1 973 

§ 13 

(1) Di e Organe de r Bunde sgendarme rie haoen 

be i der Voll ziehung die se s  Gese t ze s  in dem 

dur ch das Gese t z ,  LGB1. 8/ 1969 , be stimmten 

Rahmen mitzuwi rken. 

Anme rkung: Die �li twirkungsverpfli chtung von Organen einer Bundes­

poli zeibehörde e rgibt s i ch daraus , daß die sen Behörden im Rahmen 

ihres Wirkungebere i che s e ine Strafkompetenz zukommt. 

- ) Tiroler  Lande sge s e t z  
übe r  die Ve rwendung 
von Gelände fahrzeugen 
außerhalb von S t raßen 
mi t öffentli chem Verkehr , 
LGB1. 54/ 1 97 2  

Mi twirkung de r Bunde sgendarmeri e 
§ 9 

Die Organe der Bunde sgendarmerie haben 

be i de r Voll ziehung di e s e s  Ge se t ze s  in dem 

durch das Ge set z,LGB1 . 2/ 1 967,bes t immten 

Rahmen mit zuwirken. 
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( 

-) Burgenländ:is che s 
J agdge s e t z, LGB1 . 30/ 1 970 
idF. LGB1 • .  29/1 9 80 und 

-24/1982 

11. Di e J agdkarte 

Allgeme ine Bestimmungen 
§ 6 1  

( 1 )  Wer die J agd ausübt,hat 

a) eine auf seinen Namen lautende , mit 
Li chtbild versehene gülti ge burgen­
ländis che Lande s- oder Be zirks.j agd­
karte oder 

b)  e ine Jagdgastkarte in Verbindung mit 
e iner J agdkarte e ine s anderen Bunde s­
l andes ,  

c) für die Ausübung der Bei z j agd zu­
s ät zli ch zur J agdkarte nach a) ode r b)  
e inen Bere chti gungs s chein für die 
F alknere i  (Falknerkarte )  

mi t  s i ch zu führen und die se auf Ver­
langen den J agdaufsehern oder den Organen 
der öffentli chen Si cherhe i t  vorzuwe i sen • 

. . . 

Unbefugte s  Durchstre ifen von 
J agdgebieten 

§ 97 

( 1 ) Es ist j e dermann ve rb oten, ein J agd­
gebiet  abseits  von ö ffentli chen Straßen 
und öffentli chen We gen oder sol chen Wegen, 
die allgeme in als Verbindung zwis chen 
Orts chaften, Gehöften und e inzel stehenden 
Bauli chkeiten benüt zt werden, ohne Be­
willi gung de s J agdausübungsbere chi gten 
mi t  e inem Gewehre , mit F allen ode r anderen _ 

Geräten,  die zum Fangen und T ö ten von Wil d 
gewöhnli ch verwendet werden,  zu durch­
stre ifen, e s  läge denn seine Bere chtigung 
o der Verpfli chtung hie zu in se iner amt­
li chen S tellung oder amtli chen Ermächti gung. 

( 2) Wird j emand wider die ses  Verb ot be­
treten ,  so hat er die im Abs .1 be ze i chne ten 
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von den Jagdaufsehern ode r von den Organen 

des öffentli chen Si cherhe i tsdienste s abge­

forderten Ge genstände ohne \"v' eige rung ab zu­

geben. Di e abgenommenen Gegenstände s ind 

unver zügli ch an die Be zirksve rwaltungsbe­

hörde ab zul i e fe rn. 

( 3) Für die Dauer der Treib j agden ( §  98 

Abs . 1 Z. 6) dürfen j agdfremde Pe rsonen 

das be j agte Gebie t abse it s  von Wegen gemäß 

Ab s .  1 ni cht betre ten.  Personen, di e in 

bejagte n Gebie ten anget roffen we rden, haben 

diese  über  Aufforderung unverzügli ch zu ver­

l as sen. Der Aufenthalt in die sen Gebieten 

zur Verri chtung land- und forstwirt s chaft­

l i cher Arb e i t  ist ge statte t ; di e se Arb e iten 

dürfen durch die J agd ni cht behinde rt we rden • 

. . . 

§ 1 00 

( 3) Wi rd S chalenwild überfahren oder ange­

fahren, so hat der Lenker de s Fahrzeuge s die s  

der nä chsten S i che rhe i tsdienststelle ode r  

dem Jagdausübungsbere chti gten oder  des se n  

Jagdaufseher zu melden. 

. . . 

Überwachung der Einhal tung de r 
ge se t zlichen Vors chriften 

§ 1 52 

( 3) Di e Organe de s öffentli chen S i cherhei t s­

dienste s hab en b e i  der Voll ziehung folgender 

B e s t immungen die s e s  G e set zes mit zuwirken: 

§§ 1 7  Abs. 4, 6 1  Abs. 1 und 2, 62  Abs . 1 , 2, 3 

und 5, 9 2  Abs . 1 ,  93, 9 5,9 6, 97, 98, 9 9, 1 00 

Abs . 1 ,  2, 3 und 4 ,  1 02 Abs .  1 ,  2 und 3 und 

1 03 Abs . 4 und 5 .  

( 4) Di e Organe de s ö ffentli chen S i che rhe its­

di enste s hab en dabei al s Hilfsorgane de r zu­

ständigen Be zirksverwal tungsbehörde e in zu­

s chreiten durch 
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: - , 

a) Vorbeugungsmaßnahmen ge gen drohende Ver­
waltungsübertre tungen,  

b)  maßnahmen, di e für die Einlei tung oder 
Durchführung von Verwaltungsstrafve rfahren 
e rforde rli ch sind , und 

c) Anwendung körperli chen Zwange s ,  sowe i t  e r  
ge setzli ch vorge sehen ist . 

Anmerkung: § 1 7  Abs . 4 be trifft das Ve rbot de s Tre ibens ode r Er­
legens von Wi�a. auf Grundstü cken,  auf denen die J agd zu ruhen hat . 

§ 6 2  enthält Vors chriften übe r  J agdgastkarten . § 9 2 'Abs . 1 enthält 
u. a. die Vors chrift , bei Benüt zung e ine s Jägernotwe ge s S chußwaffen 
nur ungeladen b zw. gebro chen und Hunde nur an der Le ine mit zuführen. 
§ 9 3  enthält  Vors chriften über krankge s chos sene s  Wild und die Wild­
folge ; § 9, 'übe���s Fangen und Vergi ften von Wild; § 96  über Vor­
kehrungen ge gen Wildseu-

chen ; § 9 8  andere Verbote sachli cher Art 
( z . B .  di e J agd zur Nacht ze i t  EIl.lSzuüb:m, künstli che Li chtquellen beim 
Fangen oder Erle gen von Wild zu verwenden ,  die J agd von Kraftfahr­
zeugen aus zuüben, Unmündige als Tre iber zu verwenden usw . ) ;  § 99 
örtli che Bes chränkungen bei  der Ausübung der J agd ; § 1 00 Vors chriften 
übe r  das Töten, F angen und Beunruhi gen de s Wilde s durch j agd-
fremde Personen ;  § 1 02 j agdli che Bes chränkungen im Intere sse der 
Lande skultur und § 1 03 Abs . 4 und 5 Vors chriften über das Abhalten 
und Vertre iben de s Wilde s von Kulturflächen. 
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-) Kärntne r J agdge se t z 
1 978 ,  LGBl . 76 

J agdkarten 

§ 36 
( 1 ) N i emand darf j a�en ,  �'hne im B e s i t z  e ine r 

gült i gen J agdkart e ( J ahre s j agdkart e ,  J agdgast­

karte )  zu se in. 

( 2 ) Di e J ahre s j agdkarte bere chti gt nur dann 

auch zur J agd mi t na ch F alkne rart ab ge tragenen 

und b e fl o genen Gre ifvö geln ( B ei z j agd) , v/enn e ine 

s ol che Bere cht i gung darin ve rmerkt i s t . 

( 3) 

( 4) Wer j agt , hat die J agdkarte mi t s i ch zu 

führen und auf Verl ange n den Organen de s öffent­

li chen S i che rhe i t sdiens t e s  und den J agds chut z­

organen s owi e dem J agdausübungsbere chti gten 

vor zuwei sen.  

J agderl aubnis 

§ 4 1  

( 1 ) Wer ni cht in Begl e i  tung de s J agdausübungs­

b e re chti gten oder de ssen J agds chut zorgane s 

j agt , muß ne ben der J agdkart e eine auf s e inen 

N amen l autende , vom J agdausübungsb e re chti gten 

e rt e il te s chriftl i che Bewill i gung mi t  s i ch 

führen ( J agde rlaubni s s ehe in) . Für die Te ilnahme 

an Tre ib j agden i s t  e in J agde rl aubni s s ehein ni cht 

e rf orderli ch . § 36 Abs . 4 gil t sinngemäß . 

Verhal ten im J agdge b i e t  

§ 5 2  

( 1 ) E s  i s t  j e dermann verboten,  e in J agdgebiet  

außerhal b der ö ffentli chen S traßen und We ge 

und s ol che r 'iVe ge , die  allgerre:in al s Verbindung 

zwi s chen Ort s chaften und Gehöften benüt zt 

we rden, ohne s chri ftli che B ewilli gung de s 

J agdausübungsb e re cht i gt en mi t e inem Gewehr, mi t 

Ge gens t änden,  di e zwn Fangen oder T ö ten von 

Wil d j e de r  Art best immt sind o de r  e s  e r­

l e i cht e rn, s owi e mi t F re tt chen oder mi t Bei z­

vö geln zu durchstre i fen, e s  l äge denn se ine 

B e re cht igung ode r Ve rpfl i chtung hie zu in seine r  
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amtli chen S tellung oder amtli chen Ermächti gung.  

( 2) Ni chtbere chti gen Personen ist  das Anki rren 
von Wild ,  das Berühren oder Aufnehmen von Jung­
wild ,  ferne r ,  unbe s chadet der Be stimmungen de s 
§ 7 1 , j ede vorsät zli che Beunruhi gung von Wil d 
sowie j e de Verfolgung von Wild verb oten.  Kommt 
lebende s oder verendetes  Wild durch wie immer 
ge arte te Umst ände in den  Besitz  ni chtbere chti gter 
Personen ,  s o  haben sie es  unverzügl i ch dem J agd­
ausübungsbere chti gten , seinem J agds chut zorgan 
oder der nächsten S i cherheitsdienststelle ab zu­
liefern. Di e se hat das Wild dem J agdausübungs­
b e re chti gten oder se inem J agds chut zorgan ehe stens 
zur Verfügung zu stellen.  

( 3) Wird Wil d  überfahren , s o  hat der 'Lenker 
de s Fahrzeuge s die s der nächsten Si che rhe its­
dienststeIle , dem J agdausübtingsbe re chti gten  
oder de ssen J agds chut zorgan zu mel den.  

Mi twirkung der Bundesgendarmerie und 
de r Bunde spoli zeibehörden 

§ 97 

Die Organe der Bundesgendarmerie - im örtli chen 
Wirkungsbere i ch e iner Bundes poli zeibehörde 
die se - haben bei der Voll ziehung der § §  36  
Abs .  1 ,  2 und 4 ,  4 1 Abs .  1 ,  5 4  Abs . 1 und 3 ,  
6 8  Abs .  1 ,  6 9  Abs . 1 und 2 und 70 Abs . 2 nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Gesetze s  übe r  
die Mi twirkung de r Bunde sgendarmerie und der 
Bunde spoli zeibehörden bei  der Voll ziehung von 
L andesge set zen mit zuwirken .  

Anmerkung: § 5 4  betrifft den Handel mit ge s chonten Tieren,  Halten von 
Gre ifvögeln und Eulen,  § 6 8  verbotene J agdme tho den und Be s chränkungen 

der J agdausübung. 

III-125 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 37 von 133

www.parlament.gv.at



-) NÖ . J agdge s e t z 1 974 , 
LGB1 . 6 500-4 

Erlangung de r J agdkarte 

§ 58 

( 1 )  Wer die J agd ausübt , hat 

a) e ine auf se inen N amen l autende , mi t L i cht­
bild ve rsehene gül ti ge ni e de rö s t e rre i chis che 
J agdkarte ode r 

b) eine J ag dgastkarte in Ve rbindung mi t e ine r 

J agdkarte eine s  ande ren Bunde sl and e s  

mit si ch zu führen und diese auf Verl angen den 
J agdaufsehern und den Organen der ö ffentli chen 
S i che rhe i t  vorzuwe isen. 

( 2 ) Di e J agdkarte i s t  ni cht übe rtragbar und 
gibt ke ine Bere cht i gung, ohne Erl aubni s des  

J agdausübungsbe re cht i gten zu j agen .  S i e  ist  
nur in Verbindung mi t dem N a chwe i s  üb e r  die 

Einzahlung de r J agdkartenabgabe für das 

l aufende J ahr ode r mi t e iner Be stäti gung übe r 

die Abgabenfre ihe it für das l aufende J ahr gültig.  

Unb e fugt e s  Dur chstre ifen von 
J agdge bie  t en 

§ 94 

( 1 ) Es i s t  j edermann verboten,  e in J agdgebiet  
abs ü t s  von ö ffentli chen S t raßen und We gen 

ode � sol chen Wegen,  die allgemein al s  Ver­

b iTI lung zwis chen Ort s chaften, Gehöften und 
e ir �el stehenden B auli chke iten benüt zt werden, 

ohr � Bewilli gung de s J agdausübungsbere cht i gten 

mi t e inem Gewehre , mit F allen ode r  ande ren 

Ge l it en,  die zum Fangen und T öten von \Vild 

ge� ihnli ch ve rwendet we rden ,  s owi e unte r  Mi t­

nal : 1e von Fre t t chen und Bei zvö geln zu durch-

s t J  ! ifen, e s  läge denn s e ine Bere chti gung oder 

Vel Jfl i chtung hie zu in seiner amtli chen S tellung 
o de l' amtli chen Ermächt i gung . 

( 2) 'Nird j emand wi de r die ses  Verbot be tre ten,  

s o  ;ind i hm di e  im Abs . 1 be zei chne ten Ge gen-
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stände , ni cht j e do ch Frett chen und Bei zvö gel , 
von den J agdaufsehern ode r von den Organen 
der öffentli chen Si che rheit  sofort abzufordern, 
denen er sie  ohne Wei gerung ab zugeben hat . 
Di e abgenommenen Gegenstände sind unverzügli ch 
an die Be zirksve rwal tungsbehörde ab zuliefe rn .  

T öten,  Fangen und Beunruhigen de s 
Wilde s durch j agdfremde Personen ' 

§ 97 

( 1 ) Jagdfremde Personen,  das sind s olche Pers one n ,  
die vom Jagdausübungsbere chtigten zur Ausübung 
der Jagd weder zugelassen no ch verwendet sind ,  
i s t  j e de Verfol gung ode r  Beunruhigung de s Wildes 
unbe s chadet der Bestimmungen de s § 1 00 Abs . 8 -
verboten.  Insbe s ondere i s t  das Berühren und 
Aufnehmen von Jungwild unte rsagt . 

( 2) Wenn le bendes  oder verende tes  Wild durch wie 
immer ge artete  Umst ände in den Besi t z  j agd­
fremder Personen gelangt , s o  haben sie  di e s e s  un­
verzügl i ch an den Jagdausübungsbe re cht i gten oder 
seinen J agdaufseher ,  an die Ortspoli ze ibehörde 
oder an den nächsten Gendarmerie po sten ab zu­
liefe rn. Die genarmien Sicherhei t sorgane haben  
sol ches  Wild ohne Verzug dem J agdausübungsbe-
re chti gten oder seinem J agdaufsehe r  zur Verfügung 
zu stellen.  

§ 1 34 

( 1 )  Die Bürgermeister ,  die Organe der ö ffentli chen : 
S i cherhei t ,  • • •  s ind ve rpfli chte t ,  die B e obachtung : 
der Bestimmungen die s e s  Gese t ze s  zu übe rwachen 
und wahrgenommene Übertre tungen der Be zi rks­
verwaltungsbehörde zur Kenntni s zu bringen . 

. 
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-) oö . J agd�e s e t z ,  
LGB1 . 3 27 1 96 4 ,  
i dF  LGB1 . 39/ 1 970 

-) S al zburge r J agd­
ge set z 1 977, 
LGB1 . 9 4  

§ 3 5  

( 4) W e r  die J agd ausübt ,  hat die J agdkarte 

mi t s i ch zu führen und auf Ve rl angen den 

Organen de s ö ffentli chen Si che rhe it sdienste s 

und den J agds chut zorganen s owie dem J agd­

ausübungsbe re cht i gten vorzuwei sen.  

Jagdkarten 

§ 4 1 

( 1 ) We r di e J agd ausüb t ,  hat e ine von de r 

zust ändi gen Behö rde aus ge s t ellt� auf s e i nen 

N amen lautende gül t i ge J agdkarte ( J ahre s j agd­

karte , J agdgas tkarte )  mit s i ch zu führen und 

auf Verl angen den Organen des öffentli chen 

S i cherhe i t s di ens t e s  s owie den J agds chut z­

organen vorzuwei sen.  

( 2) J agdkarten werden , ausge stellt 

a) al s J ahres j agdkarte mit Gel tung für e in 

J agd j ahr , unabhängi g vom Ze i t punkt i hre r 

Aus s tellung; 

b) als J agdgas tkarten mi t Gel tung für e inen 

b e s t immten Kalendertag zur T e ilnahme an 

N i e derwildtre ib j agden oder für die D auer 

von zwe i Wochen .  

( 3) Di e J agdkart e i s t  ni cht übe rtragb ar .  

Eine J ahre s j agdkarte gibt keine Bere cht i gung , 

ohne Zus t immung de s J agdinhab e rs zu j ,agen.  Wer 

ni cht in Beglei tung de s J agdinhab e rs ode r de ssen 

J agds chut zorganen die J agd ausüb t ,  muß neben 

der J ahre s j agdkarte no ch e i ne auf seinen N amen 

lautende , vom Jagdinhaber  s chri ftli ch e rt e il te 

Erl aubni s zur J agdausübung ( J agde rlaubni s s che in) 

mit si ch führen und auf Verlange n den Organen 

des  öffentli chen Si che rhe i t s di enst e s  s owi e den 

Jagds chut zorganen vorwe i s en. Di e J agdgastkarte  

s chl i e ßt di e se Erl aubni s mi t ein.  
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lvIi twi rkung der Organe de s 
öffentli chen Si cherheitsdienstes  

§ 1 1 0 

( 1 ) Di e Organe de r Bundesgendarmeri e haben 
bei de r Voll zi ehung der §§ 1 3  Abs . 5 e rster S at z ,  
4 1  Abs . 1 un d 2 ,  5 2  Abs .  1 und 2 ,  5 5  Abs .  1 ,  6 1  
Abs .  1 ,  6 2 ,  6 4 ,  6 5 ,  66, 67 , 6 8 ,  6 9  Abs .  1 un d 7 0  � 
im Umfang des Gese t zes  vom 1 0 . Feber 1 967 , 
LGB1 . 1 9 ,  über di e Mi twirkung der Bunde sgendar-
merie bei der Voll zi ehung von Lande sge se t zen 
mi t zuwirken.  

( 2) Die Bundes poli zei direktion S al zburg hat 

a) von ihren Organen di enstli ch wahrgenommene 
Übe rtre tungen der im Abs . 1 ange führten Be­
stimmungen die ses  Ge se t ze s  oder in seiner 
Durchführung erlassenen Verordnungen der 
Be zirksverwaltungsbehörde anzuzeigen  und 

b)  bei drohenden oder fe stge stellten s ol chen 

Übertre tungen überdie s  alle vorläufi gen 
unaufs chi ebbaren Maßnahmen zur Abwehr von 
Gefahren für di e körpe rli che Si cherhei t  
von Mens chen oder für das Eigentum ohne 
vorausgegangene s Verfahren zu t re ffen.  

Anmerkung: § 1 3  enthält Vorschri ften über das "Ruhen der J agd" , 

§ 5 2  über die S chonzeiten ,  § 5 5  übe r  den Abs chußplan, § 6 1  übe r  die 
Wil dfol ge , § 62 über das unbefugte Be tre ten von Jagdgebieten ,  die 
§§ 64  - 70 über zei tli ch und örtli ch b e s chränkte S perren ;  sachli che 
Bes chränkungen bei der Ausübung der Jagd; Tre i b j agden;  F angen von 
Y'/ild ; Ausset zen von Wil d ;  Beunruhi gen ,  Verfol gen,  F angen und T öten 
de s .Wilde s durch jagdfremde Personen;  wildernde Hunde und Kat zen .  
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s t e i e rrnärki s che s § 4 4  
J agdge set z ,  1GBl . 5 8/ 1 9 54 ,  
i dF 1GBl . 4/ 1 98:) 

( 2) Di e B e si t zer eine r Jagokarte haben die se 

samt dem N achwei s  der Einzahlung de r in Abs . 

genannten Beträge be i Ausübung der Jagd E te t s  

b e i  si ch zu t ragen und auf Verlangen de r 

ö ffentli chen S i cherhei ts- ode r bee ideten 

J agds chut zorgane vorzuwe i sen. 

§ 60 
( 1 ) Es ist  j e dermann verboten,  i rgende in J agd­

ge bie t  ohne Bewilli gung de s Jagdbe re cht i gten mi t 

e i nem Gewehre versehen zu durchstre i fen,  e s  

l äge denn die Bere chtigung oder  Verpfli chtung 

hi e zu in seiner amtli chen S tellung. J e der J agd­

gast , der si ch ohne B e gl e i tung des J agdbe­

re cht i gten oder de ssen Jagds chut zorgane s i m  

Revi e r  aufhält ,  muß e ine s chriftli che Be­

willi gung de s J agdbere chti gten de s b e treffenden 

Revi ere s b e i  si ch führen. 

( 2) Wird j emand wi der di e se s  Verbot  von einem 

öffentli chen S i cherhei t s- oder  bee i de t en 

J agds chut zorgan mi t e inem Gewehr außerhalb 

der ö ffentli chen S t raßen und Wege oder sol cher 

Wege b e t re ten, wel che allgeme in al s Verbindung 

zwi s chen Ort s chaften und G ehöften benüt zt werden, 

so kann i hm das Gewehr s ofort abge fordert 

werden.  Er i st ve rhalten,  e s  ohne Wei ge rung 

ab zugeben. 

( 3) Abgenommene Gewehre sind ohne Verzug der 

B e zi rksverwaltungsbehörde ( im S t adtgebiete  

Graz der P oli zei dire kti on) ab zuliefern.  

§ 98  

( 1 ) Di e Bürgerme i s t e r ,  die Gendarmerie • • •  

sind verpfli cht e t , die B e obachtung der Be­

stimmungen die se s  G e se t ze s  zu üb erwachen und 

wahrgenommene Übert retungen zur Kenntnis de r 

B e zirksverwaltungsbehörde (Übertre tungen im 
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s tadtgebie te Graz der Poli zei direkti on) 

zu bringen. 

Anme rkung: Eine �li twirkungsverpfli chtung der Organe der Bundes polj zei­
di rektion Graz e rgibt si ch übri gens auch daraus , daß nach § 99 de s 
S teiermärkis chen J agdge set ze s  die Verwaltungsstrafkompetenz in Graz 
de r Bunde spoli zeidirelrti on zugewi e sen wurde ( ni cht j e do ch der Bunde s­
poli zeidire kti on Le oben) . 

-) Tiroler J agd-
ge set z ,  LGBl . 1 9/ 1 96 9 ,  
idF LGBl . 60/ 1 983  

§ 27 

(1)  Wer die J agd ausübt , muß e ine auf se inen 
Namen l autende gültige Tirole r  J agdkarte 
mi t si ch führen und auf Verl angen s owohl 
dem Jagds chut zbe re chti gten al s  auch den 
Organen der öffentli chen S i cherhei t  vorwe isen. 
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-) V o ra r l D e  rge r Ja�,d .;e s e t z ,  LG3 1 .  
5/1 9 � J ,  in d e r  .i"as sun� LGB 1 .  
9/1 :?f' S  

• • • 

( 3 )  J e d e r.llann muß b e i  d e r  .4'..l S ÜbU.n ; d e r  J a gd 

d i e  Ja gdkart e mit s i ch f ühren und auf Ve rlanzen 

d en S i c he rhe i t s o rbCi.nen v o rwe i s en • • •  in Aus­

übung d e r  Jae;d i:n Sinne di e s e s  Ge s e t z e s  i s t 

auch d e r  o e ;ri f ie n , d e r  s i ch ;:!i t e ine r Ja Sd­

waf f e  auf de:ü We ge ins Jagd.;e b i e t  b e finde t .  

� 75 
( 1 )  Es i st j e de nnann v e rb ot en ,  e in Jagdge b i e t  

ohne B evli ll i gung d e s  Jagdb e re cht i gt en od e r  J a ;d ­

ve rwalt e rs mit e ine:n Gew e hr o de r  and e ren ZlLll 

E rle gen od e r  Fangen von W il d  ge e i gne t en Ge rät en 

(wie Fa ll en et c .  ) v e rs ehen, zu durchs t re i f e n ,  e s  

läge denn s e ine B e re cht i gung o d e r  Ve rp f li c ht un g  

hi e zu i n  s e ine r amt li chen St e llung o d e r  amt l i chen 

E rmächt i gung .  Wi rd j emand w id e r di e s e s  V e rb o t  

m i t  e inem Gewehr auß e rhalb d e r ö f f ent l i c hen 

S t ra ß e n  und We ge • • •  b e t re t en • • •  , so i st HEil 

das Gewehr v o;n Ja gdauf s ehe r o d e r  v om ö ff e n t l i c hen 

S i c h e rhe i t s o rgan s o f o rt ab zuf o rd e rn ,  d enen e r  

e s  ohne We i ge rung ab zuge b en hat . Das s e lb e  gi lt 

b e i  B e t re tung mit Gewehr auf Tou ri s t en- und 

Kl e t t e ��e gen und b e i  B e t ret vng mit v e rb o t enen 

Gewe hre n ,  Fallen und ande ren Ge rät en , d i e ZQ� 

Fangen o d e r  Töt en v on Ti e ren ge e i gne t  s ind . 

( 3 )  Ab genommene Gewehre , Fallen und d gl .  s ind 

s o f o rt d e r  B e z i rks v e rNa ltungs b e h ö rde ab zuli e f e rn .  

§ 99 
( 1 ) D i e  Bürge rme i st e r ,  di e Si che rhe i t s o rgane 

( Gendarme ri e ) ,  d i e  Ja gdaufs ehe r und di e J a gdve r­

wa lt e r  s i nd v e rp f li cht e t , d i e  B e a cht ung d e r  B e ­

s t im.1TIl1l1een d i e s e s  Ge s e t z e s  zu üb e rwa chen und wahr­

genoill.'1le ne Üb e rt ret un gen d e r  B e  z i rksv e rwal tungs­

b ehö rde anzu z e i gen . 

( 2 )  • • • •  
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\-. '  

-) Wiener J agdgeset z ,  
LGBL . 6/ 1 948 , 
idF LGB1 . 3 1/ 1 98 2  

Grundsät zl i che Bestimmungen 
über J agdkarten 

§ 49 

( 1 ) Wer die J agd ausübt , muß e ine auf seine n 
Namen lautende J agdkarte ( Jahres j agdkarte ,  er­
mäßigte Jahres j agdkarte oder J agdgastkarte )  des 
Landes Wi en besit zen und bei Ausübung der J agd 
mi t sich fÜhren. Auf Verlangen ist. die J agdkarte 
J agdaufsehern sowie Organen der öffentli chen 
Si cherheit aus zuhändigen. 

( 2) Die J agdkarten sind ni cht übertragbar und 
geben keine B ere chtigung ohne Zustimmung de s 
J agdsausübungsbere chti gten zu jagen. 

Unbefugtes - Durchstreifen 
von J agdgebieten 

§ 8 3  

( 1 ) E s  i s t  j edermann verboten, ein J agdge biet  
außerhalb der öffentli chen S traßen und Wege o der 
sol cher Wege , die allgmein als Verbindung 
zwis chen Ort s chaften und Gehöften benüt zt werden, . 
ohne Bewilli gung des J agdausübungsbere chti gten 
mit e inem Gewehre , mit Fallen und anderen Gegen­
ständen oder Tieren, die zum Fangen oder Töten 
von Wild gee i gnet sind oder die s  erle i chtern, 
zu durchstreifen, es  läge denn se ine Bere chtigung 
oder Verpfli chtung hie zu in se iner amtli chen 
S tellung oder amtli chen Ermächtigung. 

( 2) Wird j emand bei einer Zuwi derhandlung wide.r .. 
diese Verbot betreten, so  sind ihm das Gewehr,  
die  Fallen und andere Gegenstände sowie Tiere 
von den J agdaufsehern oder von den Organen der 
öffentli chen Si cherhei t  sofort abzufordern, denen 
er  sie ohne We igerung abzuge ben hat . 

( 3) Abgenommene Gegenstände sind sofort dem 
Magistrat abzuliefern. 

, -
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( 1 ) 

( 2 ) • • •  

Überwachung der Einhaltung der 
ge setzli chen Vors chriften 

§ 1 28 

( 3) Die Organe der öffentli chen S i cherhei t  haben 
an der Voll ziehung der §§ 49 Abs . 1 ,  73a Abs . 8 ,  
7 6  Abs . 5 ,  83  Abs .  2 und 3 ,  86 Abs . 6 und 7 ,  
88 Abs .  3 und 89 durch Vorbeugungsmaßnahmen ge­
gen drohende Verwaltungsübertre tungen, durch 
Maßnahmen, die für die Einleitung von' Ver­
waltungsstrafverfahren erforderli ch sind und 
durch Anwendung körperli chen Zwanges ,  sowe it  
dieser ge set zli ch vorgesehen ist , mit zuwirken. 

Anmerkung: § 49 Abs .  1 siehe oben; 
§ 73a Abs .  8 betrifft den S chut z  von Horstbäumen und Horstplät zen 
von Greifvögeln; 
§ 76  Abs .  5 betrifft die behördli ch verfügte  S perre eines J agdgebietes ; 
§ 83  Abs .  2 und 3 siehe oben; 
§ 86 Abs . 6 und 7 betri fft BeS Chränkung der J agdausübung an bestimmten 
Orten; 
§ 86 Abs .  3 betrifft das Verbot der Verwendung be stimmter S chuß-

waffen; 
§ 89 re gelt die Ausübung der J agd be i Nacht . 
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-) BUFgenländi s ches 
Juge-nds chut zgeset  z ,  
LGBI . 1/ 1 970 

-) Kärntner Jugend­
s chut zge set z ,  
LGBl . 46/ 1 964 ,  
i dF  LGBl . 30/ 1 97 1  
und 37/ 1 982 

( 1 ) 

( 2) 

Aufenthalt an allgemein zugängli chen 
Orten 

§ 2 

. . . 

Kinder oder Jugendli che , die si ch an allgemein 
zugängli che� Orten aufhalten,  an denen ihnen eine 
sittli che Ge fahr oder  Ve rwahrlosung droht , haben 
über  Aufforderung durch Organe der ö ffentli chen t 

Aufsi cht sol che Orte zu verlassen.  

Mi twirkung der Bunde sgendarmerie und 
Bundespoli zei 

§ 1 8  

Die nach Bundesre cht zuständi gen Organe der 
Bunde sgendarmerie - in  Orten mLt e iner Bundes­
poli zeibehörde di e se - haben zur -Unterstüt zung 
der Be zirksverwaltungsbehörden einzus chreiten durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungs­
übertre tungen,  

b) Maßnahmen ,  die für die Einleiturig o de r  Durch­
führung von Verwaltungs strafverfahren erforder­
li ch s ind , 

c) Anwendung körperli chen Zwange s .  

Überwachung 

§ 1 3 

Die Be zirksverwaltungsbehörden in i hrem ö rtli chen 
Wirkungsbere i ch die Bunde spoli zeibehörden - haben 
die Einhaltung der Bestimmun�n der § §  2 bis 8 
zu überwachen.  
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-)  NÖ . Jugendge set z 
LGB1 . 460 0-0 
vom 1 1 . 1 1 . 1 98 2  

li1i twirkung von Bunde sgendarme ri e U-Yld 
Bunde spoli ze i 

§ 3 1  

Di e n a ch Bunde sre cht zuständi gen Organe der 

Bunde sgendarmeri e - in Orten mi t Bunde spoli ze i­

behörden di e se - haben  zur Unte rstüt zung de r 

B e zi rksve rwaltungsbe hörden e inzus chrei ten durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Ve r­

waltungsübe rt re tungen;  

b)  Maßnahmen, di e für die  Einleitung o der  Durch­

führung von Verwaltungss trafverfahren e r­

forderli ch sind . 
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-) OÖ . Jugend­
s chut zgese t z ,  
LGB1 . 2 2/ 1 97 3  

( 1 ) . . .  

Aufenthalt an allgemein zugängli chen Orten 
§ 3 

( 2) Kinder und Jugendli che , die si ch an allgemein 
zugängli chen Orten aufhalten, an denen ihnen eine 
Ge fahr der Verwahrlosung droht , haben über Aufforderung 
durch Organe der ö ffentli chen Aufs i cht sol che Or�e 
zu verlassen. 

S onderbe stimmungen für Kinder und 
Jugendli ehe 

, §  1 8  

( 1 ) Werden Kinder von einem Organ der öffentli chen 
A�fsi cht bei einer nach die sem Geset z strafbaren 
Handlung be treten, so sind sie  in gee i gne te r  V/eise  
auf die  Re chtswidrigke it  ihre s Ve rhaltens aufmerksam 
zu machen und zu e rmahnen, si eh in Hinkunft ent­
spre chend den Bestimmungen di eses  Geset zes zu ver­
halten. Bei  e rs chwerenden Umst änden, i nsbe s ondere 
im Wie derholungsfalle , ist  hie rüber der B e zi rksver­
waltungsbehörde zu beri chten. 

( 1 )  • • • 

Voll ziehung 
§ 20 

( 2) Die Organe der Bunde sgendarmerie haben unpe­
s chadet der Bestimmungen de s § 3 Abs .  2 und des 

§ 1 8  Abs . 1 und der eins chlägi gen bundesge s e t zl i chen 
Vors chriften bei  der Voll ziehung diese s G e se t ze s  
durch Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungs­
übertretungen und Maßnahmen,  die für die Einlei tung 
o der Durchführung von Verwaltungsstrafverfabren e r­

forderli ch sind ,  mit zuwirken. 

( 3) Die Bundespoli ze ibehörden haben die von ihren 
Organen dienstli ch wahrgenommenen Übertretungen dieses  
Geset zes der zust ändi gen Be zirksverwaltungsbehörde zur 

,.. 
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- ) S teiermärkis che s 
Jugen,ds chut zge se t z 
LGB1 . 29/ 1 969  

Anze i ge zu bringen und bei drohenden oder fe st­
ge stellten Übertre tungen überdie s  alle vorl äufi gen 
unaufs chi ebbaren Iviaßnahmen zur Abwehr von Gefahren, 
di e geeigne t  s ind , die körperl i che S i cherheit oder 
die ge istige oder charakterl i che Entwi cklung von 
Jugendli chen zu ge fährden, zu treffen, sowe i t  diese 
Maßnahmen ohne vorangegangene s Verfahren vorgenommen 
werden können. 

§ 20 

Di e nach Bunde sre cht zuständi gen Organe der Bundes­
gendarmerie - in Orten mit e iner Bundes poli zeibe­
hörde diese - haben zur Unterstüt zung der Be zirks­
verwal tungsbehörden e inzus chreiten durch !' 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungs­
übertretungen, 

b )  Maßnahmen,  die für di e Einle itung oder Durch­
führung von Verwaltungsstrafverfahren e rforder­
li ch sind . 
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-) S al zourger Jugend­
s chut zgeset  z ,  
LGB1 . 66/ 1 969  
i dF  LG�l . 49/ 1 980 
und 39/ 1 982  

Mitwirkung der Bundesgendarmeri e 

§ 1 5  a 

Di e  nach den Bundesvors chriften zust ändi gen 
Organe der Bunde sgendarmeri e haben oei der 
Voll ziehung die ses  Ge se t ze s  als Hilfsorgane 
der zuständi gen Be zirksverwaltungsbehörde durch 
Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungs- : 
übertre tungen , durch Maßnahmen ,  die :fllr die E:inlei'!"" 
tung o der Durchführung von Verwaltungsstrafver­
fahren erforderl i ch sind sowie durch Anv/endung 
körperl i chen Zwange s ,  sowe it  e r  ge s e t zl i ch vor­
ge sehen ist , mit zuwirken.  

Anmerkung: Eine Mi twirkungsverpfli chtung von Organen der Bundespoli zei­
direktion S al zburg in deren Bere i ch ergibt s i ch daraus , daß gemäß 

§ 1 5  die se r  Behörde die Zust ändi gke it zur Durchführung von Verwaltungs­
-strafverfahren nach die sem Gese t z  übe rtragen ist . 
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-) Ti roler Jugend­
s chut zge set  z ,  
LGB1 . 1 6/ 1 97 5  

Aufenthal t an allgemein zug'_ingl i chen Ort en 

§ 1 0  

( 1 ) 

( 2 ) Überdi e s  i st Kindern und Jugendli chen der Auf­

enthalt an allgeme in zugängli chen Orten,  di e nach 

Art , L age oder s t ändi gem Be sucherkrei s  e ine b e sondere 

Ge fahr für Kinder und Jugendli che bilden , ni cht ge­

stat te t .  S i e  haben s ol che Orte über Aufforde rung durch 

Organe de r ö ffentli chen Aufsi cht unverzügli ch zu 

verlassen. 

�li twirkung bei de r V ollziehung 

§ 1 7  

Di e Organe der Bunde s gendarme ri e hab en b e i  d e r  

Vol l ziehung die se s  Ge se t ze s  durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen ge gen drohende Verwaltungs­

übe rtre tungen, 

b)  Maßnahmen,  di e für di e Einlei tung o der Dur ch­

führung von Ve rwaltungs strafve rfahren e rforder­

li ch sind und 

c) Anwendung körpe rli chen Zwange s ,  s owe i t  e r  ge­

se t zli ch vorge sehen i st ,  

mi t zuwirken • 

• • • 

Anme rkung: Eine Iu twirkungsve rpfli chtung de r Organe de r Bunde s poli zei­

direkt i on Innsbruck für de ren B e re i ch e rgi bt si ch daraus , daß gemäß 

§ 1 5  Abs . 2 Verwaltungsübertre tungen nach dem T i role r  Jugens chut zge se t z  

i m  örtli chen Wi rkungsb erei ch der Bunde s poli zeidire kti on Innsbruck von 

di e se r  zu b e strafen s ind . 
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..... 

� )  Vorarlb e rge r Jugendge s e t z ,  
LGB 1 . 1 9/1 971 

( 1 )  • • •  

AuI' enthal t an allge!ile ill zu­
bängli chen O rt en 

�I 1 9  

( 2 )  Kinde r  und Jugendli che , die  s i ch an allge- : 

�e in zugänglichen O rten ,  we lche nach Art , Lage 
ode r  s t ändigem Be suche rkre is  e ine b e s onde re Ge­

fahr für sie  bilden,  aufhalt en,  haben s ol che 

O rt e  üb e r  Auffo rde rung durch O rgane de r 

öffentlichen Aufs icht zu ve rlassen.  

Mitwirkung d e r  Bunde s gendamre ri e 

§ 23 

Die Bundes gendarme ri e hat bei  d e r  Vollziehung 

de s III . und IV. Haupt stückes im Umfang d e r  B e­

st immungen d e s  Ges e t z e s  übe r  di e Mitwi rkung d e r  

Bundesgendarme rie bei  de r Vollziehung von 

Lande sge s et z en mit zuwirken .  

Ve rfahrensbe st immungen 

§ 32  

( 1 ) Zur Durchs et zung d e r  in die s em Ge s e t z ent­

halt enen B e s chränkungen ist  die Ausübung un­

mit t e lbare r b ehördli che r B e fehls- und Zwangs ge­

walt zulässig.  

( 2 )  Die Behörde kann durch Organe d e s  öffent l ichen 

Si che rhe it s diens t e s  e ine Haus durchsuchung vor­

nehmen , wenn di e s  mit große r  Wahrs che inlich-

ke it zur Auffindung von Pe rs onen , d i e  den Be­

s t immungen des § 21  Ab s .  1 lit . a und Abs .  2 lit . 

a oder des § 2 3  Abs .  1 zuwide rgehande lt haben, ode:r 
von Sachen , die  in e inem V e nvaltungss t rafve r­

fahren gemäß § 2 9  in V e rbindung mit § 2 1  Abs .  2 
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I 

.. l , . 

lit . a ode r � 2 3  Ab s .  3 als 3 ewe i s3i t t e l  in 

3 e t rach t "Cü:,lmen , führt . 

( 3 )  • • • 

( 4 )  Auf Hausdurchsucnungen ge .,läß ADs .  2 s ind di e 

0 �' 1 4 0  Abs .  1 bis  3 und 1 4 2 .ll.bs .  1 ,  2 und 4 der  

St rafDro z e ß o rdnung 1 97 5  sinnge :näß anzuwenden . 

D i e  Haus durchsuchun.; ist  unt e r  B e i ziehung v on 

zwe i Zeugen v orzunehmen . 

( 5 )  D i e  b e i  de r Haus durchsuchung he rv o rge­

leO.milenen B ew e i srni t t e l  sind s i che rzus t e ll en .  

\'lenn de r Ei gentürae r der  s i cherge s t e llt en Sachen 

de r Behörd e  b e kannt �t, hat s i e  ihn unt e r  Angabe 

d e r  für d i e  Siche rs t e llung maß geb enden G ründ e  

unv e rz gl .  zu vers t ändi Gen . Si che rge s t e ll t e  Sachen, 

d i e  ni cht e inzuziehen od e r  für ve rfallen zu e r­

klären s ind , s ind zurückzustellen , s obald d i e  für 

die  Siche rst e llung maß gebenden Gründe we gge­

fallen s ind . 

t .. l'l.:.'.e rlmll .::  § 2 1  l e g .  ci t . b e t rifft das Verb ot des B e si t z e s  von Sucht-

ini t t e L."1 durch Kind e r  und Jugendli che , § 23 den Si t t li c hke i t s­

s chut z .  
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- )  Wi ener J ugend­
s chut z ge s e t z  
vom 1 .  J ul i  1 9 85 , 
LGB l . 3 4/ 1 9 8 5  

§ 20 

° ( 1 ) Di e Einhaltung der B e s t immQ�gen d i e s e s  

G e s e t z e s  i s t  von d e r  Blmd e sp o li z e i d i r ekti on 

'ih en zu üb e rwach en . 

( 2 )  • • •  

:: 

� . 

o • 

. .  _ --� 
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- ) Verordnung der 
burgenländi s chen 
L ande sregie rung , be­
treffend allgeme ine 
Abwehrmaßnahmen zur 
Be kämpfung de s Kar­
t offelkäfe rs , 
LGBl . 2/ '1 9 5 2  

o 1 

( 1 ) . •  ' verpfli ch te t ,  auf das Auftre t en de s 

Kart offelkäfe rs zu achten und j ede s Vorkommen 

sowi e alle Anze i chen , die auf das Vorhandens e in 

die se s  Pflanzens chädlings s chli e ßen lassen, 

unverzügl i ch dem Bürgermeister  j ene r Geme inde , 

in der der Be fall ode r Anzei chen wahrgenommen 

vmrden, bekannt zuge ben • • • .  Die gle i che Anzei ge­

pfli cht obliegt auch • . •  den Organen de r 

öffentli chen S i che rhe i t  • • •  

( 2) • • • 
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- )  Kttrntner Landesgesetz  
vo m 26 . 6 . 1 980 über 
die Maßna:b...men zur Be­
kä.rnpfv.!lg von Ka ta­
s trophenfol�en , . 
1GBl . 66/1 980 -
(Kärntner :r:a ta­
s trophenhilfegesetz ) 

§ 7 

rr. i tv\'irkung der B1..md esgendarmeri e ,  der 
BQ�d esnoli ze ibehörden und des Bundes--

he eres 

( 1 )  Die Organe der Bund esgendarmerie haben 
b e i  der Vollzi ehung 'dieses Gesetzes  - aus­
genommen § 9 A bs .  1 li t .  d - nach Maßgabe 
der Best immwlgen des Gesetzes über die 
Mitwirkung der Bundesgendarmerie und der 
Bundespolize ibehörden bei der Vollziehung 
von Landesgesetzen ,  1GBl . 53/1 978 ,  mitzu­
wirken . 

( 2 )  Im örtlichen Wirkungsbereich von- BQ�des­
polize ibehörden haben diese  bei der Voll­
zi ehung dieses Gese tzes - ausgenommen § 9 
Abs . 1 lit . d - nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Gesetzes  über die Mitwirkung der Bundes­
gendarmerie und der Bundespolizeibehörden 
b e i  der Vollzi ehung von 1andesgesetzen ,  
1GBl . Nr . 53/ 1 978 ,  mi tzuwirken . 
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-) SEIl z0urger 
ICataströ nhenhilfe­
ge se t z ,  tGBl . 3/ 1 97 5  

- )  T i role r  Kata­
strophenhilfs di enst­
ge s e t z ,  LGBl. 5/ 1 974 

§ 1 9  

( 1 ) her die Ge fahr ode r den Ei ntri tt  e iner 

Katas trophe zu einem Ze i t punkt wahrnimmt , da 

hi evon noch ke ine all geme ine Kenntnis beste ht , 

hat unve rzügl i ch di e  B e zirksverwaltungs behörde , 

das nächste  Geme indeamt ode r die nächst e  S i cher­

hei t s dienststelle zu ve rs tändigen 

§ 2 6  

Di e Organe der Bunde sgendarme rie haben b e i  der 

Voll ziehung di e s e s  G e se t ze s  im Umfang de s Ge­

s e t ze s  vom 1 0 . F e bruar 1 967 , LGBl. 1 9 ,  üoer die 

llIi twi rkung de r Bundesgendarme rie bei der  

Voll ziehung von Lande sge s e t zen mit zuwirken.  

§ 2 5  

( 1 ) Die Organe der Bundesgendarme ri e haben bei  

der  Voll ziehung di e s e s  Gese t ze s  mi t Ausnahme 

j ener B e s t immungen,  deren Durchführung den 

Geme inden bbl i e gt, in dem durch das Ge s e t z  

LGBl . 2/ 1 967  bestimmten Rahmen mi t zuwirken.  

( 2) Di e Bunde s pol i zeidi re ktion Innsbruck hat 

a) von ihren Organen dienstl i ch wahrgenommene 

Übertre tungen di e se s  G e se t ze s  dem Magistrat 

der Lande shaupts tadt Innsbruck an zuzei ge n  und 

b )  be i drohenden oder fe s t ge st ellt en Übertre tun­

gen di e se s  Ge s e t ze s  übe rdie s  alle vorläufi gen 

unaufs chiebbaren Maßnahmen zur A bwehr von G e­

fahren für di e körperli che Si cherhe i t  von 

Mens chen oder für das Ei gentum zu t re ffen, di e 

ohne vorausge gangene s Verfahren ge troffen 

werden.  
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. --

-) Burgenländi s che s 
Kulturpflanzen­
s chut zge se t z , 
LGB1 . 1 1/ -' 9 49 

§ 1 4  

( 1 )  • • •  sind zur Anze i ge verpfli chte t ,  wenn sie  an 
• • •  Pflanzen, Pflanzenteilen oder Pflanzene rzeug­
ni ss en den Befall durch Pflanzenkrankhe iten 
oder Pflanzens chädlinge , die j eweils durch Kund­
machung der Lande sre gierung namentli ch be kannt­
gemacht werden, fe st stellen oder Anz��n wahr­
nehmen,  die e rfahrungsgemäß oder nach einer all- : 

fälli g  bekanntgemachten Belehrung auf den B efall 
durch die se Krankheiten oder S chädlinge hinweisen 
oder auch nur e inen derarti gen Ve rdacht e rre gen. 
Die gle i che Anze ige pfli cht obliegt • • •  den Organen 
der öffentli chen Si cherhei t  

( 2) • • •  

(3) Die in den .Absät zen ( 1 ) und ( 2) vorgesehenen 
Anze i gen sind dem Bürgermei ster (Magistrat ) j ener 
Gemeinde , in der der Befall oder  Anzei chen hi efür 
wahrgenommen we rden,  zu e rstatten.  

( 1 ) 

( 2)  

( 3) 

· . .  

· . . 

· . .  

§ 1 9  

die Organe der öffentli chen Si cherhei t  
e ins chl i e ßli ch der beeideten F elds chut zorgane 
und j ener aer Marktpoli zei haben die  Be zirksver­

waltungsbehörden b e i  der Handhabung die se s  Ge set ze s  
zu unters tüt zen . . .  

. . . 

" 

'­
t 
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- )  Kärntne r Kul tur­
pfl anzens chut z-
ge set z ,  
LGBl . 1 2/ 1 9 49 ' ­
i dF LGBl . 3 3/ 1 9 5 4  
und 3 3/ 1 98 3  

-) NÖ . Kulturpflanzen­
s chut zge se t z  1 978 ,  
LGBl . 6 1 30-0 

§ 1 4  

( 1 )  • • •  sind zur Anze i ge ve rpfl i  cht e t , wenn si e 

an • • .  P fl anz e n ,  :Pfl anzent e il e n  ode r  Er zeugni s sen 

den B e fall dur ch Pfl anzenkrankhe i t e n  ode r 

Pfl anzens chädl i nge , die j ewe ils dur ch Kunillna chung 

der Lande sre gi e rung namentli ch bekannt ge geb e n  

we rde n ,  fe s t s t el l e n  o de r  Anz e i che n wah:rne hmen ,  

die e rfahrungs gemäß o d e r  nach e ine r allfälli g  

oe kannt gemachten B e l e hrung auf den Be fall dur ch 

di e se Krany�e i t en ode r S chädl i nge hinwe i s en oder 

auch nur e i nen de rart i gen V e rd a cht e rre gen .  Die 

gle i che Anze i ge pfl i cht obl i e gt den Organen de r 

öffentli chen S i che rhe i t  und Markt poli ze i s owi e 

den b e e ide te n  F elds chut z organen • 

. . . 

§ 1 4  

( 1 ) • • •  zur Anze i ge verpfli cht et ,  wenn s i e  an • • • 

Pflanzen, Pfl anzente ilen ode r  Pflanzene rzeugnis sen 

den Be fall dur ch Pflanzenkrankhei ten oder Pfl anzen 

s Chädlinge , die j eweils  durch Kundmachung de r 

L ande sre gi e rung namentli ch bekannt gemacht werden, 

feststellen oder An3e i chen wahrnehmen, die  e rfah­

rungsgemäß ode r  nach e iner allfälli g  b e ksnnt ge­

machten Belehrung auf den Befall durch di e se 

Krankhe iten oder S Chädlinge hinweisen  oder  auch 

nur e inen de rarti ge n  Verdacht e rregen .  Die gle i che 

Anze i ge pfli cht obl i e gt den • . •  Organen der öffent­

l i chen S i che rhe i t  

( 2) • • •  

( 3) Die in den Absät zen ( 1 ) und ( 2 ) vorge sehenen 

Anze i gen sind j ener Geme inde , in der der B efall 

oder Anze i chen hie für wahrgenommen wurden,  zu 

e rstatten.  
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-) OÖ. Kulturpflanzen­
s chut zge se t z ,  
LGB1 . 37/ 1 9 5 1  die Organe der öffentli chen Si cherhe i t ,  

der IvIarktpoli zei und di e bee ide ten Felds chut z­
organe haben di e Behörden bei de r Handhabung 
die se s  Gese t ze s  zu unterstüt zen;  insb e sondere 
sind Sie verpfl i chte t ,  • • •  Anze i gen im Sinne de s 
§ 1 3  zu erstatten.  Die Be zirksverwaltungsbehörden 
be dienen si ch ihre r zum Zwe cke e iner allgemeine n  
Überwachung der Kulturen vom S t andpunkte des 
Pfl anzens chut ze s und zur Beri chterstattung übe r  
das Auftre ten von Krarudhe iten und S chädlingen 
s owi e über die dadurch ve rursachten S chäden. 

,' .flnmerlrung: Gemäß § 1 3  sind der Geme inde Anze i gen zu e rstatten, wenn an 
' .rflanzen,  Pflanzente ilen oder Erzeugni ssen der Befall durch Pflanzenkrank­
hei ten oder Pflanzens chädlinge zu erkennen sind .  

" \ '  'f. 
, 
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-) Yii ener Kul tur­
pfl anzens chut z­
ge se t z ,  
LGBl . 2 1/ 1 9 49 

§ 9 

( 1 ) De r amtli che Pflanzens chut zdi enst , die 

l andwirts chaftli chen und gärtne ri s chen F ach­

ve reine und deren F achorgane , die Organe der 

öffentli chen Si cherhe i t und I\larkt poli ze i ,  die 

F orst - und J agds chut zorgane s owi e die be e i de t en 

F elds chut zorgane haben den I\1agi strat bei der 

Handhabung die se s  G e se t ze s  zu unte rstüt zen.  

( 2) De r Magi strat hat s i ch ihrer zum Zwe cke e iner 

allgeme inen Überwachung de r Kulturen vom S t and­

punkte de s Pflanzens chut ze s und zur B e ri chte r­

stat tung übe r  das Auftre ten von Krankhei ten und 

S chädlingen s owi e übe r  die verursachten S chäden 

zu be di e nen.  

§ 1 3  

( 1 )  Zur Anze i ge übe r  das Auftret en von Wande rheu­

s chre ckens chwärmen, de s Kartoffelkäfers ode r  de s 

Kart offelkrebses  i st j e dermann verpfli cht e t ; diese  

allgemein verbirtdli che Anze i ge pfli cht kann auf 

Antrag de s amtli chen Pflanzens chut zdi ens t e s  durch 

Verordnung der L andesre gierung e i nge s chränkt oder 

auch auf ande re b e s onders gefährli che Krankhei ten 

und S chädlinge ausge dehnt we rden.  

( 2) Die in den §§  2 ,  3 und 4 angeführten Pe rsonen 

sind übe rdie s zur Anzei ge ve rpfl i cht et ,  wenn sie 

an ihnen gehöri gen,  ihrer Verfügung unte rliegenden 

oder s onst i hrer Aufs i cht anve rtrauten Pfl anzen, 

Pfl anzent e ilen oder Erzeugnis s en den Befall durch 

den Fi chtenb o rkenkäfe r  außerhalb von ge s chl os senen 

Wäldern festst ellen oder Anze i chen wahrnehmen,  die 

e rfahrungsgemäß oder nach e iner allfälli g be kannt­

gemachten Belehrung auf den B e fall durch die sen 

S chädling hinweisen  oder au ch nur einen derarti gen 

Verdacht e rre gen .  Di e glei che Anze i ge pfli cht o b­

l i e gt den F a chorganen der Landwirts chaftskamme r ,  

ferne r  den F achorganen l andwirts chaftli cher An­

stalten,  S chulen und Organis ati onen,  den Organen 

der öffentli chen S i che rhei t  und Markt poli ze i ,  

den F orst- und J agds chut zorganen sowi e den b e eideten 
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F elds chut zorganen. Auf Antrag de s amtli chen 
Pflanzens chut zdienstes  kann die se Anzei gepfl i cht 
e inge s chränkt oder auch auf ande re gefährl i che 
Pfl anzens chädlinge und Krankhe iten ausge dehnt 
werden.  

( 3 )  . . .  

( 4) Die gemäß den Abs . ( 1 ) ,  ( 2) und ( 3) zu e r­
stattenden Anzei gen sind dem Magi s tratis chen 
Be zirksamt , in dessen Amtsgebie t  der Befall oder 
di e Anzei chen hie für wahrgenommen wurden, zu 
übermi tteln. 
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I 
I j o  

r " 

- ) Burgenländi s che s 
L i cht spi e l ge se t z ,  
LGBl . 1/ 1 962  

-) Kärntne r Kinoge se t z , 
LGB1 . 2/ 1 963 ,  
i dF .  LGB1 . 1 4/1 97 5 

§ 1 9 

( 1 )  Abgesehen von den der Verleih1L1'1gsbehörde 

zustehenden Be fugni ssen o ul i e gt di e unnn t t el uare 

Aufs i cht ü o e r  die Be t riebe und Ve rans t al tungen 
im S inne di e s e s  Ge se t ze s  den Be zi rksverV/8�tungs­

behörden ( Bunde s poli ze i di re kt i on Ei sens t adt ) . 

(2 )  Di e Aufs i cht sbehörde hat di e sofort i ge Ein­
stellung von F ilmvorführungen zu verfügen,  die 

ohne Bewilli gung st at t finden ode r  ge gen e i n  Verbot 
im Sinne de s § 16 ve rst o ßen.  

( 3 ) Di e Aufsi cht sorgane gemäß Abs .  1 haben j e de r­
ze i t  Zutri tt zu den B e triebs räumen. Zu j e de r  Ver­
ans t al tung s ind ihnen unent geltli ch zwe i ge e i gnete 

Pl ät ze im Zus chaue rraum zur Verfügung zu s tellen. 

Überwa chung 

§ 2 2  

( 1 ) Di e L andesre gierung und di e Be zirksverwaltungs­

behörden ( Bunde spoli zei behörden) haben darübe r  

zu wachen und d i e  e rforde rl i chen Vorkehrungen zu 

t re ffen ,  daß die B e st immungen di e se s  Ge s e t ze s  und 

der auf Grund di e s e s  Ge s e t z e s  e rl as senen Ver­

ordnungen und Ve rfügungen e ingehalten we rden. 

( 2 ) De r Inhaoe r de r B e re chti gung ( Ge s chäftsführer,  

Pächte r) hat den mi t de r Übe rwachung be trauten 

behördli chen Organen b e i  j e de r  Vorführung i m  

Zus chauerraume zwe i ge e i gnete  Pl ät ze unentgeltl i ch 

zur Verfügung zu hal ten, von denen aus der Gang 

der Vorführung und der Zus chauerraum genau beob­

acht e t  we rden können. 

( 3) De r Inhabe r der B e re chti gung ( Ge s chäftsführer, 

Pächte r) hat alle se inen B e tri e b  be tre ffenden 

behördli chen Ve rfügungen zu s ammeln und den mit 

de r Übe rwachung be traut en behördli chen Organen, 

die si ch al s s ol che auswe isen,  auf de ren Ve rl angen 

vor zuze i gen und ihnen Zutri t t  zu s ämtl i chen B e ­

t ri e bsrärunen zu ge st att en . 
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-) NÖ . Li chts chau­
s pi elge se t z ,  
LGB1 . 7060 -0 
vom 6 . 1 0 . 1 972 

Überwachung 
§ 20  

( 1 ) Di e Übe rwachung der Einhal tung de r Be stimmungen 
die se s  Ges e t ze s  obliegt : 

a) ' im  Hinol i ck auf die örtli che Bau- und Feuerpoli zei 
der Gemeinde , 

b)  in be triebste chni s cher Hinsi cht der Landesregierung, 
bei Ge fahr im Verzuge ' auch der Be zirksve rwaltungs- : 

behörde , 
c) im  übri gen der Be zirksverwaltungsbehörde , im 

örtli chen Wirkungsbere i ch einer Bunde s poli zei be­
hörde die ser .  

( 2) Die Überwachungsbehörde hat im Rahmen ihrer 
Zuständi gkei t die für e inen ordnunesgemäßen Betrieb  

e rforderli chen Anordnungen zu tre ffen.  Für die B e ­
hebung von Mängeln hat sie  e ine angeme ssene Frist  
zu gewähren. 

( 3) Bei we sentli chen Mängeln hat die L andes re gi e rung, 
im F alle von Gefahr im Verzuge die Be  zirksverwal tungs- ' 

behörde , bis zur Behebung derselben di e S perrung der 
Betriebsstätte zu verfügen.  

( 4) Von e ine r S perrung der Betri e bsstät t e  ist  die 

L ande sre gierung durch die Behörde , die die S pe rrung 
,verfügt hat , in Kenntnis zu set zen. ' j 

i 
( 5) Den behördli chen Organen ist  der Eintritt  in die 
Betriebsräume während der Betriebs zeit  zu gestatten.  
Bei  j e der Vorstellung sind zwei geeigne t e  S i t zplät ze 
im Zus chauerraum zum Zwe cke der Aufsi cht unentgeltli ch , 
zur Vergügung zu hal ten.  

( 6) In  der Betriebsstätte sind die Bewilli gungsur­
kunde und alle auf di e Betri ebsstätte und die Be­
triebseinri chtung be zughabenden behördli chen Be­
s chei de und Belege , wie  Pl äne und dgl . , stets  in 
Verwahrung zu halten und den b ehördli chen Organen 
über  de ren Verl angen vorzuweisen. 

'. 
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'. 

-) OÖ. Kino geset z ,  
LGBl . 3 4/ 1 9 5 4 ,  
idF LGB1. 53/ 1 96 1  
und 6 2/ 1 96 9 . 

I"li tw i rkung cler Bundes ge ndarmer i e  

§ 40 

( 1) Di e na ch Bundesr e cht zust ändi gen Organe d er 

Bun desge n darmer i e  hab e n  zur Unt ers tützung d e r  n e­

z ir lmvervml tungs b e hö rden e in zus chr e i  ten dur ch : 

a )  Vor oeugungsma ßnahmen geg en drohen de V e rwal tungs ­

übertr e tung en ; 

b )  IvIa ßn ahmen, d i e  für d i e  E i nl e i  tung oder Dur ch­

fü hrung von V erwaltungsstrafverfahr e n  er forderl ich 

s ind ; 

c )  Kontroll e der Zulassun gsbes che i ni gungen auf i hr e  

Ü bere inst immung mi.t der Beze ichnung nach § 1 4  A8 S .  6 

( 2 ) Falls d er B e zirksve rwaltungsb e hörde für d ie im 

Abs. 1 g e nannt e n  Aufgaben andere g e e i gnete Organe 

zur V erfügung ste he n, hat s i e  s ich an Stell e  der 

Bund esg e ndarmeri e di es er Or gane zu bedi en en. Di e 

B e zirksve rwaltungsb ehörde hat i n  e ine m solchen F all e  

d as B e zirksg e ndarmer i ekom�ando dav on zu verst änd ig e n. 

§ 1 3  

( 1 ) Di e unmitt el bar e Üb ervmchung der Vor fü hrungen 

g e mäß § 1 Abs. 1 hinsichtlich der Einh altung der 

B estimmung e n  d i eses G e set zes und der auf G rund 

di es es Geset zes e rlass enen Verordnungen und B e ­

sche ide o bl i e gt der B e zirksve r«altungs b e hörde, i m  

örtl ichen Wir kungs b e r e ich e iner Bundes poli z e i behörde 

d i es er B e hör de. 

( 2 ) • • •  

( 3) Den d i e  Ü b e n/a ehung durchführ end e n  B e hörden­

or ganen ist Zutr itt in all e T e il e  der B e tr i ebsst ätte 

zu gew ähr en, und es s i n d  für s i e  w ähren d d e r  Vor­

führunge n  zwe i g e e i gne t e  S it z pl ät ze b er e it zuhalte n, 

von d enen aus d er G ang der Vor führung gut ges e he n  

wer den kann. I m  ü br i gen erläßt di e B eh örde d i e  zur 

DurchfühTILDg ihr er Aufga ben g em äß Abs. 1 b zw. Abs . 2 

erforderl ichen Anordnungen. 
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c . · . 

-) S al zourger 
Li chtspielge se t z  1 97 3 ,  
LGB1 . 3/ 1 974 

Steiermärkis che s 
Li chtspielge se t z  1 98 3 ,  
LGB1 . 60 

§ 2 1 

( 1 )  

( 2) Der Ee zirkshaut pmanns chaft , in . der 
Stadt S al zburg de r Bunde s poli ze ibehörde , 
und für das ganze L and der Lande sregi e rung 
steht das Re cht zu, die Vorführungen zu 
überwachen.  

Ü be rwachung 
§ 20 

( 1 ) Die Überwachung der Einhaltung der Be­
stimmungen dieses  Ge set ze s  obliegt 

a) im Hinbli ck auf die ö rtli che Bau- und 
Feuerpoli ze i der Gemeinde ; 

b) in betriebste chnis cher Hinsi cht für Be­
triebsst ätten mit fe stem S t andort , in 
denen von der L ande sre gi erung e rte ilte . 
Bewilli gungen ausgeübt werden, der L andes­
regierung, für alle anderen Betri e bs stätten 
der Be zirksverwaltungsbehörde ; 

c) im übri gen der Be zirksverwaltungsbehö rde , 
im örtli chen Wirkungsberei ch e iner Bunde s­
poli ze ibehörde dieser .  

( 2) Die Überwachungsbehö rde hat im Rahmen ihrer 
Zuständigke it  die für e inen ordnungsgemäßen 
Betrieb e rforderl i chen Anordnungen zu treffen. 
Sie  hat die Behebung von Mängeln unte r S e t zung 
eine r  angeme ssenen Frist  durch Bes cheid  auf­
zutragen. 

( 3) Bei we sentli chen Mängeln, die eine Gefahr 
für Leben oder Ge sundhei t  von Personen darstel- � 
len, hat die Überwachungsbehörde die S pe rrung 
de s Betriebe s  bis  zur Behebung der Mängel zu 

verfügen.  
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'. 

'. 

( 4 ) V on e ine r S pe rrw.1.g de r b e t ri e b s s t ät t e i s t  di e 

L ande s re gi e rung dur ch di e b e h ö rde , d i e  di e 

S pe rrung ve rfügt hat , in Kenntni s zu se t ze n .  

( 5 ) Den b e h ö rdli chen Organen i s t  de r Eintri t t  in 

di e i3 e t ri e bs s t ät te n  zu ge s t at t e n .  B e i  j e de r  V o r­

s t e llu...'1.g s ind zwe i ge e i gne t e  S i  t z pl ät ze im Zu­

s chaue rraum unent gel t l i ch zur Ve rfügung zu s t e l l e n .  

( 6 ) In de r B e t ri e bs s t ät t e  s i nd di e B ewilli gungsu� 

kunde und all e  auf di e B e t ri e us s t ät t e  b e zughabe nden 

b e hö rdl i che n B e s che i de und B e l e ge , wie Pl äne und 

de rgl e i che� s t e t s  in Verwahrung zu hal t e n  und den 

b ehördli chen Organen übe r  deren Ve rlange n v o r zu­

we i s e n. 
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-) Tiroler Li cht­
s pielgeset z ,  
LGBI . 29/ 1 9 58 ,  
i dF  LGBI . 38/ 1 96 8  

§ 2 5  

( 1 )  Die Ü berwachung von Filmvorführungen o b­
liegt ,  unbe s chade t der Zuständi gke it  der Ge- · 
meinde in den Angelegenheiten der Bau- und 
F euerpoli ze i , der Be zirkshauptmannS Chaft , im 
örtli chen Wirkungsberei ch e iner Bunde s poli zei­
behörde die ser,  j e do ch mit Ausnahme der be­
t riebste chnis chen Belange . 

( 2) Di e Überwachungsbehörde hat die sofort i ge 
Einstellung von Filmvorführungen zu veranl as sen, 
die ohne die e rforderli che Bewilli gung o de r  
Anmeldung abgehalten werden, die unte rsagt wurden 
( Abs . 5) ode r  die ge gen e in Verbot de s § 24 

ve rst oßen. 

( 3) Stellt die Überwachungsbehörde Mängel der Be­
triebsanlage fe st , hat sie  dem Veranstalter von 
F ilmvorführungen die B ehebung der Mängel binnen 
angeme ssene r  Frist  aufzutragen und nach Er­
fordernis die Abhaltung oder F orts e t zung der 
Filmvorführung e inzustellen. 

( 4) Di e Organe der öffentli chen Si cherhe i t  s ind 
befugt , e ine Filmvorführung ohne we itere s . Ver­
fahren e inzustellen, wenn e s  zur Abwendung 
drohender Gefahren für die Si cherhei t  von 
Mens chen oder Ei gentum notwendig i st . 

( 5) Die VorfÜhrung von Filmen,  die gee i gne t  
s ind ,  das sittl i che , religiöse oder vat e rl ändis che 
Empfinden gröblich zu verle t zen oder verrohend 

.' 

oder sittens chädi gend zu wirken, oder die für 
Handlungen oder Unte rlas sungen werben,  die gegen ,) 

b estehende Ge se t ze verstoßen, hat die L ande s­
regierung e inzustellen. 

( 6 )  . . . 

( 7) Die Überwachungsbehörde hat Filmvorführungen, 
für die nach ihre r Auffassung die Voraus set zungen 
des Abs .  5 zutreffen, der L ande sre gierung unver­
zügli ch anzuzei gen. 
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", 

( 8 ) De r Verans t al t e r  von F i lmvorführungen hat 

den b e hö rdli chen Üb e rwa chungs o rganen den Zut ri t t  

zu all en T e il e n  d e r  B e t ri e b s anl age zu e rmö gl i chen 

und für Verans t al tungen in Räumen mi t S i t zre ihen 

die e rf o rde rl i che Z ahl von ge e i gne t en Di ens t ­

pl ät zen unent ge l tl i ch zur Ve rfü gung z u  s t e ll e n .  

Mi twirkung de r Bunde s gendarme r i e  

§ 27 b 

Di e Organe de r Bunde s gendarme rie hab e n  be i d e r  

Voll z i e hung di e s e s  G e s e t ze s in d e m  dur ch d a s  

Ge s e t z  LGB1 . 2/ 1 967  b e st immt en Rahmen mi t zuwirke n .  
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I \ 

- )  Vo rarlbe rge r Li cht­
° s 'pi e l�es e t z ,  LG3 1 .  
1 0/1 903  i.litwirlrung de r Bund e s gendar!i.le rie 

Die  Or;;8.ne eie r Bundesgoendannerie  haben b e i  d e r  

Voll ziehung des � 1 5  Ab s .  1 li t .  h ilJl Umfang de r 

Best imrm..mgen d e s  Ge s e t z e s  übe r  die hiitwirh.ll11g 

de r BUl�de s gendarffie ri e bei  d e r  Voll z iehung von 

Lande s geset zen illit zuwirken . 
; 
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-. 

- ) Wi e ne r  Kino ge se t z ,  
L GBl . 1 8/ 1 9 5 5 ,  
i dF LGBl . 8/ 1 96 1 , ::"' , 1 96 7, 
2 6/ 1 969 und 3 3/ 1 980 

B e h ö rdl i che Auft räge und Ü b e rwa chung 

§ 1 4  

( 1 ) Die Ü u e rwa chung d e r  i n  di e se m  G e s e t z ge ­

re ge l t e n  Aufführunge n ,  d as i s t  di e Auf s i cht 

ü b e r  di e Einhal tung de r B e s t i mmungen d i e s e s  

G e se t ze s , de r auf G rund di e se s  Ge s e t ze s  e r­

l as se nen Dur chführungsvors chri f t e n  und d e r  

e rl as s enen Ano rdnungen ,  o b l i e gt , s owe i t  e s  

s i ch auf b e t r i e b s t e chni s che , b au- und f e ue r­

p o l i z e i l i che Rü cks i chten e rs t re ckt , dem 

Magi s t rat , s ons t abe r ,  ins b e s ond e re hins i chtl i ch 

d e r  Ruhe und Ordnung , de r Üb e rprüfung e rt e il t e r  

B ewi ll i gungen ( §2 ) , s ons t i ge r  B e fugni s s e  ( § §  3 

und 6 ) , de r Juge ndzul as sung ( § 1 0) ,  d e r  An­

kündi gungen ( §  1 3 ) und de r Einhal t ung de r Ze i t en, 

zu denen ö ffentli che Aufführunge n ni cht zul äs s i g  

s i nd ( §  1 7 ) , d e r  Bunde s poli ze i di re kt i on W i e n  . 

. . . 

( 4) S owe i t  s i ch b e i  d e r  Übe rwachung e ine r 

Aufführung unaufs chi e b bare Ve rfügungen al s  

n otwe ndi g e rwe i s e n ,  sind s i e  von dem vom Ma­

gi s t rat o de r  de r Bunde s poli z e i d i r e kt i on Wi e n  

h i e zu be auft ragt e n  Organ zu e rl as s e n .  

S ol che unaufs chie bbare Ve rfügungen s ind : 

a) i m  Wi rkungs b e re i che de r Bunde s poli ze i di re k­

t i on 'N i e n  di e Ent fe rnung von Ruhe s t ö re rn ,  

f e rne r  d i e  Unt e rb re chung o d e r  Eins t e l lung 

von Auf führunge n, s ofe rn di e s  no twendi g i s t , 

um S t örungen d e r  ö ffentli chen Ruhe und 

Ordnung o d e r  Ge fahren für d i e  S i che rhe i t  de r 

·. ,�.l?e r8o�aa oder 'de s Ei gentums hint atizuhal t e n ,  

f e rne r  di e Eiris t eflung unbe fugt e r  Aufführungen 

s owi e von Aufführungen ,  d i e  ge gen di e gBmäß 

§ 1 9  zwe i t e r  S at z  e rl as senen V o rs chrif t e n  

ve rs t o ße n ;  

b) im Wi rkungs be re i che de s Magi s t rat e s d i e  E in­

s t e llung von Aufführungen gemäß Abs . 3 ode r 

falls d e r  Vorführungs apparat ni cht von e inem 
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bere chti gten, dienst fähi gen Filmvorführer 
be dient wird . I st j edoch e in Überwachungs­
organ de s Magistrate s  ni cht anwe send und ist  
Ge fahr im Verzuge , so kann au ch in  die sen 
Fällen das Überwachungsorgan der Bundespoli zei­
direkt i on Wi en die Einstellung verfügen. 

r 

." 

I -

. . . . . . . .  _-' 
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-, 

-) OÖ . Mot ors chl i t ten­
ge se t z ,  
LGB1 . 5 9/ 1 97 3  

- )  S al zburge r Lande s­
ge s e t z  über den 
Betri e b  von Mot or­
s chli tten,  
LGBl . 90/ 1 972  

Ih twirkun.s; be i der Voll ziehung 

§ 1 0  

( 1 ) Di e Organe de r Bunde sgendarme rie haben 

im Rahmen der e ins chl ägi gen bunde sge se t z­

l i chen Vors chri ften bei  der Voll ziehung di e se s  

Ge se t ze s  dur ch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen ge gen drOhende Ve r­

wal tungsübe rtre tungen und 

b) Maßnahmen ,  die für die Einl e itung o der Dur ch­

führung von Verwal tungs strafve rfahren e rfor­

de rl i ch s ind , 

mi t zuwirken. 

( 2) Di e Bunde s pol i zei behörden haben die von 

ihren Organen dienstli ch wahrgenommenen Über­

tre tungen d i e s e s  Gese t ze s  der zust ändi gen 

B e zi rksve rwaltungsbehörde anzuze i gen • 

. . . 

§ 9 

Di e Organe der Bunde sgendarmeri e haben bei  

der Voll ziehung dieses  G e se t ze s  im Umfange 

de s Ge se t ze s  vom 1 0 . F e bruar 1 96 7 ,  LGB1 . 1 9 , 

über die Mitwirkung der Bunde s gendarme ri e 

b e i  der Voll ziehung von Lande sge set zen mi t zu­

wirken. 

Anme rkung: Die Mi twirkungsve rpfl i chtung von Organen der Bundes poli zei­

dire kt i on S al zburg e rgibt s i ch d araus , daß diese  Behö rde in i hrem 

Wi rkungsbere i ch zur Ahndung von Übert re tungen d i e s e s  Geset ze s zus t ändi g 

ist . 
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- ) Ge set z  übe r  die 
Erri chtung de s 
Nat ionalparke s 
Hohe Tauern im 
L and S al zburg, 
LGB1 . 1 06/ 1 983  

Geltungsberei ch 

§ 3 

( 3) Di e sem Geset z unt'e rliegen ni cht : 

c) Maßnahmen zur Abwehr e iner unmittelbar 
drohenden Gefahr für das Leben oder die 
Ge sundhe i t von Ivlens ehen,  zur Abwehr von 
Kat astro phen und zur unmittel baren Be­
seitigung von Katastrophenfolgen unter 
B e dachtnahme auf die Wie derherstellung des 
früheren Zust andes ;  

d) Maßnahmen im Zuge e ine s Einsat ze s von Organen 
der öffentli chen S i cherhe it  oder Aufsi cht . 

-' 
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( 

-) Burgenländis ches 
Naturs chut zge se t z ,  
LGBl . 2 3/ 1 96 1 

§ 1 1  

Wer Pflanzen o der Ti ere ge s chlit zter Arten 
( deren T e ile und Entwi cklungSformen) besit zt , 
zu Handelszwe cken anbietet  oder beförde rt , 
hat deren Herkunft den Organen der mit N atur­
s chut z  befaßten Behörden nachzuwe isen.  

Organe de s Naturs chut ze s 

§ 2 4 

( 1 ) Die Organe de s öffentli chen S i cherhe i t s­
dienstes  s::>wie die Marktaufs i chts- , F orst- , J agd- , 
Fis chere i- und Felds chut zorgane haben bei der 
Voll ziehung die se s  Geset ze s  mi t zuwirken. Zu 
ihrer Unters tüt zung können beeidete  Natur­
s chut zorgane herange zogen we rden,  die als 
öffentli che Wachen anzusehen s ind, wenn s i e  in 
Ausübung ihres Dienstes  handeln und das vorge­
s chriebene Dienstabzei chen t ragen • • •  

( 2) Die N aturs chut zorgane sind bere chti gt und 
verpfl i cht e t , in ihrem dienstli chen Wirkungs­
krei s  Pers onen, die den Vors chriften des N atur­
s chut zge set ze s  und den Durchführungsverordnungen 
zuwiderhandeln, anzuhal ten, ihre Pers on fest­
zustellen und die von ihnen ge fangenen T i e re ode r  
ge s ammelten Pflanzen und die zur Tat benüt zten 
G e genstände anzunehmen, vorläufig zu bes chlag­

nahmen und der nächsten S i cherhe its dienststelle 
zur Weiterle i tung an die zuständi ge B ehörde ab­
zuliefern. Die N aturs chut zorgane sind ferner 
befugt , die von angehaltenen Pers onen mi t ge­
führten F ahr zeuge und Behältni s se nach sol chen 
Gegenständen zu durchsuchen. 
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-) Kärntner Natur­
s chut zgesetz ,  
LGB1 . 2/ 1 9 5 3  

§ 2 5  

Die Organe de s öffentli chen Si cherhe i ts­
dienste s ,  • • •  haben be i der Voll ziehung dieses  
Ge set ze s  mit zuwirken • • • •  

III-125 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 77 von 133

www.parlament.gv.at



-) NÖ . Naturs chut z­
ge set  z ,  
LGB l .  5 500-2 

B e t re ten von Grundstücken und Auskunfts­
pfl i cht 

§ 1 7 

( 1 )  Den mi t Aufga:Jen <ie s Naturs chut ze s b e t rauten 

behördli chen Organen ist  zum Zwe cke 8llltli che r 

Erhe oungen in Vollziehung die se s  Gese t ze s  und der  

in se iner  Durchführung e rlas senen Verordnungen unge­

hindert Zutri t t  zu den in Betracht kommenden Grund­

stücken zu gewähren und über  Ve rl angen Aus kunft 

zu e rte ilen. 

( 2) Di e Organe hapen be i Erfüllung de r ihnen ob­

liegenden Aufgaben  e inen Dienstauswe i s  mit s i ch zu 

führen und die sen unaufge forderi dem Bere chtigt en 

vorzuwe i s en.  

Mi twirkung sonstiger Organe 

§ 2 3  

( 1 )  • • •  

( 2 ) Öffentli che Si che rhe i tsorgane haben be i der 

Voll ziehung der Be st immungen der §§ 3 ,  6 Aos . 5,  

7 Abs . 2 erster S at z ,  7 Abs . 7 ,  8 Abs. 3 ,  9 Abs . 1 ,  

3 und 9 ,  1 0  Abs . 1 , 2 ,  4 ,  6 und 7 sowie 1 1  Abs . 2 

bis 4 und 6 mit zuwirken. 

Anmerkung: Bei  den im § 2 3  Abs . 2 angeführten Be stimmungen des  

NÖ . N aturs chut zge s e t ze s  handelt e s  s i ch vor allem  um be s t immte Verbote . 
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- ) OÖ . Natur- und 
Lands chaftss chut z­
ge setz  1 982 , 
LGB1 . 80 

Itli twirkung sonstiger Organe 
§ 34 

( 1 )  Di e Organe der Bundesgendarme rie haben be i 
der Voll ziehUL�g de s § 37 Aas .  1 Z .  1 bis  3 und 
z .  5 bis 1 1 ,  Abs .  2 Z .  1 ,  soweit  di e se Zi ffe r 
§ 4 Abs .  1 li t .  f ,  g und n betrifft , ' und Z .  2 
s owie Abs .  3 ,  s owe i t  e s  s i ch ni cht wn T atbe­
stände handelt , die in der Ni chte inhaltung auf­
e rlegter Be dingungen, Befristungen oder Auflagen 
be stehen, im Umfang de s Ge set ze s  übe r  di e Mi t­
wirkung de r Bunde sgendarmerie bei der V oll­
ziehung von Landesge se t zen,  LGB1 . 46/ 1 977 , 
rni t zuwirken. 

( 2) • • •  

( 3) Die Bunde spoli ze i behörden haben die von ihren 
Organen dienstli ch wahrgenommenen Übertre tungen 
jener  B e st immungen de s § 37 dieses  Geset ze s ,  
hinsi chtli ch dere r  gemäß Abs .  1 e ine Mitwirkung 
der Organe der Bundesgendarmerie vorge sehen 
ist , der zuständi gen Behö rde anzuze i gen.  
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- ) S al z burge r N atur­
s chut zge s e t z  1 977 , 
L GB1 . 86 ( 1 ) 

( 2 ) De r voll koffi!ne ne S chut z d e r  P fl an z e n  u e ­

z i e ht s i ch auf all e  obe r- und unt e ri rdi s chen 

T e i l e  der Pfl anze und ��faßt d as Ve r b o t , d i e s e  

zu b e s chädi ge n ,  zu ve rni cht e n ,  von i hrem S t and­

ort zu e nt fe rne n ,  entge l t l i ch o d e r  unent ge l t ­

l i ch anzune hme n o d e r  ab zuge b e n  ode r den S t and­

ort s ol che r Pfl anzen s o  zu b e hand e l n ,  d aß i hr 

we i t e re r  B e s t and ge f ährde t o de r  aus ge s chl o s se n  

wi rd . 

( 3 ) De r t e ilwe i s e S chut z de r Pfl anzen umfaßt 

für unt e ri r d i s che T e il e  das Ve rb o t , d i e s e  von 

ihre m S t and o rt zu entnehme n ,  für o b e r i r d i s che 

T e i l e  das V e rb o t , di e s e in e ine r ü b e r  e inz e l ne 

S tü cke , ü b e r  e ine n H ands t rauß o de r  ü b e r e in z el ne 

Zwe i ge hinaus ge henden Me nge von i hrem S t andort 

zu e nt fe rnen .  

§ 2 3  

( 1 ) Das S amme ln von ni cht ge s chüt z t e n  'tlil dwa ch­

s ende n  Pfl an z e n  o d e r  Pfl anzent e i l e n  in de r fre i e n  

N at ur i n  gro ßen Mengen b e d arf unb e s chade t s ons t i ­

ge r e rf orde rl i ch e r  G e nehmi gungen e ine r B e ­

will i gung de r N aturs chut zbe h örde . Aus genommen 

h i evon i s t  das S ammeln von wil dwa chs e ndem VVald­

o b s t , B e e re n  und Pil zen . B e i  der Ert e ilung d e r  

B e wi l l i gung i s t  für d i e  e nt s pre chend e  S chonung 

der Pfl anzen und i hre Erhal tung S o rge zu t ragen .  

( 2 ) P e rs one n ,  d i e  s ol che ge s amme l t e  Pfl anzen 

oder Pfl anzent e i l e  i n  gro ßen Me ngen b e s i t z e n ,  

habe n  d e re n  He rkunft d e n  mi t den Aufgabe n  d e s 

N aturs chut ze s ,  de s J agd- und de s F o rst s chut z e s 

b e t raut e n  b e hö rdl i chen Organe n auf V e rl angen 

nach zuwe i s e n .  

§ 2 4 

( 1 ) • • •  
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( 2 ) Vollkommen ges chüt zte Tiere dürfen we de r  
mutwilli g beunruhi gt no ch verfolgt , gefangen, 
getötet , in le bendem oder totem Zustand ent­
geltli ch oder unentgeltli ch erworben, ve rwahrt , 
übertragen,  befördert oder fe il geboten werden . 
Di e s  gilt auch für alle Entwi cklungsformen,  Teile , 
Ne ster und Brutstätten di eser Tiere . 

( 3) Für te ilweise  ge s chüt zte Tiere gelten die 
Verbote de s Abs .  2 während der Paarungs- und 
Brut ze it . 

§ 2 5  

( 1 ) Je de mutwillige Beunruhigung, Ve rfolgung, Ver­
let zung oder  Verni chtung von ni cht ge s chüt zten  
freilebenden ni cht j agdbaren Tieren und ihren 
Entwi cklungsformen ,  Brutstätten und Nestern i st 
unters agt . 

Mitwirkung der Bunde sgendarmerie 
und der Bunde s poli zeidirekti on S al zburg 

§ 46 

( 1 )  Die Organe der Bunde sgendarmerie haben ber 
der Voll ziehung de s § 6 Abs . 1 erster S at z ,  de s 
§ 1 7  erster Sat z ,  de s § 2 2  Abs .  2 und 3 ,  de s § 2 3 ,  
de s § 24  Abs . 2 und 3 ,  de s § 2 5  Abs . 1 und des  
§ 3 1 Abs .  2 und 3 sowie bei de r Voll ziehung der Ver­
ordnungen nach § 2 2  Abs .  1 ,  § 2 4  Abs . 1 und § 2 5  Abs • . 

2 im Umfang de s Ge setzes  vom 1 0 .  Februar 1 967 , 
LGBI . 1 9 ,  über  die Mitwirkung der Bunde sgendarmerie 
bei der Voll ziehung von L andesge set zen mit zuwirken.  

( 2) Die Bunde s poli zeidire ktion S al zburg hat 

a) von ihren Organen dienstli ch wahrgenomme Über­
tre tungen der im Abs .  1 angeführten Bestimmungen 
die se s  G e se t ze s  oder in seiner Durchführung er­
l assenen Verordnungen der B e zi rksverwaltungs­
behörde anzuze i gen und 

b) bei drohenden oder festge stellten s ol chen Über­
tr�tungen überdie s  alle vorläufi gen unaufs chieb­
baren lYlaßnahmen zur Abwehr von Gefahren für die 
körperli che Si cherhe it  von Mens chen oder für 

: 

III-125 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 81 von 133

www.parlament.gv.at



das Ei gentum o��e voraus ge gangene s  V e rfahren 

zu t re ffen. 

Anmerkung: § 6 Abs .  1 betrifft den S chut z von N aturdenkmäl e rn ;  § 1 7  
den S chut z von N aturs chut zge bi e t en;  § 31 den S chut z der Kennze i chnunge n 

für N aturdenmnäl e r  oder ge s chüt zte Ge bie te . 
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-) S t e i e rmärkis che s 
Naturs chut zgeset  z 
1 976 , 
LGB1 . 6 5  

Mitwirkung sonsti ger  Organe 
§ 28  

( 1 ) Bei  der  Voll ziehung des  § 5 Abs .  5 ,  § 1 2  
A 0 s • 1 ,  § 1 3 Ab s • 2 iJ i s 4 , 6 und 7 ,  § 2 4  Ab s • 1 
haben mi t zuwirken: 

a) die Organe der Bunde s poli zeibehörden durch 
Erst attung von Anze igen bei Wahrnehmungen 
solcher Übertre tungen s owi e durch Handhabung 
de s § 35  VS tG 1 9 50 , 

b) di e Bun de sgendarmerie durch Vorbeugungsmaß­
nahmen gegen drohende Verwaltungsübertre tungen 
und durch Maßnahmen, die für die Einleitung 

oder Durchführung von Ve rwaltungsstrafver­
fahren erforderl i ch s ind .  

( 2) Die Organe der öffentli chen Aufsi cht habe n 
Vorkommnisse und Wahrnehmungen ,  die e ine behörd­
l i che Maßnahme auf Grund di e se s  Ge set ze s  und 

der darauf beruhenden Verordnungen und Ve r­
fügungen erforde rl i ch machen ,  der Be zirksver­
waltungsbehörde unverzügli ch zu mel den ode r  
nach den hie für geltenden Vors chriften e inzu­
s chrei t en ,  um Übertre tungen die se s  Ge setze s  zu 
verhinde rn b zw .  die Anze i ge zur Ahndung be­
gangener Übertre tungen zu e rstatten.  

Anmerkung: Nach § 5 Abs . 5 l e g. cit . dürfen in e inem Naturs chut zgebiet  
keine die Natur s chädigende , das Lands chaftsbild verwstal tende oder  de n 
N aturgenuß bee inträchti gende Eingriffe vorgenommen werden; nach § 1 2  
Abs .  1 dürfen N aturde�� und ges chüt zte Lands chaftsteile  durch 
mens chli che Einwirkungen ni cht zerstört , verändert oder in ihrem Bestand 
ge fährdet werden ;  nach § 1 3  Abs .  2 dürfen ges chüt zte Pflanzen ni cht be­
s chädigt , verni chtet  oder entnommen, in fris chem oder ge trockne t em Zu� 
stand anderen überl assen,  erworben, verwahrt , befördert , gehandelt oder 
verarbe itet werden; nach. § 1 3  Abs . 4 dürfen ge s chüt zte Tiere ni cht mut­
will i g  beunruhigt , ni cht verfol gt , gefangengehalten,  get ötet , l ebend oder. 
tot anderen überl assen,  e rworben, verwahrt , beförde rt , gehandelt oder 
verarbeitet  werden; nach § 1 3  Abs .  6 hat , wer ge züchtete  Pflanzen oder 
Ti ere ge s chüt zter Arten mit s i ch führt , verarbei te t ,  zu . Handel s zwe cken 
anbietet  oder ' verwahrt , deren Herkunft über Aufforderung den N atur­
s chut zbe auftragten und den im § 28 genannten Organen nachzuwe isen;  nach 
§ 1 3  Abs .  7 i s t  di e mutwilli ge  Bes chädigung, die übermäßi ge ,  über e inen 

.' 
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Handstrauß hinaus gehende Ent- ode r llli tnahme von ni cht durch Ver­

ordnung ge s chüt zten wil d  wachsenden Pfl anzen oder Pfl an?ent e ilen 

unte rs agt ; nach § 24  Abs . 1 dürfen Tafeln , mi t denen ge s chüt zte 

Geb i e t e  und N aturdenkmäl er ge ken...'1.ze i chne t we rden,  vle de r  be s chädi gt 

na cht ent fe rnt we rde n .  
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-) Tiroler Natur­
s chut zgese t z ,  
LGBl . 1 5/ 1 97 5  

Betre ten von Grundstücken, Auskunftspfli cht 
§ 34 

( 1 )  Den mit Aufgaaen de s Naturs chut ze s betrauten 
behördli chen Organen,  den Illi tglie dern de s Natur­
s chut zbe irates  und den Naturs chut zbe auftragten ist  
zum Zwe ck amtli cher Erhebungen in  Voll ziehung die se s  
Ge set ze s  und der in se iner Durchführung e rlas senen 
Verordnungen ungehinderte r  Zutritt zu den in Betracht 
kommenden Grundstücken zu gewähren und auf Verl angen 
Auskunft zu erteilen. 

( 2) Die im Abs . 1 erwähnten Organe haben be i der 
Durchführung amtl i che'r Erhebungen e inen Diens t aus­
we is  mi t s i ch zu führen und diesen auf Verl angen den 
Grundstückseigentümern oder den sonst übe r  e in 
Grundstü ck Verfügungsbere chti gten vorzuweisen.  

( 3) Di e im Abs . 1 erwähnten behördli chen Organe 
sind von der Di enstbehörde , die Mi t glieder de s 
Naturs chut zbeirate s und die Naturs chut zbe auftragten 
sind von der Landesregierung mi t  e inem D iens t aus­
wei s  aus zustatten,  der mi t e inem Li chtbild versehen 
ist und aus dem ihre Befugni sse e rs i chtli ch sind . 

Mitwir.kung der Bundesgendarmerie und 
der Bunde s poli ze i di re ktion Innsbruck 

§ 36 

( 1 ) Die Bundesgendarmerie hat bei der Voll ziehung 
der § §  1 9  Abs .  2 e rster S at z , 2 2 ,  2 3  Abs . 3 , 29  
Abs .  5 und 30 sowie be i der Voll ziehung der Ver­
ordnungen nach den § § 20 Abs .  1 und 2 1  Abs . 1 al s  
Hilf�rgan der zuständigen Be zirksverwaltungsbehörde 
durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drOhende Verwal tungs­
übe rtre tungen und 

b) Maßnahmen,  di e für die Einleitung -und Durch­
führung von Verwaltungsstrafverfahren erforderl i ch 
s ind, 

mi t zuwirken. 
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'. 

( 2 ) Di e Bunde s pol i ze i di rekt i on Inns uruck hat 

a) von ihren Organen diens tl i ch wahrgenommene Ü öe r­

tre tuneen de r im A:Js . -I anp.:e führt en B e s t immungen 

die ses  Ge s e t ze s  oder de r in se iner Durchführung 

e rlassenen Verordnungen dem lilagi strat der Landes­

haupt s t adt Innsbruck anzu ze i gen und 

b )  bei  drohenden ode r fe stge st ellten Übe rtre tungen de r 

im Ab s .  1 ange führten B e s t immungen di e s e s  Ge s e t ze s  

oder der i n  se ine r  Durchführung e rl as senen Ve r ordnungen 

überdie s  alle vorl äufi gen unaufs chi ebbaren ltiaßnahmen 

zur Abwehr von G e fahren für die körpe rli che S i cher­

hei t  von Mens chen oder für das Ei gentum zu tre ffen, 

die  ohne vorausge gangene s Verfahren ge troffen we rden.  

��e rkung: Be i den im § 36 Abs . 1 ange führten Bestimmungen handel t  e s  

si ch i m  we sentli chen um f ol gende Vors chriften  b zw .  Verb ote : 

a) das Verbot de s Eingri ffe s in di e Natur - e ins chließli ch der Aus­

übung der Jagd und de r Fi s che re i - in Naturs chut zgebieten ,  

b)  das Verb ot ,  fre ilebende ni cht j agdbare T i e re ni cht ge s chüt zter Arten  

s owi e deren Entwi cklungsformen mutwilli g zu beunruhi gen oder zu 

ve rfolgen,  sie  ' ohne gere chtfert i gten Grund zu fangen s owi e i hre 

Brut s tät t en und Ne ster ohne ge re chtfert igten Grund zu entfernen 

oder zu zerst ören,  

c ) das Verbot , ein  Naturdenkmal zu ve rände rn, zu entfernen oder zu 

zerst ören, 

d) das Verbot , Tafeln, mit � S chut zgebiete  und Naturdenkmäle r  ge­

kennze i chne t werden,  zu zerst ören oder s i e  unbe fugt zu entfernen, 

e )  den S chut z besti mmter  Be ze i chnungen,  wi e "Lands chafts s chut zgebi et , 

Ruhe ge bie t , Nahe rholungsgebie t , N aturs chut zge bie t "  usw . , 

f)  ge s chüt zte Pflanzenarten und ge s chüt zte T i e rarten ( durch Verordnung 

de r L ande sregi e rung) . 
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- ) ·V· o rarlbe r.se r l�atu.rs chu. t zJ;e s e t  z ,  
LGB l .  .3 6/ 1 :309  � 1 Li 

( 1 )  Die 3 u n d  e s ,;  e n d  a r .ll e r i e 

und die Zollwache haben b e i  d e r  Vollziehung 

di e s e s  Ge set z e s  i,n Umfang der  Best immungen d e s  

Ge s et z e s  üb e r  di e Mi twirh.-ung de r Bunde s ­

gendarme ri e bei  d e r  Vollziehung von Land e s ge­

set zen, LGB 1 .  29/1 9 6 6 , mit zuwirken . 

B eweissi che rung 

§ 20 

( 1 ) Die zur Voll ziehung und zur M.itwi rkung b e i  

d e r  Vollziehung die s e s  Ges e t zes  b e rufenen O rgane 

s ind be  re ch t i  gt , G e p ä c k s t ü c k e und 

ande re B e h ä 1 t n i s s  e s owie  F a h r 
z e u g e ,  in denen s i ch mit hohe r Wahr­

s cheinli chke it Ge genstände b efinden , d e ren B e s i t z 

ode r  Bes icht i gung für e in Verwaltungs st rafver­

fahren wegen D� e rt re tung de r im § 1 9  Abs .  1 ge­

nannt en Vo rs chriften von B e deutung ist , auf 

de rarti ge Ge genstände zu d u r c h s u c h e n  • 

( 2 )  Durchsuchungen gemäß Ab s .  1 s ind s o  vorzu­

nerunen,  daß j e des Aufs ehen mö glichst unt e rb le ibt , 

die  B e t e i li gt en nicht mehr als unumgängli ch 

nöt i g  ge st ö rt we rden , ihr Ruf und die  mit dem 

Ge genstand ni cht zusammenhängenden Privat ge­

he imnis s e  gewahrt b le ib en s owie Schic klichkeit  

und Anstand ni cht verle t zt w e rden . 
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- )  V o r� r lj e r�e r 1ande s �e s e t z 
ü ::J e r  d i e  ? e s t s t e llun ::: d e s  
"ie rlauf e s  6. e r  Land e s ;re n z e  
zi'; i s c h e n  d e n L :i.nd e rn V o r-
2 r lb e r ; v.nd l'i ro l und. d i e  
Inst anclhaltUlL., d e r Grenz­
s e i c h e n , LJ-in; 5 3/ 1 967  

D i e  3und e s . � e nd a r.Ile ri e und d i e  Z o llw8. che 

na b en D e i  d e r  V o ll z i e hun � di e s e s  Ge s e t z e s  

1.., U,ni an; d e r  B e s t i.ilinun=�en ei e s  Ge s e t z e s  

iXb e r  d i e  l.li tw i rl:unb d e  r Bund e s se nda r,�le ri e  

b e i  d e r  V o ll z i e hung v on 1and e s ge s e t z e n ,  

1 GB l  2 9/1 ,? 65 ,  uüt zuwirken . 

!:.l1.Je r\:u.n : :  Bac h � J d i e s e s  Geset  z e s  o e  seht eine VeTI/al tungsüb e r­

t re tun g , w e r e in zur Ke nnz e i chnung d e r  Land e s .;renze di enend e s  

Grenz z e i chen unb e fuE;t v e ränd e rt , ent f e rnt , b e s chädi gt , 

z e rs t ö rt o de r s ons t in eie r Benüt zbarke i� b e e int rächt i 6t 

( s o f e rn e  e r  nic ht se ri cht li c h b e s t raft w i rd ) . 
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- )  Wiener Natur­
schut zgesetz  
vom 1 . 3 . 1 98 5 ,  
LGBl .  6/1 985  

§ 29  

( 1 ) Naturwacheorgane s ind in Ausübung ihres 
Di ens tes  befugt , 

1 .  Grundstücke zu be treten sowi e di e Zufahrts­
wege zu benützen ;  

2 .  Personen, di e s i e  b e i  Begehung. einer Ver­
waltungsübertretung nach diesem Gesetz  oder 
einer auf G rund dieses  Geset zes erlass enen 
Verordnung antreffen , zum Zwe cke der Fest­
stellung der Personalien anzuhalt en und 
Anze ige zu erstatten ;  

3 .  b e i  Gefahr im Verzug Gegenstände , die gemäß 
§ 43 für verfallen erklärt werden können, 
vorläufig zu bes chlagnahmen ; das Naturwache­
organ hat den Betroffenen hierüber sofort 
eine Bescheinigung auszuste llen und die be­
schlagnahmten Gegens tände an die Naturschutz­
b ehörde abzuliefern; 

4 .  die von angehaltenen Personen mitgeführten 
Fahrzeuge und Behältniss e  nach G e gens tänden, 

die gemäß § 4 3  für verfallen erklärt werden 
können, zu durchsuchen . 

( 2 )  Die Organe der öffentlichen Sicherhe it haben 
den Naturwacheorganen bei Amtshandlungen 

gemäß Abs . 1 erforderlichenfalls Hilfe zu leisten .  
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-)  Sal z ourger Park­
ge bühren&e se t z ,  
LGBl . 7 3/ 1 97 5  

§ S 

Die Ü be rwachung der Einhaltung der vom G e ­

me inderat gemäß § 4 ange ordne ten Kontroll­

rnaßnahmen e rfolgt durch di e Bunde s poli ze i­

behörde . 

Anme rkung: Das S al zburge r Parkge bührenge set z e rmächti gt die S t adt­

geme inde Sal zburg, durch Bes chluß de s Gemeinde rates  e ine Parkge bühr 

für das Parken von mehrspuri gen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen 

anzus chre i ben. 

-) Wiene r  Parko­
lTIst e rgeset z ,  
LGBl . 47/ 1 97 4  

§ 6 

Di e Übe rwachung der Einhaltung der von de r 

L andesregi erung gemäß § 1 Abs .  2 ange ordne ten 

Kontrollrnaßnahmen erfol gt durch die Bunde s­

poli ze ibehörde . 

Anmerkung: N ach § 1 kann der Wiener  Gemeinde rat für das Abstellen von 

mehrs puri gen F ahrzeugen in Kurzparkzonen die Ent ri chtung eine r Abgabe 

vors chrei ben . Durch Verordnung de r L ande sregierung i st di e Art de r von 

den Ab gabe pfli chti gen zu verwendenden Kontrolleinri chtungen zu be s timmen;  

mit Verordnung der Wiene r  L ande sre gierung vom 2 1 . 1 . 1 97 5 , LGB1 . 5 ,  wurden 

al s  Hilfsmittel zur Überwachung der Einhaltung der V ors chri ften de s 

Parkometerge se t ze s  eigene Parks che ine bestimmt . 
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-) Steiermärki s che s 
Pflanzens chut z­
ge se t z ,  
LGBl . 1/ 1 9 5 1 , 
i dF LGB1 . 6/ 1 977 

§ 1 4  

( 1 ) • • •  sind zur Anzeige verpfli cht� wenn 
sie an • • .  Pflanzen, Pflanzenteilen oder -e r­
zeugni s sen den Be fall durch Pflanzenkrank­
heiten oder Pfl anzens chädlinge , die j eweils 
durch Kundmachung der Lande sregi e rung namentli ch 
bekannt gemacht we rden , fe ststellen, ode r  An­
zei chen wahrnehmen, di e e rfahrungsgemäß oder ' 

nach eine r  allfälli g be kannt gemachten Belehrung 
auf den Befall durch die se Krankheiten oder 
S chädlinge hinwei sen oder auch nur einen der­
arti gen Verdacht e rregen. Di e gle i che Anzei ge­
pfli cht obliegt den • • .  Organen der öffentli chen 
S i cherhe i t  und Markt poli zei s owi e den bee i deten 
F elds chut zorganen. 

Anmerkung: Di e Anze i gen sind dem Bürgermeister  (Magistrat ) j ener 
Geme inde , in der der Befall oder Anzei chen hi erfür wahrgenommen 
wurden, zu e rstatten.  

! 
! 
I 

.•. _ •. _ •. .1 
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". 

". 

-) Wi ener Pro sti tuti ons­
ge se t z ,  
LGB1 . 7/ 1 984 

Bes chränkung der Anbahnung de r Pro st i tuti on 

, § 4 
( 1 ) Di e Anbahnung d arf ni cht in aufdringli che r 

\'iei se erf ol gen. 

( 2 ) In reli gi ösen Zwe cken gewi dme ten G e bäuden, 

in S chulen,  Jugendheimen, Jugel:ldzent ren, auf 

Kinde r- und Jugends pi elplät zen, in Heil- und 

Pfl e ge ans t alten,  Kas e rnen,  Bahnhöfen und 

S t ati onen ( S t ati ons ge bäuden) öffentli cher Ver­

kehrsmi t tel s owi e in de r unmi ttelbaren Nähe 

aller die se r  Örtli chke iten i s t  die Anbahnung 

ve rboten.  

(3 )  S owe i t  e s  im Int e re sse de r Ö ffentli chke i t  

oder unbete ili gt e r  Pe rs onen notwe ndig i s t , kann 

di e Behörde zusät zli ch ze itli che oder ö rtli che 

B e s chränkungen für all e  Art en de r Anbahnung 

ve rfügen. Dabei i s t  darauf Be da cht zu nehmen,  

daß die Wahrnehmbarke i t  de r Anbahnung durch 

di e Ö ffentli chke i t , insbes ondere auch dur ch 

Kinder und Jugendl i che , unte r  Berücksi chti gung 

de r örtli chen Verhältni s se e in zumut bare s Aus­

maß ni cht übers t e i gt .  

( 4) Zur Abwehr oder Besei t i gung s t ö render  Mi ß­

stände können di e gemäß Abs . 3 ge t roffenen 

Anordnungen ge ände rt und e rgänzt werden.  

Be s chränkung der Prostitut i on 

§ 5 

( 1 ) 

( 4) Di e Behörde hat die Ausübung der Prosti tu­

ti on in Gebäuden b zw .  Gebäude te ilen . zu unter­

sagen,  wenn di e s  zum S chut z  de r N a chbars chaft 

vor unzumut bare r Belästigung o de r  aus ande ren 

öffentli chen Rü cks i chten ,  insbes onde re auch be­

zügl i ch de s Juge ns chut ze s ,  erforderli ch i st . 

Das gle i che gilt , wenn di e äußere Kennzei chnung 

e ine s Gebäude s ( Ge b äude t e il e s) in auf dringli cher 

Wei s e  e rfol gt und trot z behördli cher Aufforderun€ 

ni cht auf e in für die  örtli chen Ve rhältni s se 

zumutbares Ausmaß ab geändert wi rd . 
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Melde pfl i cht 

§ 6 

( 1 )  Pe rsonen, di e di e Prosti tuti on ausüben wollen, 
haben di es  persönli ch be i der Behörde ( §  9 Abs .  3 )  
zu melden. Di e Meldung hat Vor- und Famili ennamen, 
alle früheren F amDiennamen, Geburtsdatum, S t aats­
bürgers chaft , Wohnadre sse und eine allfällige An­
s chrift im Sinne de s § 5 Abs .  1 zwe ite r S at z  und 
Abs .  3 zu enthalten. 

( 2 ) Personen, die di e Prostituti on ausüben, haben 
unbe s chadet der Ve rpfli chtungen nach dem Meldege se t z  
1 972  der Behörde alle Änderungen im S inne de s Abs .  1 
binnen e ine r Woche anzuze i gen. 

( 3) Die von der Behörde entge gengenommenen Meldungen 
und Anze igen sind dem Magistrat der S t adt Wien -
Ge sundhe itsamt bekannt zugeben. 

Unte rbre chung und Beendägung der Prosti tut i on 

§ 7 

( 1 ) Personen,  die di e  Mel dung gemäß § 6 Abs .  1 
erstattet haben, steht e s  frei , der . Behörde die 
Unte rbre chung oder die Beendi gung de r Ausübung 
der Prostitut i on zu melden. 

( 2 ) Di e Mel dung der Unte rbre chung muß einen be­
stimmten Zeitraum be ze i chnen. 

( 3) § 6 Abs . 3 findet Anwendung. 

( 4) Nach Ablauf von fünf Jahren nach Beendi gung 
der Prostituti on sind die Aufzei chnungen gemäß 
den § §  6 und 7 zu verni chten. 

( 1 )  

( 3) 

S chluß- und Übergangsbestimmungen 
§ 9 

• • •  

Behörde im S inne die se s  Ge se t ze s  ist  der 
Magi strat . Die Gemeinde hat ihre in di e sem Gese t z  
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" 

geregelten Aufgaben, mi t Ausnahme der Durch­

führung de s Verwaltungs strafverfahrens , im 

e i genen Wi rkungs bere i ch zu ue s orgen. Für d i e  

Dauer de r Gel tung de r Ve rordnung de r Wiene r  

Lande sre gie rung vom 1 6 .  April 1 96 8 ,  LGB1 . für 

Wien N r .  2 7  , mit der di e Be sorgung de r Angel e gen­

he iten der örtl i chen Si cherhe i t s pol i ze �  und 

der Si ttli chke i t s poli ze i  auf die  Bunde s poli zei­

di rekt ion Wien übe rtragen wird , ist  di e se die 

e rstins t anzl i ch zuständige Behörde mi t Ausnahme 

de r Voll ziehung der Bestimmung de s § 5 
Abs . 5 .  Die Voll ziehung der S t rafbestimmungen 

obl i e gt in erster Ins t anz der Bunde s pol i ze i di re k­

t i on Wien. 

( 4) Vor Erlas sung von Verordnungen gemäß § 4 Abs . 3 '  
und Unte rsagungen gemäß § 5 Abs . 4 i s t  die zu­

ständi ge Be zi rksve rtretung anzuhören.  
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-) S al zburger 
Re ttungs�e se t z , 
LGBl . 78/ 1 98 1  

Allgemeine Verstlindi gungspfli cht 
§ 7 

Wer e ine S ituati on wahrnimmt , di e den Einsat z de s 
allgemeinen Hilfs- und Re ttungsdienstes  e rfordert , 
hat unverzügli ch eine Rettungsorganis at i on,  e ine 
S i cherhe itsdienststelle oder die Geme inde davon 
zu ve rständigen . Besi t ze r  von N achri chtenübe r­
mittlungsanl agen sind zur Weiterl e itung s ol che r 
Meldungen verpfli chtet . 

lvii twirkung de r Bundesgendarmerie 
§ 1 2  

Die Organe der Bunde sgendarmerie haben bei  der 
Voll ziehung de s § 1 1 Abs .  1 im Umfang de s Ge se t ze s  
LGBl . 1 9/ 1 967 übe r die Mitwirkung der Bunde sgen­
darmerie be i der Voll ziehung von Landesge set zen 
mit zuwirken. 

Anmerkung: § 1 1  Abs .  1 enthält  e ine Aufzählung von Verwaltungsübe r­

tretungen nach dem S al zburger Rettungsge set z  ( z . B .  Verstoß ge gen § 7 ,  
mutwilli ge Alarmierung de s Hilfs- und Re ttungsdienstes  udgl . ) 

, , 
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.. 

- ) Vorarlbe rze r Sit t en�oli ze i �e-
, T (' "  1 --I 1 q 7 -s e  1; ;:; , l! _�'::1 • 0 � b 

, :i tv: i rl:u.n : de r 3undes [end8T1!e ri e  

� 1 6  

D i e  Bunde s bendar;,le ri e hat D e i  d e r  Voll­

zie hung di e s e s  Ge s et ze s  durch eie Be z i rks­

haupt;nanns chaft en im Umfant; der B e s t Lnmungen 

d e s  Ge set  z e s  übe r  di e llli twi rkung de r Bunde s ­

gendar;ne ri e b e i  d e r  Voll ziehung v on Lande s­

;:;e s e t zen mit zuwirken . D i e s  gi lt ni cht für die  

Voll ziehung des  § 1 6  Abs .  1 lit . b und g .  

ub e rvvachung 

§ 1 7 

( 1 ) Den O rganen d e r  zur Voll ziehung di e s e s  

Ge s e t ze s  zus t ändi gen Behörden s owie  den zuge­

z O Genen Zeugen und Sachv e rs t ändi gen s ind zur 

P rüfung, ob di e B e s t i;rurrungen d e s  3 .  Ab­

s chnit t e s  und d e r  dazu e rlas s enen Ve ro rdnungen 

s owi e di e Bed ingungen , B e s chränkungen und Auf­

lagen e ine r Be"vill i gung geluäß § 5 e ingehalt e n  

we rden,  j e de rz e i t  Z u t r i t t z u  allen 

in Frage komUlenden Te i len von Gebäud en ,  für 

die e ine B ewilligung gemäß § 5 e rt e i lt wurde , 

zu gewähren und di e e rf o rd e rli chen A u s-

k ü n f t e zu e rt e i len. Für ande re Grund­

stücke und Geb äud e gilt das gle iche , wenn 

de r be gründ e t e  Ve rdacht einer Ve rvvaltungsüb e r­

t re tung ge�näß § 1 b Abs .  1 li t .  c o de r  d v o r­

li e gt • 

( 2 )  Gebäude , fü.r di e eine Bewill i gung gemäß 

§ 5 e rt e i lt wurde ,  s ind von d e r  Behö rde f o rt­

laufend und in unre ge Lnäßi gen Abs t änden im 

S inne de s Abs .  1 zu ü b e r w a c h  e n • 

( J )  Die zur Durchführung von Ve I\val tungs st raf­

v e rfahren gemäß § 1 �  Abs .  1 lit . c und d zu­

s t ändi gen Behörden kClL."1en durch O rgane des  
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öffent l i c hen S i che rhe it s di ens t e s  e ine 

H a u  s d u r  c h s u c h u n b v o rnehlnen , 

\'\' enl1 d i e s  mit gro B e r  V,'ahrs che inlichü:e i t zur 

Auff indunb von P e rs on e n ,  d i e  eine Ve rwaltun:;s­

üb e rt re tullb &eüläß § 1 ,:j  Ab s . 1 lit . c o d e r  d 

b e gangen hab e n ,  od e r  v on Sachen , di e in e inex 

V e rvvaltungs s t rafve rfahren gemäß § 1 0  Aa s .  1 

lit . c o d e r  d als B ewe i smit t e l  in B e t racht 

ko:a.men , fü.hrt . 

( 4 )  Als Haus durchsuc hung gi lt di e Durch­

suc hung v on Wohn- und B e t ri e b s rä��en s ow i e  

da zugehöri gen Nebenräumen nach b e st i mmt en 

P e rs onen o d e r  Sachen. Eine Hausdurchsuc hung 

lie gt nicht v o r ,  wenn d e r  Ve rfügungsb e re cht i gt e  

de r Durchsuc hung zust immt . 

( 5 )  Auf Hau s durchsuchungen gemäß Aus . 3 s ind 

d i e  §§ 1 40 Ab s .  1 bis 3 und 1 42 Ab s .  1 ,  2 und 

4 d e r  St rafpro ze ß o rdnung 1 960 s inngemäß an­

zuw e nden . D i e  Haus durchsuchung i s t  unt e r  B e i­

z i e hung von zwe i  Zeugen vo rzunehmen . 

( 6 )  D i e  b e i  d e r  Hau s durchsuchilllg he rv o rge-

kOIlliIlenen B e w e  i s m i t  t e l  s ind 

s i c h  e r z u s t e i l e  n • Wenn d e r  

E i ge nt�TIe r de r s i che rge s t e llt en Sachen d e r  

B e hö rde b e kannt i s t , hat s i e  i hn  unt e r , Angab e 

d e r  für d i e  Siche rs t e llung maß geb end en Gründe 

unv e rzügli ch zu v e rs t änd i gen . Si che rge s t e llt e 

Sachen ,  auf di e ni cht di e B e s t i��ngen d e s  

Ve ��altungs s t raf ge s e t z e s  üb e r  d e n  Ve rfall an­

zuwend e n  s ind , s ind zurückzus t e lle n ,  s o-oald 

d i e  für di e S i che rst e llung maß ge b e nden Gründe 

we gge fallen s ind . 

( 7 )  Das gemäß Ab s .  1 zu gewährend e Zut rit t s­

re cht s ow i e  d i e  in den Ab s .  3 und 6 e rs t e r  

Sat z  v o rge s ehenen I,laßnahmen können mit d e n  

Mi t t e ln d e s  s of o rt i gen Zwange s e rwi rkt w e rd e n . 

III-125 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 97 von 133

www.parlament.gv.at



.. \a �e r�:un ,:: :  0 1 8  Ab s .  1 li t .  "0 un d  g b e t  ri f:ft V e rs t  ä ß e  ge gen Vo r­

s chri f t e n  d e r § §  2 und 3 ü"o e r  das öff e nt li cne Baden b zw .  

V e rwaltungsüb e rt re tungen d e r  Ehre nkränkun G .  

B e i  d e n  B ew i lli gun e;en ge;näß § 5 hande lt e s  s i c h  lli."l B o rd ell­

b ewill i gun ge n .  

B e i  V e n?altungs üb e rt re tun gen nach § 1 6  Ab s .  1 l i t . c 

und d handelt e s  s i c h  um V e rst ö ß e  Ge �en das im § 4 nor­

�i e rt e  Ve rbot de r gewe r"o s�äß i gen Unzucht . 
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-) NÖ . S pi elaut o­
matenge set z ,  
LGBI . 707 1 - 1  
vom 3 . 9 . 1 982  

S pielaut omaten nach di e sem Gesetz  
§ 2 

( 1 ) S pi el aut omaten im Sinne die ses  Gese t ze s  sind 
Vorri chtungen, die zur Durchführung von S pi elen 
be stimmt s ind und durch Eingabe von Gel d,  S pi el­
marken,  L o chkarten und dgl . in Tätigkei t ge se t zt 
oder benüt zbar gemacht we rden .  

( 2) Gelds pielautomaten sind S pi elautomaten, die 

a) bei Erre i chung e ine s bestimmt en S pielerfolge s 
Gewinne j e der Art , wie in F orm von Gel d, S pi el­
marken,  Waren oder Guts che inen aus zahlen oder 
ausfolgen oder 

b)  be i denen aufgrund ihrer Bauart e ine Aus zahlung 
oder Ausfolgung sol cher Gewinne mögli ch i st , auch' 
wenn sie  das S pielergebni s nur in F orm von Punkten,  
Zahlen, S ymbolen oder Kombinat i onen von Symbolen 
ode r  in F orm von Freispielen anze i gen. 

Verbotene S pi elaut omaten 

§ 3 

ve rb oten s ind di e Aufstellung und der Betrieb  von 
Gel ds pielaut omaten,  sowie von S pi elautomaten,  deren 
Benüt zung e ine Gerings chät zung der MenS Chenwürde , 
eine Verrohung oder sonst eine Ver� zung si ttli chen 
Empfindens zur F ol ge haben könnte oder di e Krie gs­
handlungen darstellen. 

, Bewilli gung von S pi el aut omaten 
§ 4 

( 1 )  S pielaut omaten , die ni cht nach § 3 überhaupt 
verboten s ind, be dürfen zu ihrer Aufstellung und 
ihrem Betrieb  e iner Bewilli gung der Landesregierung • 

. . . 

( 1 )  • • •  

Überwachung 
§ 7 
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( 2 ) Den Organen der zur Voll zi ehung die se s  Ge-

s e t ze s  be rufenen Behörden ist  j e derze i t  Zutritt 
zu allen Räumen zu gewähren ,  in denen S pi elaut o­
maten auf ges tell t sind . Di e se Organe haben j e de r­
ze it das Re cht , zu überprüfen , o b  b e i  der Auf­

s tellung und beim Betri e b  e ine s S pi ela�t omat en die  
Bestimmungen die se s Ge se t ze s  und der auf grund 
die se s Ge se t ze s  erlas senen Anordnungen eingehalten 
we rden.  Zu die sem Zwe ck i st den übe rprüfenden Organen 

die Dur chführung von S pi elen ohne Ent gel t  zu e r­
mö gli ch� Der Be s che id über die Bewilli gung e ine s  
S pielautomaten ist  am Ort seiner Aufstellung auf zu­
b ewahren und den üb e rprüfenden Organen auf Verl angen 

vorzuwe isen. 

( 3) Di e Übe rwachung obl i e gt de r B e zi rksve rwaltungs­

behörde , im örtli chen Wi rkungsbere i ch e iner Bundes­

poli ze idire kt i on di 2 se r .  

Mi twirkung der Bundesgendarme rie 

§ 9 

Di e Organe der Bundesge ndarme rie haben be i d e r  

Voll ziehung de s § 8 Ab s .  1 lit . a ,  b und h, s owe i t  

e s  si ch um di e  Dur chse t zung der Duldung behördli cher 

Maßnahmen hande lt , als Hilfs organe der Be zirksve r­

waltungs behörden e inzus chre iten durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen ge gen drohende Verwal tungs­

übertre tungen und 

b )  Maßnahmen, di e für die  Einl e itung und Durchführung 

von Verwal tungs strafve rfahren e rforderli ch sind .  
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- )  Vorarlbe rbe r Landesge s e t z 
ü�e r  di e Aufs t e llung und 
den Betri eb von Sui e l­
a9parat en ( Spie lap»a�at e­
�e se t z ) ,  LGB 1 .  2 3/ 1 90 1  iÜ twi rKung d e r  Bunde s gendarme rie 

Die  Organe de r Bunde s gendanne ri e haben b e i  d e r  

VollziehunG de r �§  6 Abs .  3 ,  7 und 9 Abs . 1 lit . 

a Ln U;nfang de r Be st i,unIungen d e s  Ges e t z e s  übe r  

die illi twirkung der Bundes gendarme ri e  b e i  d e r  

Vollziehung von Land e s ge s e t z en mit zuwi rken . 

An:.lle rkuna: § 6 ÄO S .  3 betrifft die Anwendung unmit t e lbare r be-

r' hördliche r  Befehls- und .zwangs gewalt zur Erwirkung de r Zu­

t rit t s- und Üb e rpTÜfungs re cht e b ehörd liche r O rgane . 

§ 7 b e t ri fft di e Ent fernung ge set zwidri g auf ge s t e llt e r  

Spie lapparat e durch N1wendung urunit t e lbare r b ehörd li che r 

B efehls- und Zwangs gewalt . 

Gemäß § 9 Abs .  1 lit . a b e geht e ine Üb e rt re tung,  wer  e inen 

Spie lapparat ent ge gen die sem Ge s e t z ode r  e iner auf Grund 

di e s e s  Ge s e t z e s  e rlas senen Ano rdnung ·· aufs t e llt oder  be­

t re ibt . 

t • 

, 
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� 

- )  Ti roler S port­
unt erri cht sge se t z ,  
LGBl . 47/ 1 968 , 
i dF LGB1 . 6 1/ 1 97 3  

§ 1 3 

Di e Organe de r Bunde sgendarmerie haben bei 

der Voll ziehung de s § 1 1  i n  dem durch das 

Geset z LGB1 . 2/ 1 96 7  be stimmten Rahmen mit­

zuwirken. 

Anme rkung: Nach § 1 1  leg .  ci t .  begeht insbes onde re e ine Verwaltungs-

übertre tung, we r S portunterri cht erteilt , ohne behördli ch ane rkannte r  

S portlehrer zu sein.  

- )  Tirole r  S ammlungsr. Wti twirkung der Bunde sgendarmerie 
ge se t z  1 977 , 
LGB1 . 40 § 9 

Di e Organe der Bunde sgendarmerie haben be i 

der Voll ziehung die se s Ge set ze s  in dem durch 

das Geset z LGB1 . 2/ 1 967  bestimmte n  Rahmen 

rni t zuwirken. 

Anme rkung : Der Bunde s poli zei di re kt i on Innsbruck kommt nach die sem 

Lande sge se t z  we de r e ine Verwaltungs strafkompe tenz no ch eine s onsti ge 

Mi twirkungsve rpfli chtung zu . 
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- )  Vo rarlb e r.;e r Lanc3.e s geset z 
i.r;:;er die SDo rtfö rä.erunc und 
die  Sicherheit tei  ci e r-
01Jort2.usübv.n; ( S�Jo rt gese t z ) , 
LG3 1 .  9/1 :j t)c1 , in der  }'B-ssune; 
L G3 1 .  1 5/1 972  

SportausUbung 

� 2 

( 1 ) Jede rmann hat sich bei  der  Spo rtausübung 
s o  zu verhai ten, daß ande re hlens chen nicht mehr 
ge fährdet , behinde rt ode r  be läst i gt werden , als 
nach den allgeme in ane rkannt en Re ge ln des Spo rt s  
zulässig  ode r  mange ls solche r nach den Um­
ständen unve rmeidbar ist . 

( 2 )  Zur Durchführung de s Abs .  1 hat die Lande s­
re gie rung bei  Bedarf durch Ve ro rdnung nähe re 
B e st immungen zu erlassen. 

( 3 )  Unbeschadet der Best immungen des  Abs .  2 kann 
auch die Geme indeve rt retung durch Ve rordnung 
Best immungen zur Durchführung des Abs .  1 e r­
las s en, s oweit e s  die Eigenart de r ö rtlichen Ver­
hältnisse erfo rde rt . 

lylot o rs chli t t en 

§ 6 

( 1 ) Die Ve rwendung von mot ors chlitten auße rhalb 
von St raßen mit öffentlichem Ve rkehr ist nur 
mit Bewilligung der Bezirksve rwaltungsbehörde zu­
lässig  • • •  Die Bewilligung kann unt e r  de r Auf­
lage der Einhaltung best immte r  Betri ebs zeit en 
und Fahrwe ge e rt eilt werden . 

( 2 )  Mot o rs chlitt en,  die von O rganen der  Ge­
bietskörpe rschaft en venvendet we rden, fallen nicht . 
unt e r  die Best immungen d e s  Abs .  1 .  

Mitwirkung der Bunde sgendar.nerie 

§ 1 5  

Die Bundesgendarme rie hat bei der  Vollziehung 

, 

, . 

.. . . . .  -, 
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d e r  �" � 2 ,  Cl und ·i 6 P.b s . 1 lit . Cl i.l1 U;llfant; 

d e r B e s "t i:.:,lmn c::e n  c. e s  Ge s e t z e s  üb e r  d i e  .. iit­

v; i ri::unS de r .Bu.no. e s ,;·end 8.. r.�le ri e  b e i  d e r V o ll­

:::; i e lmnt; v on Land e s ge s e t z en ,  L GB l .  2 9/ 1 9 6 6 ,  
,ni t zuv,ri rl\:e n . 

S t raf- und Ve rfahrensb e s t i��unGe n 

�, 1 6  

( 1 ) E ine V e r'l'mltungsüo e rt re tw1.g b e ge ht , vI e r  

a ) • • • 

b )  den B e s t üunungen d e s  § 2 o d e r  d e r auf G rund 

d e s  0 2 e rlas s e nen Ve ro rdnungen zuw i d e rhand e lt , 

• • •  

( 7 )  Zu r EilU1a ltung d e r § §  2 und 6 ,  d e r auf Grund 

, d e s  § 2 e rlas s e nen Ve ro rdnun gen • • •  i s t  di e 

Anw endung v on Zwangsillit t e ln o hn e  v o raus ge ­

gan ge n e s  Ve rfah ren zuläs s i g .  
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. -) Karntner S traßen­
ge se t z  1 97 8 ,  
LGB1 . 3 3 ,  
idF LGB1 . 2 5/ 1 98 1  
lLl1d 1 6/ 1 983  

S trafbestimmungen 
§ 6 3  

( 1 )  Als Ve rwal tungsübe rtre tung wi rd, s )we i t  
ni cht e i n  ge ri chtli ch zu be strafender T at ­
bestand oder e ine durch ande re Verwaltungs­
vors chriften mit höhe r S trafe be drohte Ver­
waltungsübe rtretung vorliegt ,  von der Be zi rks­
verwaltungsbehörde • • •  be straft : 

a) 
b)  

c)  j e de vorsät zli che , wenn auch nur versuchte 
sowie j e de dur ch Mangel pfli chtgemäßer Auf­
merksamkei t  verursachte Bes chädigung oder 
Ve runre ini gung öffentli cher S traßen,  s ofern 
ni cht bei e iner durch Mangel an pfli chtge­
mäßer Aufmerks amke it verursachten B e s chädi gung 
oder Verunreinigung die nächste Pol i ze i- oder 
Gendarme rie di enststelle o der die nächst e  
Dienststelle der Straßenverwaltung hi evon 
unte r  Bekanntgabe de r Identität de s Verur­
sachers ohne unnöti gen Aufs chub verst ändi gt 
worden ist ; 

. . .  

, 

, 
. I 

. �_ .. _ . . . .  -
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- ) § 9 der Verordnung 
de s Bundeskanzl e ramt e s  
i m  Einve rnehmen mi t dem 
Bunde smini ste rium für 
Unt e rri cht vom 2 3 . 7 . 1 9 2 4  
zur Durchführung de s 
Bundesge s e t ze s ,  be tre ffend 
die T anzlehranst alten,  
BGB1 . 300 

-) NÖ . T anzs chul ge se t z ,  
LGB1 . 70 5 5-0 vom 
2 1 . 6 .  1 97 4  

( das Bunde s ge s e t z ,  be tre ffend di e T anz­

l ehrans t alten ,  EGB1 . 5 37/ 1 9 2 3  und d i e  
aufgrund di e se s  Ge s e t z8 s erl as sene Ver­
ordnung , EGB1 . 300/ 1 9 2 4 ,  we rden in den 

Bun de sl ände rn Burge nl and und S t e i e rmark 

derze i t  und a i s  auf we i t e re s  - d . h .  b i s  

zur Erl angung e i ge ne r  Lande s ge se t ze -
gemäß § 4 Aa s .  2 und § 5 VÜG .  1 9 20 al s 

l ande sre chtl i ehe Vors chriften angewende t ) . 

§ 9 
Di e unrrU t t el b are Ü be rwachung der T anz­

s chul b e tri e b e  obl i e gt , unbe s chad e t  de s 

ortspoli ze ili chen Wi rkungsbere i che s de r 
Gemeinden ,  den pol i t i s chen Be zi rksbe­

hörden ,  in 'Ort en,  für die Bunde s pol i ze i­

behörden be s t ehen, die sen. 

§ 1 0  

( 1 ) Di e Be zirksve rwaltungsb e hö rde , im 

B e re i ch e ine r Bunde s poli zei behörde diese , 

hat darüber zu wache n ,  daß die  B e s t immungen 

die se s Ge se t ze s  und de r auf Grund die s e s  

Ge se t ze s  e rl as senen Verordnungen und 

B e s che i de e ingehal ten werde n .  

( 2 ) Di e Übe rwachung de r T anzs chul be trie be 

in ge sundhe i t s - ,  bau- und feue rpoli zei­

li che r Hinsi cht s owi e im Hinbli ck auf die 

örtli che S i che rhe i t s pol i ze i  obl i e gt de r 

Geme inde . 

I I 
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!AHU .. 

. -) OÖ . T anzs chul­
ge set z ,  
LGB1 . 29/ 1 95 1 , 
idF LGB1 . 60/ 1 969  

-) S al zburger 
T anzs chUl ge se  t z ,  
LGB1 . 1 2/ 1 9 5 2  

-) Wiener Tanz­
s chulge set z ,  
GBI . der S t adt 
Wien Ur. 28/ 1 9 36 " idF LGB1 . 27/ 1 9 4ö 

i -

§ 1 2  

. Di e unmi tt elbare Überwachung de r T anzs chulen 
hinsi chtli ch der Einhaltung der Bestimmungen 
die ses  Ge se t zes  und der auf Grund die se s  Ge­
se t ze s  e rlassenen Verordnungen und Be s chei de o b­
liegt der Be zirksve rwaltungsbehörde , im örtli chen 
Wirkungsbere i ch e iner Bunde s poli zei behörde die se r  
Behörde . Di e Zuständigke it der Geme inde , nach 
Maßgabe der e inzelnen Re cht svors chriften die T anz­
s chulen in ortspoli ze ili cher Hinsi cht im Rahmen 
de s e i genen Wirkungsbere i che s zu übe rwachen,  wird 
hiedurch ni cht berührt . 

§ 1 1 

Die unmittelbare Überwachung e iner Tanzs chule 

oblie gt unbes chadet de s orts pol i ze ili chen Wirkungs­
bere i ches der Geme inde den B e zirksverwaltungsbe­
hörden, in Orten,  für die Bunde spoli ze ibehörden 
be stehen, die sen. 

§ 1 2  

Die unmittelbare Überwachung der T anzlehrbetri e be 
obliegt der Bunde s poli zeibehörde . 

" " :" . :. 
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-)  Verordnung de s 
Mini sters de s 
Inne rn vom 
2 5 .  N ovembe r 1 85 0 ,  
RGB1 . 4 5 4 ,  wodurch 
e ine The ate rordnung 
e rl as sen wird 

( gilt im Burgenland und in V orar1 8erg - solange 

dort ke ine e i genen Ve ranst altungsge se t ze e r­

l as sen we rden - gemüß § 4 VÜG 1 9 20  als L and e s­

ge s e t  z) • 

§ 6 

De r S t aat ssi che rheit sbehörde ( S t adthauptmann­

s chaft , Poli ze idi re kt i on, Be zirshauptmanns chaft 

e t c . ) liegt ob , darübe r  zu wachen, daß die Vor­

st ellungen nur mit e rl angte r  Aufführungsbe­

willigung und in Ü be re instimmung mi t  derselben 

stattfinden ,  dann daß die  Art der  Aufführung 

( Ins zene se t zung , Kos tüm e t c . ) ni chts Anst ö ßi ge s  

und den öffentli chen Anst and Verlet zende s enthalte . 

Di e S i cherhei t sbehörde ist  übe rhaupt berufen, für 

die  Aufre chte rhaltung der Ruhe , Ordnung und de s 

Anstande s während der Darst ellung zu wachen und 

all e St örungen des  öffentli chen Vergnügens ferne­

zuhalt lin. 

Wenn dringende Rü cksi chten e s  e rforde rn, kann s i e  

die Aufführung e ine s Bühnenwerke s gegen na ch­

trägli ch e inzuholende Genehmi gung de s S t at thalte rs 

ganz oder teilweise  untersagen und selbst die 

F orts et zung e iner bere i t s  b e gonnenen D arstellung 

e inst ellen. 

In außerordentli chen F ällen i st sie e rmächti gt ,  

das Gebäude räumen und s chl i e ßen zu lassen.  
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i 
'- .. 

- ) Vorarlb e rge r Tie r­
s c hut z 5e s e t z ,  L GB1 . 
3 1 /1 92,2  

:,�itwi Tirung de r Bunde s e;endaI:i1 e ri e  

§ 1 5  

Die Bunde s gendanne ri e hat b e i  d e r  Voll­

z i e hung di e s e s  Ge s e t z e s  im Umfang de r B e ­

s t i;mnungen d e s  Ge s e t  z e s  üb e r  d i e  riii twirkung 

d e r  Bunde s gendarme ri e b e i  d e r  Voll z i e hung 

v on Land e s ge se t  zen mit zuvd rke n .  

B e t re t en v on Lie gens chaft en und 
Trans� o rtmit t e ln 

� 1 6  
D i e  O rgane d e r  mit de r Voll z iehung di e s e s  Ge­

s e t z e s  b e t raut en Behörde n ,  d i e  Bürge nne i st e r  

s owi e di e zuge z o genen Zeugen und Sachv e rs t än­

d i gen haben das Re cht , im no twend i gen Umfang 

Lie gens chaft en und T ransp o rtmit t e l  zu b e t re t e n ,  

wenn s i c h  de r be gründ e t e  Ve rdacht e rgibt , daß 

e ine 0� e rt re tung di e s e s  Ge s e t z e s  e rf o l gt  i s t . 

S o f o rt i ge r  ZVlang 

§ 1 7  

( 1 ) D i e  O rgane d e r  mit de r Voll z i e hung 

di e s e s  Ge s e t z e s  b e t raut en B e h ö rden s ind b e ­

recht i gt , wahrgenommene Ti e rquäle re ien durch 

unmit t e lbare b e h ö rdliche B e fehls- und Zwangs­

gewalt zu b e enden . T i e re , für d i e  das We i t e r­

leben o f fensicht lic h e ine Qual b e d eut e t ,  s ind 

s chme rz lo s zu t öt en .  

( 2 )  D i e  O rgane de r mit d e r  Voll z iehung di e s e s  

Ge s e t z e s  b e t raut en B ehö rden können P e rs onen, 

die ihre r Pfli cht gemäß § 3 Ab s .  3 nicht 

nachkommen ,  das b e t re ffend e  Ti e r  abnehmen 

und e s  t i e rf reundlic hen P e rs onen o de r  Ve r­

e inigungen zur B e t reuung auf Ko s t en und Ge fahr 

d e s  s äu�i gen Ei gent fune rs übe rgeb e n  • • •  
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( , .. 

An.ne rkl...UlG : Ge.!läß § 3 Ab s .  3 i s t  de r Ei .;ent Ü:ae r e ine s Tie re s ve r­

:p f li c ht e t , für e ine den B e s t La:nunt.-;en d i e s e s  Ge s e t  z e s  e nt ­

s iJ re chende Halt1.Ulb di e s e s  Ti e re s  zu s o rgen . 
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-) NÖ . Ge set z über 
die Tätigke it 
der Totalisateure 
und Buchmacher ,  
LGBl . 7030-0 

Bewilli gungspfli cht 

§ 1 

Wer Wet ten aus Anlaß s portli cher Veranstal tun,gen 
gewe rbsmäßi g vermittelt ( T otalisat eur) oder gewe rbs­
mäßi g abs chl i e ßt ( Buchmacher) , be darf hie zu der 
Bewilli gung der Lande sregierung. 

( 1 ) Wer 

Strafbe st immungen 
§ 1 0  

a) ohne Bewilligung We tten aus Anlaß s portli cher 
Veranstaltungen gewerbsmäßi g vermittelt ode r  

abs chli e ßt ; 
b)  bei  einer s ol chen Vermittlung oder e inem s ol chen 

Abs chluß mitwirkt ; 
c) e ine sol che Vermittlung oder e inen s ol chen Ab­

s chluß in seiner Betriebsst ätte  dulde t ;  
d) Wetten mit Kinde rn oder Jugendli chen unte r  1 8  

J ahren abs chließt oder ve rmi ttelt , daran mi t­
wirkt ; 

e )  eine Bewilli gung entgegen der Vors chrift de s 
§ 5 ni cht persönli ch ausübt oder 

f) keinen Ge s chäftsführer be stellt oder die Be­
willi gung ni cht verpachtet , obwohl dies  nach 
§ 6 'Abs . 2 vorge s chrieben i s t ,  

begeht e ine Verwaltungsübertre tung, wel che von 
der Be zirksverwaltungsbehörde mit e iner G eldstrafe 
bis S 60 . 000 , -- zu ahnden ist . 

( 2) Die nach Bunde sre cht zust ändi gen Organe de r 
Bunde sgendarmerie haben zur Unterstüt zung der 
B e zirksverwaltungsbehörden bei der Voll ziehung 
de s Abs .  1 einzus chre iten durch 

, 

i . 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwal tungs- i . 

übertre tungen, 
b) Maßnahmen, die für die Einleitung o de r  Durch­

führung von. Verwaltungsstrafverfahren e rforder-
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li ch sind .  

( 3 ) Di e Bunde s poli ze idire k� haben von ihren 
Organen dienstli ch wahrgenommene Übertre tungen 
des Abs .  1 der Be zi rksve rwaltungs behörde anzu­
zeigen.  

� Anmerkung: Die se s  Landesgese t z  vom 1 2 . 1 0 . 1 978  trat in Nie derö sterrei ch 
an die S telle de s bis  dahin ( al s  Lande sge se t z) geltenden Ge se t ze s  

� vom 2 8 . 7 . 1 9 1 9 , S tGB1 . 388 , betre ffend Gebühren von T otalisateur- und 
Buchmacherwetten s owie Maßnahmen zur Unte rdrückung de s Winkelwett­
we sens , dre in anderen Bunde sländern ( insbe s . in Wien) wei te rhin al s  
L ande sge set z  in Kraft i st . 
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- ) Karntner Veran­
staltungsge se t z  1 977 , 
LGB1 . 42 , 
i dF LGB1 . 36/ 1 982 

Ü berwachung 

§ 28 

( 1 ) 

( 2 ) Im örtli chen Wi rkungsbere i ch e iner 
Bunde spoli ze ibehörde steht die Überwachung 
aller Veranst altungen, sowe it sie  si ch ni cht 
auf betriebste chni s che , bau- und feuerpoli ze i­
li che Angelegenhe iten e rstre ckt ,  die se r  Be­
hörde zu. 

( 3) Veranstaltungen von übe rörtli cher B e­
deutung auße rhalb de s örtli chen Wirkungs� 
bere i ches der Bunde s poli ze ibehörde hat die 
Be zirksverwaltungsbehörde in betriebste chnis cher 
Hinsi cht zu überwachen. In S tädten mit e i genem 
S t atut obliegt die betriebste chnis che Übe r­
wachung dem Bürgermeister .  

( 4) Die Be zirksverwaltungsbehörde darf - unbe­
s chadet der B e st immungen des Abs . 1 let zter 
S at z  - die  Bunde sgendarmerie zur Übe rwachung 
von Veranst altungen heranziehen, sofern s i ch 
die Überwachung be s chränkt auf : 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Ver­
waltungsübe rtre tungen, 

b ) Maßnahmen, die für die Einleitung ode r  Durch- • . . 
führung von Verwaltungsstrafverfahren e r­
forderl i ch sind und 

c) Anwendung körperli chen Zwange s ,  sowei t  e r  
ge set zli ch vorge sehen ist . 

( 5 ) Die Organe der ö ffentli chen Si che rhe it  
( Orgqne der Gendarmerie und de r Bunde s pol i ze i )  
sind befugt , ohne weitere s  Verfahren den Auf­
t rag zu erteilen,  eine Veranstaltung s ofort 
zu beenden, wenn die s  zur Aufre chte rhaltung 
der öffentli chen Ordnung und S i cherhe it  s owie 
zur Abwendung unmittelbar drohender Gefahren 
notwendi g ist . 

. .. . . . . . --,. �� .. . - - - - - - --
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( 6 ) I m  F alle des  Abs . 5 sind die Be su che r ver­

pfl i chtet , die Ve ranst al tung ohne Verzug zu 

ve rl as sen.  B e i  Unge hors am kann die  Be endi gung 

de r Ve ranst al tung dur ch }l..n'ne ndung von Zwangs­

mi t t eln voll zagen we rden . . . .  

( 7 ) Den zur Übe rv'lachung be re cht i gt en Organen s owi e 

den be i ge zogenen Sachve rs t ändi gen i st j e de r ze it  

Zut ri t t  zu allen Räumen der  Betri e bsstätte  zu 

gewähren .  Di e im § 2 2  Ab s .  1 ange führt en Pe rs onen 

s ind ve rpfl i chte t ,  alle  e rforderl i chen Auskünfte  

zu e rte ilen. 

( 8) Di e zur Ü berwachung be re cht i gten Organe s owie 

di e b e i ge zogenen S achve rs t ändigen haben das Re cht , 

S pi el apparate und S pi e l aut omat en j e derze it  auf 

ihre B e trie b s s i che rhe i t  s owie dahingehend zu 

übe rprüfen,  o b  bei i hre r Aufstellung und ihrem Be­

t ri e b  die B e s t immunge n die ses Ge se t ze s  und die auf 

Grund die se s Ge s e t ze s  e rl as senen Anordnungen e inge­

halten we rden;  die se s Re cht s chl i e ßt die Ü b e r­

prüfung di e s e r  S pi el apparate und S pielaut omate n  

auße rhalb de r Be triebsstätte  mi t e in .  I st zur 

Überprüfung di e Durchführung von S pi elen e rforde r­

l i ch ,  s o  i s t  die s de n üb erprüfenden Organen und 

den S achve rs t ändi gen ohne Entgel t  zu e rmö gl i chen .  

Anme rkung: N a ch Abs .  1 l e t zter S at z  s teht di e Übe rwachung von V e r­

anst altungen, die si ch auf bau- und feuerpoli ze ili che Angelegenhe i t en 

e rstre ckt , dem Bürge rme i s t e r  zu . 
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-) NÖ . Veranstaltungs­
ge set z ,  
LGBI . 7070- 1 

Zuständigke it und Verfahren be i anmel de ­
pfli chtigen Veranstaltungen 

§ 1 3  

( 1 ) Die Anmeldung hat Dei der Gemeinde de s 
Veranstaltungsortes  zu erfolgen.  

( 2 )  

( 3 )  

( 4) 

( 5 ) Im örtli chen Wirkungsbere i ch e iner Bunde s­
poli zei behörde hat di e Gemeinde die ser die 
erfolgte  Anmeldung zur Kenntnis zu bringen.  

Unte rs agung 
§ 1 4  

( 1 )  Die Veranstal tung ist von der Geme inde zu 
untersagen, wenn 

a) die Veranstaltung verboten i st ( §§ 20 und 2 1 ) ; 
b) die in Aussi cht genommene Betrie bs stätte  oder 

Betriebseinri chtung für die betre ffende Ver� 
anst altung ni cht gee i gne t  ist ; 

c) T at sachen vorliegen, die die Annahme re cht­
fe rtigen, daß die Veranstaltung zu Unsittl i ch­
kei ten Anlaß geben oder daß durch die Ab­
haltung de r Veranstaltung di e ö ffentli che Ruhe , . 

Ordnung und S i cherheit gefährdet werden könnte . : 

( 2 ) Die Geme inde hat j e de Unte rsagung e ine r Ver­
anstal tung der Be zi rksverwal tungshehö rde , im 
örtli chen Wirkungsbere i ch e iner Bunde s poli ze i­
behörde die ser ,  zur Kenntnis zu bringen.  

IV . Abs chni tt  

Behö rdli che Überwachung 

Ei gnung der Betriebsstätte und der 
Betri ebse inri chtung 
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t 

§ 1 5  

(1)  Veranstal tungen dürfen nur in Ee trie tJsstätten  

und ge gebenenfall s unt e r  V e rwe ndunt?: e ine r E e t ri e b s ­

e inri chtu...ng durchgeführt vle rden,  die von der  Be­

hörde unter Be dachtnarune auf die  ge sundhe i t s - ,  b au- , 

feue r- und si cherhe i ts poli ze ili eh e n  s ovli e  b e t rie  bs­

te chni s chen Erforde rni s se zur Durchführung de r­

arti ger  Ve ranstaltungen genehmi gt wurden .  

( 2 ) Für die Genehmi gung s ind zust ändig:  

a) im Hinol i ck auf die  örtli che Ge sundhe i ts- , B au­

und Feuerpoli ze i s owi e die örtli che Si cherhe i t s­

poli ze i  di e G emeinde ; 

b ) i n  betrie bste chnis che r Hinsi cht , s owe it  e s  s i  ch 

um ort sfeste , ni cht mi t bes onderen  t e chni s chen 

Einri chtungen ausge stattete  Betriebs stätten oder 

Be tri ebse inri chtungen handelt , die  G eme inde ; 

c) im übri gen die L an de sre gierung.  

( 3) I m  örtli chen Wirkungs bere i ch e iner Bunde s poli zei­

behörde ist  diese  e inem im Zuge de s Genehmigungsve r­

fahrens anbe raumten Lokalaugens chein be i zuziehen • 

. . . 

( 1 ) 

Behördli che Aufträge , Überwachung von Ver­
anstal tungen 

§ 1 6  

( 2 ) Die Abhaltung von Veranst altungen ist  darauf 

zu überwachen, daß die Best imnrungen die se s  G e se t z e s , 

die auf Grund die se s Gese t ze s  e rl as senen Verordnungen 

und B e s che ide s owi e di e ge sundhe its- ,  bau- , feuer­

und s i cherhe i ts poli ze ili chen s owi e betri e bs t e ch­

ni s chen Erforderni s se b e achte t  we rden . 

( 3) Di e Ü be rwachung bewilli gungspfl i chte r  Ve ran­

staltungen obliegt 

a) im Hinbli ck auf die  örtli che Ge sundhei ts- , B au­

und F euerpoli ze i  der Gemeinde ; 
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b) im Hinblick auf die örtli che Si cherheits­
poli zei der Geme inde , im ' örtli ehen Wirkungs­
bere i ch e iner Bunde spoli ze ibehörde die ser ;  

c) in  be triebste chnis cher Hinsi cht , sowe it e s  
s i ch um The aterge bäude und deren Einri chtung 
handelt , der Lande sregierung; 

d)  in be triebste chni s che r Hinsi cht , soweit  es s i ch 
um ortsfe ste , ni cht mit bes onderen t e chnis chen 
Einri chtungen ausge statte Betriebsstätten oder 
Betriebseinri chtungen handelt , der Geme inde , 
ansonsten der Be zirksve rwaltungsbehörde ; 

e )  im übrigen der Bezirksverwaltungsbehörde , im 
ö rtli chen Wirkungsbere i ch e iner Bunde spoli ze i-. 
behörde di e ser.  

( 4) Die Überwachung anmelde pfli chter Veranstaltungen 
obliegt der Gemeinde . Im örtli chen Wirkungsbe re i ch 
e iner Bunde spoli zei behörde obliegt die Überwachung 
anmelde pfli chtiger Veranstaltungen die ser ,  s owe it 
es s i ch ni cht um die Überwachung in betriebste chni­
s cher ,  bau- und feuerpoli zeili cher Hinsi cht handelt .  

( 5) Die Kosten der Überwachung, soweit  sie  ni cht 
durch öffentli che Si cherheitsorgane be sorgt wird, 
sind vom Veranstalter zu tragen. 

B e sondere Anordnungen 

§ 1 7  

( 1 ) Wird e ine Veranstaltung ohne Bewilli gung, ohne 
Anmeldung, trot z ihrer Unte rsagung o der  trot z e ine s 
Verb ot e s  nach § 2 1  abgehalten, s o  hat die für die 
Überwachung von Veranstaltungen dieser  Art zu­
ständige Behörde den Auftrag zu erteilen, di e  Ver-
anstaltung sofort zu beenden. 

, 
I , 
i 

/ .  

i 

I ·  
' I· • 

( 2) F all s  von e iner für die Überwachung zust ändigen I .  
! 

Behörde Mängel der Betriebsstätte  oder der Betriebs- I 
e inri chtung festge stellt we rden, hat s ie entwe der !I 
dem Inhaber der Betriebsstätte  aufzutragen, die se : 
Mängel binnen e iner gl e i chze itig zu bestimmenden 
angeme'ssenen F rist zu beheben oder - wenn die s  . 

I I 
I 
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ge boten ers cheint - die Ve rans tal tung v i s  zur 

B ehebung der Mängel zu unte rsagen .  

( 3 ) Di e Organe der ö ffentli chen S i cherhe i t  hauen 

ohne we i t e re s  Verfahren den Auftrag zu e rt e ilen,  

e ine Veranst al tung s of ort zu beenden, wenn die s  

zur Aufre chte rhaltung der ö f fentli chen Ruhe , 

Ordnung und S i cherhei t  oder zur Abwendung UTIrrÜ t t el­

bar drohender Gefahren notwendi g ist . 

( 4) In den Fällen der Aas . 1 und 3 s owie e ine r 

Unters agung nach Abs . 2 haben die Be sucher die 

Veranstal tung ohne Verzug zu verl assen.  Im Falle 

de s Ungehorsams können zur Räumung des Veran­

s t al tungsort e s  Zwangsmi ttel  angewendet werden. 

( 5 ) Den Übe r71achungs organen, die  si ch als s ol che 

auswe isen,  i s t  der fre ie  Zutritt  zur ge samt en . 

B e t riebss tät t e  zu ge stat ten. B e i  der Durchführung 

der Überwachung s oll j e do ch e ine S törung de r Ver­

anst altung vermie den werden. Für die mit der 

Überwachung b e trauten Organe s ind bei Veranstal­

tungen,  bei denen den B esuchern S i t zpl ät ze zur 

Verfügung s t e hen, vom Verans t alter  zwe i S i t zpl ät ze , 

von denen aus der Zus chauerraum und die Veran­

staltung genau be obachte t  we rden können, unent­

geltli ch zur VerfUgung zu s tellen. 

Mi twirkung der Bunde sgendarmerie 

§ 2 4  

( 1 ) Di e nach Bunde sre cht zust ändigen Organe der 

Bundes gendarme rie haben zur Unte rstüt zung der 

B e zirksverwaltungsbehörden e inzus chre iten durch : 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwal tungs­

übe rtretungen; 

0)  IiIaßnahmen,  die für die Einle itung oder Durch­

führung von Verwaltungsstrafverfahren e rforder­

l i ch s ind ; 
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c) Anwendung körperli chen Zwange s ,  sowe it e r  in 
die sem Gese t z  vorge sehen i st .  

(. 2 )  Falls der Be zirksve rwal tungs behörde für die im 
Abs . 1 genannten Aufgaben andere gee i gnete  Organe 
zur Verfügung stehen, hat sie si ch an S telle der 
Bundesgendarmerie die ser Organe zu be dienen. Die 
Be �irksverwaltungsbehörde hat in e inem s ol chen 
F alle das Be zirksgendarmeriekommando zu verst ändigen. 

, , 
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-) NÖ . Verans t al tungs­
b e t ri e o s s t ät t e nge ­
s e t z ,  LGB1 . 8260-0 

( 1 ) 

( 2 ) 

( 3 )  

( 4)  

( 5 )  

S t raf b e s t immungen 

§ 8 1  

( 6 ) Di e nach Bunde sre cht zus t änd i ge n  Organe 

de r Bund e s gendarme rie hab e n  zur Unt e rs t ü t zung 

de r B e zirksve rwal tungsbehörden be i de r V oll­

z i e hung der §§ 5 2 ,  5 4 ,  5 5 ,  59 , 6 1 , 6 8 ,  70 , 7 1  

( • • •  ) , 7 2  Ab s .  4 b i s 9 und Abs . 1 1 , 73 Abs . 2 
b i s  4 ,  7 5 ,  76 Abs .  5 ,  6 ,  8 und 9 ,  7 8  AbS . 2 
b i s  7 ,  79 Abs . 5 b i s  7 ,  80 Abs . 3 e inzus chre i t e n  

dur ch 

a) Vorbeugungsmaßnahrnen ge gen drohende V e r­

wal tungsübe rtre t unge n ,  

b ) Maßnahmen ,  di e für d i e  Einl e i tung o de r  Dur ch­

führung von V e rwal t ungs s t rafve rfahre n e r­

f o rd e rl i ch s ind . 

( 7) Di e Bunde s pol i ze i d i re kt i onen hab e n  von i hre n 

Organen d i e ns t l i ch wahrgenommene Ü b e rt re tungen 

de r im Abs . 6 ange führten B e s t immungen de r 

B e zi rksve rwal tungs b e hö rde anzu ze i ge n .  

Anme rkung: B e i  den im § 8 1  Abs . 6 ange führt e n  B e s t immungen hand e l t  e s  

s i ch um V ors chrif t e n  übe r das F re ihal t e n  von 'We gen und F l ä che n ,  Rau ch­

ve rb ot e , offene s  F eue r und L i cht , l e i cht e nt zündli che G e ge ns t ände , B e ­

l eu chtung ( i ns be s .  N o t be l e u chtung) , S chie ßbude n ,  Ringe l s pi el e , B enzin­

und El e kt ro aut o b ahnen ,  Gelände für Mo t orsportve rans t al tunge n ,  Anl agen 

zur V e rw ahrung ge fährl i che r T i e re . 
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. -) OÖ . Veranstal tungs­
ge se t z ,  
LGBl . 7/ 1 95 5 ,  
i dF  LGBI . 3 1/ 1 960 , 
52/ 1 96 1  und 67/ 1 969 

§ 9 

( 1 ) Ve ranstaltungen f3 ind nach Bedarf darauf­
hin zu übe rwachen, ob die Best immungen die se s  
Ge se t zes  und der auf Grund die ses Geset ze s  
e rl assenen Ve rordnungen und Bes che ide e inge­
hal ten werden. 
· ' . . .  

§ 10  a 

· . .  

( 3 ) Di e Überwachung gemäß § 9 obliegt 

a) der Bunde spoli zeibehörde hinsi chtli ch der 
Veranstaltungen, die im örtli ch�n Wirkungs­
bere i ch einer sol chen Behörde durchge führt 
werden, 

· . .  

, : 

- . -.. . - - -- .- .. _ - _  .. _ . .. -' 
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• 

-) S alzburger Veran­
staltungsge setz  1 968 ,  
idF LGB1 . 70/ 1 970 
48/ 1 980 und 26/ 1 98 1 

§ 22  

( 1 )  Di e Abhaltung von Verans tal tungen i st 

darauf zu überwachen, daß die Bestimmungen 

die ses  Gese t ze s  und der auf Grund die se s 

Geset ze s  erlas senen Verordnungen und Be­

s che ide e ingehalten we rden. 

( 2) Die se Überwachung obliegt 

a) . . . 

b) • • •  

c) im örtl i chen Wirkungsbere i ch e iner Bundes­

poli zeibehörde , mit Ausnahme der bau- und 

feuerpol i zeili chen s owie der betri e bs­

t e chni s chen Belange , dieser Behörde ; 

. . . 

§ 24 

( 1) S tellt s i ch bei Beginn einer Veran­

staltung heraus, daß s ie ohne Bewilli gung, 

ohne Anmeldung o der im Falle de s § 2 1  a ohne 

Anzei ge ab gehalten wird oder daß e ine Ver­

anst altung trot z ihrer Unters agung (§§  1 4  

und 1 8  Abs . 4) oder trot z e ine s Verbote s 

im S inne de s Abs chnittes  V abgehalten wird, hat 

die mit der Überwachung betraute Behörde den 

Auftrag zu e rteilen, di e Veranstaltung sof ort 

zu be endigen. 

( 2) • • •  

(3) Die Organe der ö ffentli chen S i cherhei t  

s ind befugt,  ohne we i te re s  Verfahren den Auf­

trag zu erteilen, e ine Veranstaltung s ofort 

zu beendigen, wenn die s  zur Aufre chterhaltung 

de r öffentli chen Ruhe , Ordnung und Si cher­

he it  oder zur Abwendung unmittelbar drohender 

Gefahren notwendi g ist . 

( 4) Im F alle der Abs . 1 und 3 • • •  sind die 

Besucher verpfli chtet,  die Veranstaltung ohne 

Verzug zu ve rlas sen. Bei  Ungehorsam kann die 

B eendi gung der Veranstal tung durch Anwendung 
von Zwangsmi tteln in Voll zug ge s e t zt werden. 
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- ) Steierm�rksi che s 
Veranstaltungsge s e t z ,  
LGB1 . 1 9 2/ 1 96 9  

Ei ns t e llung b zw .  Unterbre chung von 
Ve�anstaltung�n, besonderer Einsat z 

von Uberwachungs organen 

§ 30 

( 1 ) Di e Ü berwachungsbehörde ( § . 3 1  Z .  2 und 3)  
ist  be fugt , ohne we itere s  Verfahren den Auf­
trag zu e rteilen, eine Veranstaltung s ofort 
zu beendi gen, wenn die s  zur Aufre chte r­
haltung de r öffentli chen Ruhe , Ordnung und 
Si cherhe it  oder zur Abwendung unmittelbar 
drohender Gefahren notwendig ist ; sie  hat 
insbe s ondere Ve ranstaltungen 

1 .  einzustellen, wenn deren Durchführung 
ge gen die B e st immungen de s § 1 6  Abs . 2 
und 3 oder § 34  Abs . 6 ve rst ößt , 

2 .  zur Entfernung von Kindern und Jugendli chen 
zu unterbre chen,  wenn dem § 1 7  zuwi de r­
gehandelt wurde . 

( 2 )  Die Behörde kann die Überwachung von 
Veranstaltungen durch bes onderen Eins at z i hr 
zur Verfügung stehender Organe zur Hintan­
haltung e iner Störung der öffentli chen Ruhe , 
Ordnung und Si che rhe i t  anordnen.  Auf Antrag 
de s Veranstalters kann unter  Abwägung der an 
der Veranstaltung be stehenden öffentli chen 
Intere ssen die Beistellung von Überwachungs­
organen b ewilligt werden.  

( 3) Den Überwachungs organen ist  der fre i e  
Zutritt  zu allen dem Veranstaltungsbet ri e b  
dienenden Räumen,  Plät zen, Anlagen zu ge­
statten und zu e rmö gl i chen.  Der Veranst alter 
hat den von der Behörde mit der Überwachung 
betrauten Organen die notwendi gen Plät ze un­
entgeltli ch zur Verfügung zu stellen. 

Übe rwachungsbehö r den 

§ ) 1  . 

Di e  Aufgaben nach § 29 Abs .  1 und § 30 Abs . 2 
obliegen: 

• 
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1 .  dem Bürge rme i s t e r  im e i �enen Viirkungs be re i ch de r 

Gemeinde , s owe it e s  si ch um Ve rans t al tungen von 

örtli che r B e deutung ( §  1 A a s . 3 )  handel t ;  

2 .  im ö rtli chen Vlirlrungs berei ch e ine r Bunde spoli ze i­

behörde , mi t Ausnahme de r betrie bste chni s chen ,  

b au- und feue rpoli ze il i chen Belange , die s e r  

Behörde ; 

3 .  s onst de r B e zirksve rvval tungs behö rde unt e r  Mi t­

wirkung der Bunde sgendarme rie ( §  3 2 ) . 

XI I .  �li twirku.ng der Bundesgendarme ri e 

§ 3 2  

Di e Organe de r Bunde s gendarmerie haben neb e n  der 

B e s orgung de r im § 30 genannt en Aufgaben be i 

V oll ziehung die se s  Ge s e t zes in dem dur ch das 

G e se t z  vom 2 5 . Okt ober 1 968 , LGB1 . 8/ 1 96 9 ,  

be s t immt en Rahmen mi t zuwirken, s owe it  die se Auf­

gaben von de r Be zirksve rwal tungsbe hörde durchzu­

führen sind . 

Anme rkung: B e zügl i ch T anzs chul b e t rie be s .  die  beim Bunde sl and Burgen­

l and ange führt e  Re cht svors chri ft , die  auch für die S t e i e rmark gil t . 
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( 

-) Tirole r  Veran­
stal tungsge se t z ,  
LGBl . 27/ 1 95 8 , 
i dF LGBl . 48/ 1 96 8  
und 59/ 1 982  

§ 2 7  

( 1 ) Die Ü berwachung der Veranstal tungen auf 
die Einhaltung die ses  Ge s e t ze s  und der in seiner 
Durchführung e rl assenen Verordnungen und ·Be­
s cheide obliegt , unbes chade t de r Zus tändigke it 
der Gemeinde in den Angelegenhe iten der Bau-
und Feuerpoli zei  

a) bei anmelde pfli chtigen Veranstaltungen, die  
nach ihrer Art , nach der Art und dem Umfang 
der Betriebs stätte und nach dem Ausmaß des  
zu e rwartenden Publ ikumsintere ss e s  in ihre r 
Be deutung ni cht übe r den Bere i ch e iner Ge­
me inde hinausre i chen, dem Bürgermeister ,  im 
örtli chen Wirkungsberei ch e ine r Bundespoli zei­
behörde die se r ,  j e do ch mit Ausnahme der be­
trie bste chnis chen Belange ; 

b)  bei allen übri gen Veranstaltungen der Be zirks­
verwaltungsbehörde , im örtli chen Wirkungs­
bere i ch e iner Bundespoli zeibehörde . die ser , 
j e do ch mit Ausnahme der betriebste chni s chen 
Belange • 

. . . 

§ 3 2  

Die Organe der Bundesgendarmerie haben be i der 
Voll ziehung dieses  Gese t ze s  in dem durch das 
Ge set z LGBl . 2/ 1 967 bestimmten Rahmen mit zu­
wirken. 

. _ .  _ _ .�,. . .• , J 
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- )  \ ii ener V e ran­
s t al  tungs ge se t z ,  
LGB1 . 1 2/ 1 97 1 , 
i dF LGB1 . 2 2/ 1 976 , 
1 7/ 1 98 "\ und 
8/1 983 

Ü ue rwa chung de r Ve rans t al tungen und 
V e ranst al t ungs s t ät t en 

§ 2 5  

( 1 ) De r Magi s t rat und d i e  Bun 6e s po l i z e i dire kt i on 

Vii en s i nd b e re cht i gt ,  zu j e  de r Verans t al  tung 

und Probe B e amt e zu ent se nde n ,  um di e Einhal tung 

de r ge se t zl i chen V ors chr i f t e n  und de r auf s i e  ge ­

gründe t e n  B e s che i de zu üb e rw a chen. Di e sen Organe n 

i st zur Ausübung de r ihne n  zus t e henden Ü b e rwa chung 

de r fre i e  Zut r i t t  zur V e rans t al tungs s t ät t e  und 

zu all en dazuge hö ri gen Anlagen und Räumen zu ge ­

s t at t e n .  De n Übe rwachungs o rganen dürf en d i e  zur 

Wahrnehmung i hre r Aufgab e n  e rf o rderl i chen Aus­

künft e  ni cht ve rwe i ge rt we rde n .  

( 2 )  S t e l l t  das Übe rwachungs o rgan d e s  Iilagi s t rat e s  

e i ne G e fährdung de r B e t ri e b s s i che rhe i t  fe s t , die 

we gen drohende r G e f ahr e in unmi t t e l b are s Ein­

gre ifen e rford e rt und dur ch Ert e ilung b e h ö r dl i che r 

Auft räge ni cht o de r  ni cht re cht ze i t i g  b e s e i t i gt 

we rden kann , hat e s  d i e  zur B e s e i t i gung de r G e f ahr 

e rf orderl i chen Anordnungen zu e rt e il en und nö t i ge n­

f al l s  d i e  Verans t al tung ab zubre chen o d e r  de ren 

B e ginn zu verhind e rn .  D e m  Ü b e rwachungs organ d e r  

Bunde s pol i ze id i re kt i on W i e n  obl i e gen auch d i e  

ohne voraus ge gangene s Ve rfahren zu t re ffenden Maß­

nahmen zur S i che rung de s o rdnungs gemäßen V e rl aufe s 

de r Ve ranst altung ( Art . 1 1  Abs . 6 l i t . e EGVG) , 

ins b e s onde re dur ch Ent fe rnung von Ruhe s t ö re rn  und , 

we nn d i e s  ni cht mö gl i ch i s t , durch Unt e rbre chung 

o de r  Eins t ellung de r Ve rans t al tung . Di e Ü b e r­

wachungs o rgane haben au ch d i e  Aufführung von 

Bühnenwe rken ganz ode r t e ilwe i se e in zu s t e ll e n  und 

ihre F ort s e t zung zu unt e rb i nde n ,  wenn di e s  zur 

B e s e i t i gung e i ne s  Mi ß s t ande s dringend ge b o t en i s t  

und d i e  V oraus s e t zungen d e s  § 3 1  vorl i e ge n .  Hi e von 

i s t  de r Magi s t rat unve r zügl i ch zu ve r s t ändi gen ,  

der hi e rübe r b innen e ine r W o che n e inen B e s che i d  

gemäß § 31  zu e rl as s en hat . 
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( 6 ) Ergibt s i ch ,  daß e ine ni cht konze s sions­
pfli chtige Veranstaltung aus si cherheitspoli ze i­
li chen Gründen e iner be s onderen Überwachung be darf , 
so hat die Bundespoli ze idire ktion Wien mi t  Be­
scheid im notwendi gen Ausmaß eine Überwachung 
durch Organe de s ö ffentli chen S i che rhe itsdienstes  
anzuordnen oder auf Ansuchen des  Veranstalters zu 
bewilligen. 

§ 35  

( 3) Der Bundes poli zeidi re ktion Wien obliegt : 

1 • 

2 .  • • •  

3 .  das Re cht de r Berufung gegen Konze ssi onsver­
leihungen ( §  1 8 Abs . 5) , 

4 . • • •  

5 .  die Übe rwachung von Veranstaltungen, s owe it 
sie si ch ni eht auf be tri e Dl!te chni s che., bau- oder 

feuerpol i ze ili che Rücks i chten erstre ckt , 
6 .  die Vors chre ibung o der Bewilli gung von be s onderen 

si cherhe itspoli ze ili chen Übe rwachungen ( §  2 5  
Abs . 6 ) , 

7 .  die Ü be rwachung der S pe rrze iten ( §  26 ) , 
8 .  die Ahndung von Verwaltungsübertre tungen nach 

§ 3 2  Abs .  2 a ;  hiebei sind die Bestimmungen des 
§ 50 vstG 1 9 50 mit der Maßgabe anzuwenden,  daß 
Gel dstrafen bis  zu e inem Hö chstbe t rag von 
S 300 , -- eingehoben werden dürfen,  

9 .  be i Verwaltungsübe rtre tungen nach § 32  Abs . 1 ,  
2 und 3 

a) die F e stnehmung gemäß § 3 5  VStG 1 9 5 0 ,  

b)  di e Vors chreibung e iner Si cherhei tsleistung 
gemäß § 37 VStG 1 9 50 , 

c) das Absehen von e iner F e stnehmung unter 
F e stse t zung e iner Si cherheit ssumme gemäß 
§ 37 a VS tG 1 9 50 , 
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, ,--- . 

d) d i e  E i nhe bung von Or gans t rafve rgügQ�ge n ; 

hie be i s i nd d i e  B e s t immungen d e s  § 50 

VS t G  1 9 50 mi t de r Illaßgaoe anzuwe nde n ,  

daß G e l d s t rafe n  b i s  zu e inem H ö chs t b e t rag 

von S 300 , -- e inge h o b e n  we rden dürf e n .  
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- ) .Vo rarl:)e r,xe r Lande s ge s e t z 
0.',) e r  freiwi llige öffent liche 
Ve rs t e i ce nm . .:e n ( V e r­
st e i s·e rV.ll,;s bese t z ) ,  LGi3l, . 
2 :;,/1 967 

i,�i tV/i rl::ung de r Bunde s gendarme ri e  

� 1 6  

Die Bunde s genda�ne rie  hat bei  d e r  Voll­

zie hung di e s e s  Gese t ze s  im U;nfang d e r  Be­

stiIl1!aungen des Ge set  zes  übe r  die I;Ii t ­

wi rkung de r Bunde s gendamre rie b e i  

d e r  Voll ziehung yon Lande s ge s et zen,  

LGB 1 .  29/1 966 , mit zuwirken . 
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- ) Vo rarlbe rge r Lande s-VolksaD­
st LLIlvngs geset z LGßl .  1 0/1 969  

l.:itwirb.me; der Bunde s gendar,l1e rie 

o 65  
Die  Bunde sgendar.l1e ri e hat bei  der  Voll ziehung 
de s § 66  Abs .  1 und Abs .  2 lit . c ,  d und e 
im Umfal1.g der  Best i:nmungen des  Ge set z e s  über 
die ilii twirkung der Bunde sgendar,l1erie bei  
der  Vollziehung von Landes ge s et zen, 
LGBl.  29/1 9 6 6 , mit zuwirken . 

An:Je rklm z:  Es  handelt s ich dabe i  insbe s onde re um die Ve rb ot e  übe r  
Wahlwerbung, Ansammlungen und das Tragen von Waffen im Ge­
bäude des Wahllokals und in dessen Umkreis , um Wider­
setzlichke it en ge gen Anordnungen d e s  Wahlleit e rs zur Auf­
re cht e rhaltung de r Ruhe und O rdnung bei  der  Wahlhandlung und 
die unbefugt e  He rst e llung, Ve rt reibung und Ve rteilung 
amt liche r St immzet t e l .  

-'-'---' - '  - " ' 0 " ,  . • •• _ _ • • • • • ,. 0 '  . , - • •  _ _  .. , _ "  . • • • .  _ " .• , ._ . �  _ • • • •• • .  � _ . 
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I 
\. 

/ 

-) oÖ . Waldbrand­
be kämpfungsge set z ,  
LGBl . 6 8/ 1 980 

Verhal ten be i einem Waldbrand 
§ 2 

( 1 ) Wer e inen Waldbrand wahrnimmt , ist ver­
pfli chte t ,  ihn nach YJäften zu l ö s chen und den 
Abs chluß der L ö s chmaßnahmen dem nächsten 
Gemeinde amt anzuze igen. I st das Lös chen de s 
Waldbrande s aber ni cht mögl i ch oder ni cht zu­
mutbar, so  i st der Brand sofort der nächsten 
Brandmelde stelle und dem be troffenen Walde i gen­
tümer (Nut zungsbere chti gten) oder e inem s eine r  
zugehörigen F orst organe ( §  1 04 F orstge se t z  1 97 5 )  

oder e inem seiner zugehörigen F orst s chut zorgane 
( §  1 1 0 F orstgeset z 1 97 5 )  ode r der nächsten 
Gendarmerie- oder Poli ze idienststelle oder dem 
nächsten Geme inde amt zu melden. 
. . . 

. _ .. _ .  � _  . .. -.:--
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• 
. l 

-) S t e i e rmdrki s che s 
·\i alds chut zge se  t z ,  
LGB1 . 2 1/ 1 983 

fili tvrirkung de r Buncle s gendarme rie und der  
S i che rhe it swachen de r Bunde s pol i ze i behörden 

§ 2 1  

( 1 )  Di e Bunde sgendarme rie hat Lei  der V oll­

zie hung des § 1 0 ,  § 1 2  und § 1 3  mi t zuwi rken 

dur ch 

1 .  We i t e rle itung von IVlel dungen übe r  Wal dbrände , 

2 .  Maßnahmen zur Vorbeugung ge gen drohende 

Verwaltungsüb e rt re tungen,  

3 .  Maßnahmen ,  di e für die  Einl e i tung und Dur ch­

führung von Ve rwaltungs s trafve rfahren e r­

forderl i ch s ind . 

( 2 ) Di e S i che rhe i t swachen der  Bund e s pol i ze i­

behörden s ind zur Mi twi rkung be i de r W e i t e r­

l e itung von Mel dungen übe r  Waldbrände ver­

pfl i chte t  ( §  1 0  Ab s .  4) . 

Anme rkung: Di e §§  1 0 ,  1 2  und 1 3  be tre ffen Ve rhal t e n  b e i  Brandge fahr , 

Mi t t e l  zur Wal dbrandbe kämpfung und Eingriffe in das Ei gentum • 
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( 

,"� . . 

-) Steiermärkis ches ­
Landesge set z ,  be­
tr.� ffend die �eg­
fre ihe it  im B erg­
l ande , 
LGB1 . 1 07/ 1 922  

. , .:' 

. .  "; 

Wer durch grü
'
tJe'!l

' Unfug ( S chre ien, J ö�e'n, 
TrQmpe tenblasen, S chie ßen, Ablas sen von 
Steinen, Feuermachen u . dgl . ) die Ruhe in 
'i'lald und Flur stört ode r die J agd bee in­
trächt i gt s owie wer , Vie gwe iser,  rtiarkie rungs­
zei chen, Zäune 'u . dgl . be s chädigt ,  Tore offen 
l äßt oder das W� idevieh stört ,  ist von Gendar­
men,  J agd- und Flurhütern, von dem F orstpe rs o­
nal oder von Gemeinde poli zei organen anzuhalten,  
dem nächsten Gemeindevorsteher vorzuführen und 

- • • • _ _  .. ___ ........ _ . .. . - _ .  w_ .. . .. _. _. _-• •  __ • - ___ •• • -� . 
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